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Dokument l1 

Auszug aus einem Vermerk des MfS über Reaktionen in der West-Berliner 
Presse auf Vorfälle an der Grenze (vor 1961) 

[•··] 

4.) Auf Vorschlag des Sekretärs der Bezirksleitung Genossen Neumann2, wurde von 
der Leitung der Volkspolizei der Stadt Berlin (Eickemaier [sic!p und sein Stab) ein 
ausführlicher Plan über Beschränkungen im Verkehr der Bevölkerung zwischen 
dem Westsektor Berlins und dem demokratischen Sektor (Plan „Anton") ausgear-
beitet. In dem Plan sind drei Etappen vorgesehen. 
Die letzte sieht eine vollkommene Einstellung des freien Verkehrs der Bevölkerung 
vor, bis zur Einführung von Sonderausweisen nur für Angestellte der Behörden der 
DDR, die im Westsektor Berlins wohnen. 
Dieser Plan ist nur ein Vorschlag eines maßgebenden Organs, aber die Teilnahme 
einer Gruppe von Mitarbeitern der Volkspolizei an seiner Ausarbeitung kann zu 
einer vorzeitigen Veröffentlichung in der Presse des Gegners - über neue Aktionen 
von unserer Seite - führen. 

1 Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
D D R (künftig: BStU), Sekretariat des Ministers (SdM) 1201, Bl. 243-245, hier Bl. 245, streng 
vertraulicher Vermerk ohne Absender und Adressaten über Reaktionen in der West-Berliner 
Presse auf Vorfälle an der Grenze, ohne Datum. Der im Vermerk erwähnte Plan »Anton" 
muß 1954 oder Anfang 1955 entstanden sein; vgl. BStU, SdM 407, Bl. 6-11, hier Bl. 10, Aus-
züge aus der Sitzung der Sicherheitskommission [nicht im BA-MA-Bestand], ohne TOP, 
17.3. 1955. 

2 Neumann, Alfred (1909-2001). Politbüromitglied. Tischler, 1929 Eintritt in die KPD, 1934 
Emigration über Skandinavien in die UdSSR, 1938/39 Teilnahme am Spanischen Bürger-
krieg. 1941 an die Gestapo ausgeliefert, bis Februar 1945 im Zuchthaus Brandenburg-Gör-
den, dann im SS-Strafbataillon (Brigade Dirlewanger); April 1945 Übertritt zur Roten Ar-
mee, danach bis 1947 in sowjetischer Kriegsgefangenschaft. Seit 1949 in der SED-Landeslei-
tung Berlin, 1951-1953 stellvertretender Oberbürgermeister von Berlin, 1953-1957 1. Sekre-
tär der SED-Bezirksleitung Berlin. 1958-1989 Politbüro-Mitglied, seit 1961 Minister, 
1968-1989 1. Stellv. des Vorsitzenden des Ministerrats. 

3 Eikemeier, Fritz (1908-1985). Generalmajor der VP - Polizeipräsident von Berlin (Ost). 
Hilfsarbeiter, seit 1930 in der KPD, 1936-1939 Teilnahme am Spanischen Bürgerkrieg, 
1940-1945 KZ Sachsenhausen. 1945 Eintritt in die Polizei in Berlin, seit 1949 Vize-Präsident 
des PdVP Berlin. Ende 1949 bis Mitte 1952 Chefinspekteur der Polizeilandesbehörde Bran-
denburg, dann bis September 1953 der BDVP Potsdam. 1953-1964 Präsident der DVP Ber-
lin. 
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Dokument 24 

REGIERUNG 
DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 

MINISTERIUM DES INNERN 

Geheime Verschlußsache! 
Nr. Β 3/1-11/61 
1. Ausf.5 4 Blatt 

Befehl 
des Ministers des Innern 

Nr. 21/61 

5. 6. 1961 

Inhalt: Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit der Hauptstadt der Deutschen 
Demokratischen Republik 

Das zur Zeit bestehende System der Sicherung an der Grenze zwischen Westberlin 
und dem demokratischen Berlin6 sowie der Stand der Einsatzbereitschaft der be-
waffneten Kräfte des Ministeriums des Innern im Raum Berlin entspricht nicht der 
derzeitigen Lage. Die Sicherung der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen 
Republik hat so zu erfolgen, daß der Schutz des demokratischen Berlins vor jeder 
Störtätigkeit des Gegners gewährleistet wird und zur Erhöhung der Sicherheit in 
Berlin beiträgt. 

DAZU BEFEHLE ICH: 

I. 

1. Zur Sicherung an den Übergängen nach Westberlin und entlang der Grenze zwi-
schen Westberlin und dem demokratischen Berlin ist beim Präsidium der Volks-
polizei Berlin ein Sicherungskommando in der Stärke von 1500 Mann zu bilden. 

2. Dem Sicherungskommando obliegt die polizeiliche Kontrolle des Personen- und 
Fahrzeugverkehrs an allen Übergängen nach Westberlin. 

An den Hauptübergängen 
Wollankstraße 
Brandenburger Tor 
Heinrich-Heine-Straße 
Elsenstraße 
Sonnenallee 

erfolgt wie bisher die Kontrolle durch das Amt für Zoll und Kontrolle des Wa-
renverkehrs im Zusammenwirken mit dem Sicherungskommando beim Präsi-
dium der Volkspolizei Berlin. 

4 Bundesarchiv Berlin (künftig: BA Berlin), D O 1/2.2/58322, Befehl Nr. 21/61 des Ministers 
des Innern, 5. 6. 1961. 

5 Ausf. - Ausfertigung. 
6 Gemeint ist Ost-Berlin. 
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Das Sicherungskommando hat weiterhin die Aufgabe: 

-Den Schutz der Grenze zwischen Westberlin und dem demokratischen Berlin zu 
gewährleisten; 

- die notwendige Tiefensicherung entlang der gesamten Grenze durch den Einsatz 
von Posten und Streifen zu organisieren. 
Zur Unterstützung der an der Grenze zwischen Westberlin und dem demokrati-
schen Berlin eingesetzten Kräfte bei polizeilichen Handlungen wie Zuführungen, 
verstärkte Fahndungskontrollen usw., sind in den Abschnitten Pankow, Prenz-
lauer Berg, Mitte und Treptow Schnellkommandos aus dem Bestand des Siche-
rungskommandos zu bilden. 

4. Die Übernahme der Kontroll- und Sicherungsaufgaben durch das Sicherungs-
kommando hat etappenweise zu erfolgen. 

1. Etappe 01.-10. 6. 1961 
2. Etappe 10.-20. 6. 1961 
3. Etappe 20.-30. 6. 1961 

Die Zuführung der Sicherungskräfte durch die HVDVP 7 hat so zu erfolgen, daß 
die ständige Sicherheit der Ubergänge nach Westberlin gewährleistet ist. 

5. Die für die Bildung des Sicherungskommandos benötigten Planstellen sind aus 
dem Bestand der Planstellen der Berliner VP8-Bereitschaften (900) und aus den 
bisher zur Ausbildung verwendeten Planstellen (600) des Präsidiums der Volks-
polizei Berlin zu entnehmen. 
Zur Gewährleistung der Erfüllung der unter 1., 2., festgelegten Aufgaben sind 
aus dem Personalbestand der Berliner Bereitschaften vorbildliche und zuverläs-
sige VP-Angehörige auszuwählen und wie unter 1., 4., etappenweise in das Siche-
rungskommando zu versetzen. Die nötige Zahl von VP-Angehörigen zur ständi-
gen Auffüllung des Kaderbestandes des Sicherungskommandos ist durch die 
Weiterführung des in der Praxis bewährten Aufgebotes der Volkspolizei von vor-
bildlichen Parteimitgliedern und Angehörigen der FDJ 9 aus den Bezirken für 
Berlin zu gewährleisten. 
Durch den Leiter der HVDVP ist mir ein entsprechender Struktur- und Stellen-
plan sowie Ausrüstungsplan für das Sicherungskommando bis zum 10. 6. 1961 
vorzulegen. 

6. Aufgrund der größeren Anforderungen und der erhöhten Verantwortung ist für 
die zur Sicherung der Grenze nach Westberlin eingesetzten VP-Angehörigen der 
Grenzzuschlag von 15% wie bei Angehörigen der DGP 1 0 zu gewähren. 

7. Die Unterbringung der Kräfte aus den Bezirken hat internatsmäßig in Objekten 
der Volkspolizei Berlin, welche als Wohnheime einzurichten sind, zu erfolgen. 

7 H V D V P - Hauptverwaltung Deutsche Volkspolizei. 
8 VP - Volkspolizei. 
9 FDJ - Freie Deutsche Jugend. 

10 D G P - Deutsche Grenzpolizei. 
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II. 

1. Zur Erhöhung der Sicherheit im Raum Berlin ist auf der Grundlage des von mir 
bestätigten Struktur- und Stellenplanes eine Brigade Berlin der Bereitschaftspoli-
zei bis zum 30. 6. 1961 zu bilden. Die Auflösung der bisherigen Berliner Bereit-
schaften hat etappenweise und in Ubereinstimmung mit der Bildung des Siche-
rungskommandos und der Brigade Berlin der Bereitschaftspolizei zu erfolgen. 
Die 2. Bereitschaft (Basdorf) der Bereitschaftspolizei ist den Einheiten der Bri-
gade strukturmäßig anzugleichen und in die Brigade mit einzubeziehen. Die Um-
gruppierung der 2. Bereitschaft ist bis zum 10. 6. 1961 abzuschließen. 

2. Die erforderlichen Planstellen für die zu bildende Brigade Berlin der Bereit-
schaftspolizei sind zu entnehmen: 
a) aus den Planstellen der 2. Bereitschaft Basdorf; 
b) aus dem Bestand des Präsidiums der Volkspolizei Berlin (ca. 2390 Planstellen 

der bisherigen Berliner Bereitschaften). Diese Planstellen sind dem Kom-
mando der Bereitschaftspolizei zu übertragen. 

3. Die Auffüllung der Brigade Berlin hat mit geschlossenen Einheiten aus dem Be-
stand der Bereitschaftspolizei zu erfolgen. Dabei haben sich die Kräfte anteilmä-
ßig aus dem 1., 2. und 3. Dienstjahr zusammenzusetzen. Die Zuführung hat 
durch das Kommando der Bereitschaftspolizei so zu erfolgen, daß die Einsatzbe-
reitschaft der bewaffneten Kräfte für den Raum Berlin voll erhalten bleiben [sie]. 

4. Aus dem Bestand der Brigade ist eine diensthabende Abteilung festzulegen, de-
ren Einheiten schwerpunktmäßig in der Tiefensicherung der Grenze nach West-
berlin in Sitzbereitschaft zu halten sind und ständig für einen unmittelbaren Ein-
satz zur Verfügung stehen. 

5. Die Brigade Berlin der Bereitschaftspolizei gehört zur Bezirksreserve. Die Ent-
scheidung über einen Einsatz dieser Kräfte obliegt der Einsatzleitung Berlin. 

III . 

1. Durch den Leiter der H V D V P und den Kommandeur der Bereitschaftspolizei 
sind die notwendigen Maßnahmen zu treffen, den Personalbestand auf die bevor-
stehenden Strukturveränderungen vorzubereiten. Mit der unmittelbaren Ausar-
beitung der notwendigen Organisation und des Plans der politischen Sicherstel-
lung wird der Leiter der Politverwaltung der H V D V P in Zusammenarbeit mit 
dem Leiter der Politischen Verwaltung des Kommandos der Bereitschaftspolizei 
und dem Leiter der Politabteilung des Präsidiums der Volkspolizei Berlin beauf-
tragt. 

2. Zur Vorbereitung der Versetzung der Kräfte der Berliner Bereitschaften zum Si-
cherungskommando beim Präsidium der Volkspolizei Berlin und zur Bereit-
schaftspolizei sind durch gemeinsame Kommissionen aus verantwortlichen Offi-
zieren des Präsidiums der Volkspolizei Berlin und der Bereitschaftspolizei indivi-
duelle Aussprachen mit den Genossen zu führen. 

3. Entsprechend der strukturellen Veränderungen der bewaffneten Organe sind 
durch den Stab der Einsatzleitung in Berlin die Einsatzdokumente zu über-
arbeiten und meinem Stellvertreter für die bewaffneten Organe bis zum 15. 7. 
1961 vorzulegen. 
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4. Für die Bereitstellung der für die Brigade Berlin der Bereitschaftspolizei und für 
das Sicherungskommando beim Präsidium der Volkspolizei Berlin vorgesehenen 
Bewaffnung, Technik und Ausrüstung ist der Stab des Mdl 1 1 , Abteilung Org.-
Planung'2, verantwortlich. 
Die benötigte Bewaffnung, Technik und Ausrüstung, die über den gegenwärtigen 
Bestand hinausgeht, ist in die Perspektivplanung aufzunehmen. 
Der Stab des Mdl, Abteilung Org.-Planung, hat durch Koordinierung aller Maß-
nahmen der materiellen Sicherstellung eine maximale Einsatzbereitschaft der Bri-
gade Berlin der Bereitschaftspolizei und des Sicherungskommandos des Präsidi-
ums der Volkspolizei zu gewährleisten. 
Die Bestände an Bewaffnung, Ausrüstung und Ausstattung der VP-Bereitschaf-
ten des Präsidiums der Volkspolizei Berlin und der 2. Bereitschaft Basdorf sind 
ab sofort gesperrt. Die erforderliche Umverteilung wird befohlen. 

5. Die Veränderung der Waren- und Materialpläne (außer der Teile Bewaffnung und 
Ausrüstung), der Lebensmittelpläne, der Invest- und Werterhaltungspläne sind 
durch das Kommando der Bereitschaftspolizei und die H V D V P bis zum 20. 6. 
1961 zu überarbeiten. 
Der Leiter der Verwaltung Versorgungsdienste des Mdl hat die Durchführung zu 
koordinieren. 

6. Die Finanzverwaltung des Mdl hat in Verbindung mit den Finanzorganen des 
Kommandos der Bereitschaftspolizei und der H V D V P den Haushaltsplan 1961 
entsprechend der gestellten Aufgabe zu überarbeiten und mir bis zum 31. 7. 1961 
zur Bestätigung vorzulegen. 

7. Für alle sich aus diesem Befehl ergebenden Objektveränderungen ist unter der 
Leitung des Chefs des Stabes in Verbindung mit dem Leiter der Verwaltung Ver-
sorgungsdienste des Ministeriums des Innern, dem Kommando Bereitschaftspo-
lizei und dem Präsidium der Volkspolizei Berlin eine Kommission zu bilden, die 
ihre Vorschläge zur Neubelegung der Objekte bis zum 10. 6. 1961 zu unterbrei-
ten hat. 

8. Der Chef des Stabes des Mdl ist für die Organisierung und Durchführung aller 
Maßnahmen, die sich durch meinen Befehl ergeben, verantwortlich. Unter seiner 
Leitung ist eine Arbeitsgruppe zu bilden, die sich aus Offizieren 

des Stabes des Mdl 
des Kommandos der Bereitschaftspolizei 
der HVDVP 
des PdVP1 3 Berlin 
der Verwaltung Versorgungsdienste des Mdl 
der Kaderverwaltung des Mdl 

zusammensetzt. 

11 Mdl - Ministerium des Innern. 
12 Org.-P'.anung - Organisation und Planung. 
13 PdVP - Präsidium der Volkspolizei (existierte nur in Ost-Berl in) . 
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Der Plan der Maßnahmen ist meinem Stellvertreter für die bewaffneten Organe 
bis 10. 6. 1961 zur Bestätigung vorzulegen. 

Mar on14 

Minister des Innern Maron 

Kennwort: Sicherheitsmaßnahmen/Hauptstadt Berlin 

Dokument 315 

MINISTERIUM O.U.'&.den 1961 
FÜR NATIONALE VERTEIDIGUNG 
- Operative Verwaltung -
Gkdos.-Tgb.-Nr.17: Va//44/61 

Geheime Kommandosache 
3 Ausfertigungen 
3. Ausfertigung = 2 Blatt 

Durch den Abschluß eines Friedensvertrages mit der D D R Ende dieses Jahres ist es 
erforderlich, in den nächsten Monaten folgende Fragen zu klären: 

1. Abstimmung wichtiger Fragen mit dem Oberkommando der Vereinigten Streit-
kräfte und der Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland über die 
Gewährleistung des militärischen Schutzes der DDR im Falle aggressiver 
Handlungen der Westmächte. 

2. Die Präzisierung der Termine für die Reorganisation der Verbände18 und Trup-
penteile19 der NVA20, sowie die Erhöhung ihres Kampfwertes durch die be-
schleunigte Zuführung bestimmter Kampftechnik. 

3. Die Aufnahme der Funktechnischen Truppen der NVA in das System der Luft-
verteidigung der Vereinigten Streitkräfte. 

14 Maron, Karl (1903-1975). Generaloberst der VP (1961) - Minister des Innern. 1926 Eintritt 
in die K P D , bis 1934 Parteiarbeit, dann Emigration nach Schweden. 1935 weiter in die 
UdSSR, dort Stellv. Leiter der Nachrichtenagentur SU-Press. 1943-1945 Stellv. Chefredak-
teur der Zeitung „Freies Deutschland". 1945 zusammen mit der Gruppe Ulbricht nach Ber-
lin, dort zunächst 1. Stellv. Oberbürgermeister, 1949-1950 Stellv. Chefredakteur des „Neuen 
Deutschland". 1950-1955 Chef der Deutschen Volkspolizei, dann Ernennung zum Minister 
des Innern. 1963 Rücktritt aus gesundheitlichen Gründen, ab 1964 Leiter des Instituts für 
Meinungsforschung beim Z K der SED. 

1 5 Bundesarchiv-Militärarchiv (künftig: BA-MA), DVW-1/18790, Bl. l f . , Schreiben der Ver-
waltung Operativ des Ministeriums für Nationale Verteidigung, ausgefertigt durch Oberst-
leutnant Skerra, 22. 6. 1961. 

1 6 O . U . - Ort der Unterkunft. 
17 Gkdos.-Tgb.-Nr. - Geheime Kommandosachen-Tagebuch-Nummer. 
18 In der Militärsprache der D D R Bezeichnung für eine Division. 
1 9 In der Militärsprache der D D R Bezeichnung für ein Regiment. 
2 0 N V A - Nationale Volksarmee. 
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4. Abschluß aller vorbereitenden Maßnahmen für die Mobilmachung der NVA. 
5. Schaffung eines Systems zur Blockierung westberliner Flugplätze, z . B . mit: 

- Ballons 
- Mitteln der funktechnischen Gegenwirkung 

rings um Westberlin bzw. an den Einflugschneisen. 
6. Vorbereitung der möglichen Standortveränderungen im demokratischen Berlin 

a) Herauslösung der sowjetischen Truppen 
b) Neubelegung durch Truppen der 1. M S D 2 1 

7. Beschleunigte Durchführung und Beendigung der Maßnahmen zur Verstärkung 
der Staatsgrenze West durch die DGP. 

8. Vorbereitung aller Maßnahmen, die eine Übernahme der Kontrollfunktionen 
über westliche Militärtransporte gewährleisten. (Schaffung von Kommandantu-
ren und Kontrolleinheiten). 

9. Herbeiführung einer Klärung über die westlichen Militärverbindungsmissionen 
in der D D R . 

10. Regelung des Betretens der Hauptstadt der D D R durch Militärangehörige der 
westlichen Mächte. 

11. Beschleunigte Ausarbeitung der Gesetzesvorlagen über den Staatsnotstand (Mi-
litärpflicht, Ausnahmezustand u.a.) 

12. Vorbereitung der Proklamation der Hoheitsgewässer durch die Regierung der 
D D R (evtl. 6 s m » ) , 

13. Uberprüfung der materiellen und finanziellen Erfordernisse zur Sicherstellung 
der o.g. Maßnahmen und der Möglichkeit ihrer Realisierung. 

Dokument 423 

Streng Vertraulich! Berlin, den 18. 8. 1961 

Protokoll 
über die Dienstbesprechung am 7. 7. 1961 

Beginn: 9,00 Uhr 
Ende: 13,00 Uhr 

Anwesend: siehe Anwesenheitsliste Anlage l 2 4 

Tagesordnung: Die Aufgaben des MfS 2 5 zur Durchführung der Beschlüsse der 
13. Tagung des Z K 2 6 der S E D 

2 1 M S D - Motorisierte Schützendivision. 
2 2 sm - Seemeilen. 1 Seemeile entspricht 1,85 km. 
2 3 BStU, SdM 1557, Bl. 247 -255 , Protokoll der Dienstbesprechung vom 7. 7. 1961 beim Mini-

ster für Staatssicherheit, 18. 8. 1961. 
2 4 Vgl. ebenda, Bl. 256 (hier nicht dokumentiert) . 
2 5 MfS - Ministerium für Staatssicherheit. 
2 6 Z K - Zentralkomitee (der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands). 
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Zu Beginn der Dienstbesprechung gedachten alle Genossen durch Erheben von den 
Plätzen des verstorbenen 

Genossen Generalmajor [geschwärzt] 
Der Genösse Minister verlas die Erwiderungen der Genossen [geschwärzt] und [ge-
schwärzt] auf die Beileidsbekundungen des MfS. 

In Auswertung der 13. Tagung des ZK stellte der Genösse Minister im wesentlichen 
folgende Probleme und Aufgaben: 
Die 13. ZK-Tagung und die ihr folgende Tagung der Volkskammer wirft einige neue 
wichtige Probleme auf. Darum müssen die Dokumente dieser Tagungen gründlich 
studiert und ausgewertet werden. 
Alle Leiter sind verpflichtet, als Funktionäre der Partei so zu wirken, daß sie durch 
ihre Arbeit die politischen Probleme in die konkrete operative Arbeit umschlagen 
lassen. 

Die Hauptprobleme: 
1. Der Friedensplan ist für alle Menschen von Nutzen. 

Von deutschem Boden darf nie wieder ein Krieg ausgehen. ZK und Volkskammer 
brachten die Uberzeugung zum Ausdruck, daß nicht geschossen sondern verhan-
delt werden wird. Die D D R ist zu Verhandlungen bereit, jedoch nicht damit der 
Gegner Zeit gewinnt. Für den Abschluß des Friedensvertrages ist eine Frist ge-
stellt. 
Die Durchsetzung des Friedensplanes erfordert alle Anstrengungen zur Bändi-
gung des deutschen Militarismus zu unternehmen. 
Der Friedensplan berechtigt zu den Hoffnungen, daß die Bonner Regierung doch 
noch zu Verhandlungen kommen wird. Die Forderung nach Verhandlungen ist 
eine mobilisierende Kampflosung und muß überall aufgegriffen werden. 
Gerstenmaier27 spricht auch vom Frieden. Er spricht aber so wie schon Hitler ge-
sprochen hat. Darum muß das Gerede Gerstenmaiers vom Frieden aufgedeckt 
und enthüllt werden. 
Die Sicherung des Friedens erfordert, daß wir die Bonner Machthaber an den 
Verhandlungstisch zwingen, bevor Strauß28 mit seiner Atomrüstung fertig ist. 
Die nationale Verantwortung erfordert es, durch den Friedensvertrag die Überre-
ste des II. Weltkrieges zu beseitigen und damit die Lunten für einen III. Weltkrieg 
auszutreten. 
Gegenwärtig ist Westberlin die Lunte am Pulverfaß. 

2 7 Gers tenmaier , Eugen (1906-1986). Deu t sche r Pol i t iker u n d Theologe . Angehör iger des 
Kreisauer Kreises, nach d e m 20. Juli 1944 zu 7 Jahren Zuch thaus verurteil t . 1945 bis 1951 
Leiter des Evangel ischen Hi l f swerkes . 1949 bis 1969 Mitglied des Deu t schen Bundestages, 
ab 1954 dessen Präs ident . 1956 bis 1969 Stellv. Vors i tzender bzw. Mitglied des Präs id iums der 
C D U . 1969 Rück t r i t t als Präs ident des Bundestages und A u f g a b e seiner anderen Amter . 

2 8 Strauß, F ranz Josef (1915-1988). Deu t sche r Pol i t iker u n d bayer ischer Minis terpräs ident . 
1945 M i t b e g r ü n d e r der C S U , von 1949 bis 1952 deren Generalsekretär . 1951 bis 1961 
Stellv. CSU-Vors i tzender , ab 1961 bis zu seinem Tod CSU-Vors i tzender . 1948 bis 1978 Mit-
glied des Deu t schen Bundestages , ab 1953 Bundesminis te r f ü r besondere Aufgaben . 1955/56 
Bundesmin is te r f ü r A t o m f r a g e n , dann bis 1962 Verteidigungsminister . 1966-1969 Bundes-
finanzminister. Seit N o v e m b e r 1978 bayer ischer Minis terpräs ident . 
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Genösse W. Ulbricht hat in seiner Rede vor der Volkskammer Adenauer an seine 
Worte aus dem Jahre 1946 erinnert und diese mit seinen Reden aus dem Jahre 
1960 verglichen. Wir wollen Frieden in Deutschland, so wie es Adenauer 1946 
selbst sagte. 
Was ist der Inhalt des Friedens Vertrages? Er ist kein Diktat, sondern Grundlage 
für Beratungen zwischen den beiden deutschen Staaten. 
Die Fixierung der deutschen Grenzen, so wie sie jetzt bestehen, entsprechen dem 
Ergebnis des II. Weltkrieges. Hitlers Gefolgsleute, die Urheber dieser Entwick-
lung, sitzen heute wieder im Bonner Staat an wichtigen Stellen. 
Welche Vorteile würde ein Friedensvertrag der D D R bringen? Die Festigung der 
völkerrechtlichen Stellung, die Souveränität würde gestärkt usw. 
Die D D R ist der rechtmäßige deutsche Staat. (Vergleiche die Entwicklung in den 
beiden Teilen Deutschlands). Die Bonner Machthaber haben vor einem Friedens-
vertrag Angst, weil er aller Welt offen zeigen würde, daß die Politik Bonns, die 
D D R und S U 2 9 zum Rückzug zu zwingen, gescheitert ist. 
Aus Pressestimmen und Reden offizieller Kreise in Bonn geht hervor, daß sie 
diese Entwicklung selbst erkennen. Zum Beispiel schrieb der „Münchner Mer-
kur", daß es angesichts der Lage zweckmäßig ist, zum Guerilla-Kampf überzuge-
hen. 
Daraus ergibt sich die wichtige Frage der breiten Mobilisierung aller Mitarbeiter 
zur Wachsamkeit und Gründlichkeit in der Arbeit. Obwohl die westlichen Spe-
kulationen irreal sind, müssen wir damit rechnen, daß gewisse Kräfte angeregt 
werden und zur offenen Auseinandersetzung übergehen. Auch dann wenn die 
deutschen Militaristen Atomwaffen erhalten, ändert sich das Kräfteverhältnis der 
Welt nicht. 

2. In Bezug auf die Lage in Westberlin müssen die in der Volkskammer gestellten 
Fragen und Antworten gründlich studiert werden. Genösse Ulbricht hat erneut 
versichert, daß die D D R den Status einer Freien Stadt Westberlin garantiert. 

3. Genösse Ulbricht betonte auf der 13. ZK-Tagung, daß der Friedensvertrag große 
und komplizierte Aufgaben stellt. Diese Aufgaben sind jedoch zu erfüllen, wenn 
wir für ihre Lösung alle Bürger mobilisieren und alle Menschen ihre Aufgaben 
erfüllen. Jetzt muß schon in Vorbereitung der Wahlen erreicht werden, daß alle 
Schichten der Bevölkerung in die Arbeit zur Stärkung unserer Republik einbezo-
gen werden. 
Der Kampf um den Abschluß des Friedensvertrages wird eine Periode des ver-
stärkten Widerstandes der aggressiven Kräfte bringen. Gegner des Friedens sind 
zu allem fähig. Durch unsere Offensive müssen wir den Gegner zum Kampf stel-
len und entlarven. Wer gegen den Friedensvertrag ist, ist für den Krieg. Eine sol-
che Einschätzung erfordert, daß wir genau die Schwerpunkte des Feindes kennen 
und die operative Arbeit entsprechend organisieren. 
Der Gegner ist uns gegenwärtig in einigen ökonomischen Fragen noch überle-
gen. Es ist notwendig, daß wir bei unseren Menschen darum eine bestimmte 
„Opferbereitschaft" erzeugen und alle Anstrengungen unternehmen zur Auf-
holung auf bestimmten Gebieten. 

2 9 SU - in der D D R umgangssprachlich für Sowjetunion. 
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4. Das zentrale Problem für die Arbeit der Staatssicherheit besteht darin, daß wir 
rechtzeitig erfahren und wissen, was beabsichtigt der Gegner. Seine Kriegsdro-
hungen sind Bluff und sollen vom Friedensvertrag ablenken. Aber die Feinde des 
Friedens sind auch zu den gemeinsten Provokationen fähig. Die Geschichte lehrt, 
der deutsche Militarismus ist nicht fähig, die Lage real zu beurteilen. 
In diesem Zusammenhang muß auch den westdeutschen Bürgern erklärt werden, 
daß man nicht für den Frieden sein kann, wenn man gleichzeitig bereit ist, gegen 
die D D R tätig zu werden. 
Durch unsere Arbeit müssen wir zur weiteren Forcierung des Differenzierungs-
prozesses in Westdeutschland und zur Zersetzung der Kräfte des Friedens beitra-
gen. Die Bedeutung der D D R ist in Westdeutschland noch stärker zu publizie-
ren. Es muß eine solche Lage erreicht werden, daß selbst in Westdeutschland 
Kräfte heranwachsen, die die D D R verteidigen und gegen Handlungen gegen die 
D D R vorgehen. 
Im Rahmen der Vorbereitung der Bundestagswahlen am 17.9. müssen Maßnah-
men in dieser Richtung durchgeführt werden. 

5. Die Durchsetzung des Friedensplanes erfordert die weitere Festigung und Stär-
kung der D D R . Unter der gesamten Bevölkerung muß eine patriotische Einstel-
lung zur Mithilfe bei der Lösung unserer schweren Aufgaben erreicht werden. 
Im Vordergrund steht die Erfüllung der ökonomischen Aufgaben. Störungsfreie 
Wirtschaft schaffen. Darüber hinaus muß der Wille zur Verteidigung der D D R 
erzeugt werden. 
Die Argumente des Feindes müssen im offensiven Kampf zerschlagen werden. 
Zur Festigung der D D R ist die Weiterführung der Blockpolitik von Wichtigkeit. 
Die Erklärung des Staatsrates muß erneut in Erinnerung gerufen und weiter 
durchgesetzt werden. Teilweise wird die Staatsratserklärung noch zu wenig be-
achtet3 0 . 
In der Arbeit der staatlichen Organe muß eine weitere Qualifizierung erreicht 
und die operative Leitungsarbeit unter Einbeziehung großer Teile der Bevölke-
rung verstärkt werden. Beseitigung bürokratischer Erscheinungen und Hemm-
nisse. 
Innerhalb des MfS müssen wir selbst ein Maximum an Arbeitsergebnissen errei-
chen. 

6. Das 13. Plenum hat weiterhin Maßnahmen zur Qualifizierung der operativen 
Leitung der Volkswirtschaft beschlossen. Zum Beispiel die Schaffung des Volks-
wirtschaftsrates und der Staatlichen Plankommission3 1 . 
Wie sollen diese Aufgaben gelöst werden? 

3 0 Gemeint ist hier die Erklärung des Z K der S E D , des Staatsrates und des Ministerrates der 
D D R und der Nationalen Front des demokratischen Deutschlands vom 14. 6. 1961, abge-
druckt in: D z D IV/6 , S. 896-900 . 

3 1 Im Juli 1961 wurden in Ausführung der Beschlüsse des 13. Plenums des Z K zur Steigerung 
der bisherigen Effizienz der staatlichen Planung die bisher mit Industrieplanung befaßten 
Hauptabteilungen aus der Staatlichen Plankommission ausgegliedert und als Volkswirt-
schaftsrat unter der Leitung von Alfred Neumann in den Rang eines selbständigen Ministe-
riums erhoben. Das Unvermögen des Volkswirtschaftsrates zur Planung und Leitung einer 
raschen industriellen Entwicklung führte 1965 zu dessen Auflösung. 
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- Der Kampf um den Abschluß des Friedensvertrages ist mit dem Kampf um die 
Erfüllung der Volkswirtschaftspläne und der Aktivierung der politischen Mas-
senarbeit verbunden. 
Um bei allen Mitarbeitern das richtige Verständnis für die Probleme des Klassen-
kampfes in der D D R zu schaffen, müssen in den Grundorganisationen die politi-
schen Hauptfragen beraten werden und die Grundorganisationen, besonders in 
den Kreisdienststellen, müssen sich noch schneller zu wirklichen Kampfkollekti-
ven entwickeln. 

- Unsere Grundorganisationen müssen selbst aktiver werden und jeden Genossen 
prüfen, wie er seine Pflichten als Mitglied der Partei erfüllt. 

- Für die politisch-operative Arbeit müssen reale und wirksame Kampfpläne erar-
beitet werden. Sie müssen die Maßnahmen zur Bekämpfung des Feindes und zur 
Überzeugung noch schwankender Kräfte enthalten. Maßstab für die Erfüllung 
der Parteibeschlüsse sind die Ergebnisse der operativen Arbeit. Dazu muß die 
persönliche Verantwortung erhöht und die Einsatzbereitschaft aller Einheiten 
gestärkt werden. 
Wir müssen selbst auch noch stärker nach außen wirken, zum Beispiel bei der 
Schaffung von Parteiorganisationen in allen LPG3 2 . Insgesamt muß der Entwick-
lung der genossenschaftlichen Arbeit noch mehr Beachtung beigemessen werden. 
In der Parteiarbeit müssen wir den z.T. vorhandenen Dualismus überwinden. 
Die eigene schöpferische Tätigkeit muß breit entfaltet werden. 
Das geistige und kulturelle Leben muß noch breiter entfaltet werden. 
Der Kampf gegen Verschwendung und für Sparsamkeit muß weiter durchgeführt 
werden. Im persönlichen Leben müssen unsere Mitarbeiter auf dem Boden blei-
ben und vom allgemeinen Lebensstandart [sie!] der Bevölkerung ausgehen. 
In Vorbereitung der Wahlen müssen unsere Genossen einen aktiven Beitrag zur 
Stärkung der D D R leisten, indem sie innerhalb der Nationalen Front arbeiten. 

Zu einigen operativen Fragen: 

Auf Grund der Situation hat die Partei alle Kräfte in der D D R zur Wachsamkeit 
und Erhöhung der Verteidigungsfähigkeit aufgerufen. Trotz des Kräfteverhält-
nisses ist die Gefahr offener Auseinandersetzung vorhanden. Die herrschenden 
Kreise des Westens sind über die wirkliche Lage nicht real informiert. 
In der D D R gibt es eine Reihe bestimmter Schwierigkeiten. Eine Untersuchung 
zeigt, daß zum Teil in den Bezirken, wo am 17. Juni 1953 stärkere Provokationen 
waren auch heute noch gewisse Schwierigkeiten bestehen. Auch in der Stimmung 
der Bevölkerung müssen die Veränderungen genauer verfolgt und beachtet wer-
den. 
Die Kirche arbeitet unter den Bauern aktiv. Eine Reihe Austritte aus der LPG 
haben dort ihre Ursachen. 
Teilweise treten Rückkehrer und Erstzuziehende negativ auf. 
Mitunter weichen Partei- und Staatsfunktionäre vor den Aufgaben zurück und 
setzen die Linie der Partei nicht durch. An einigen Orten sind subjektive Schwä-
chen und Mängel die Ursache für auftretende Schwierigkeiten. 

32 L P G - Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft. 
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Der Gegner arbeitet nach einem bestimmten Plan in Bezug auf die Organisierung 
der ideologischen Diversion3 3 . Von unseren Mitarbeitern wird noch nicht immer 
diese Feindtätigkeit wirksam bekämpft. 
Der Gegner versucht, schwache Punkte in der D D R (z.B. Hennigsdorf3 4) für 
seine Provokationsversuche gegen den Abschluß eines Friedensvertrages auszu-
nutzen. Darum ist die Lage ständig einzuschätzen, weil sie aus verschiedenen 
Gründen Veränderungen unterworfen ist. Bei der Einschätzung der Lage sind 
selbst unscheinbare Informationen gründlich auszuwerten und zu beachten. 
In der gesamten Arbeit dürfen wir dem Feind nicht das Feld überlassen. Alle 
Vorkommnisse sind aufzuklären. 
Waffenfunde sind in den letzten Wochen wieder häufiger geworden. 
In Berlin stellen wir fest, daß eine Anzahl von Republikfluchten entstehen, weil 
das Grenzgängerproblem angepackt wird. Die Aufklärung der Gründe der Re-
publikflucht muß von beiden Seiten, also von der D D R aus aber auch vom We-
sten aus erfolgen. 
In der nächsten Zeit müssen alle Maßnahmen ergriffen werden, um die Personen 
unter Kontrolle zu bekommen, die zum Kirchentag fahren3 5 . 
Abschließend machte der Genösse Minister auf der Grundlage erarbeiteter 
Schlußfolgerungen (siehe Dokument vom 17. 7. 61 W S 3 6 007/401/61) folgende 
Bemerkungen: 
Überarbeitung der Schlußfolgerungen und als Arbeitsanleitungen den Leitern 
der Einheiten zustellen; 
In der nächsten Zeit alles Material auf den Linien zusammentragen, damit zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt nach einem einheitlichen Plan operative Maßnahmen 
durchgeführt werden können; 
Prüfen, wo die Möglichkeit besteht, einige Organisatoren der Austrittsbewegung 
aus L P G zu entlarven; 
Zusammenfassend wies der Genösse Minister nochmals auf solche Fragen wie 
Verbesserung der Objektbearbeitung 
Qualifizierung der analytischen Arbeit 
Verstärkung der operativen Bearbeitung des Staatsapparates 
Verstärkung der Sicherung der Staatsgrenze West und Ring um Berlin 
und Erhöhung der Verantwortung aller Mitarbeiter 
hin. 
Zum Ende der Dienstbesprechung wies der Genösse Minister an, daß während 

Diversion: In der Sprache der D D R waren hiermit tatsächliche oder vermeintliche Angriffe 
auf die politische, wirtschaftliche und militärische Macht eines sozialistischen Staates, vor 
allem durch Sabotage und Spionage, gemeint. Als Diversion galt jede „Zersetzungsarbeit 
imperialistischer Kräfte", vor allem auf ideologischem Gebiet. Vgl. Wörterbuch der Staats-
sicherheit, S. 77 f. 
Industriegemeinde nordwestlich von Berlin. Die dort im Stahl- und Walzwerk sowie einer 
Lok- und Isolatorenfabrik beschäftigten Arbeiter waren bereits 1953 maßgeblich am Juni-
Aufstand beteiligt. Im Juni 1961 protestierten sie in einem gemeinsamen Schreiben an Ulb-
richt gegen zahlreiche Mängel in der Versorgung. 
Der für Juli 1961 geplante Evangelische Kirchentag in Berlin wurde am 9. 7. 1961 durch das 
Mdl offiziell verboten. Am 11. 7. 1961 verweigerte die D D R den Delegierten des Kirchen-
tages den Zutritt nach Ost-Berl in. 
W S - Vertrauliche Verschlußsache. 
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G e h e i m e K o m m a n d o s a c h e ! G k d o s . - T g b . - N r . : M / 7 0 7 0 9 / 6 1 
A u s f e r t i g u n g e n 
1. A u s f e r t i g u n g = 2 B l a t t 

A n d e n 
Minis ter f ü r N a t i o n a l e V e r t e i d i g u n g 
der D e u t s c h e n D e m o k r a t i s c h e n R e p u b l i k 
- p e r s ö n l i c h -

3 7 Generalltn. - Generalleutnant. 
3 8 Walter, O t t o (1902-1983) . Generalleutnant (1959) - 1. Stellv. Minister für Staatssicherheit. 

Ausbildung zum Zimmermann, 1920 Eintritt in die K P D . 1933 wegen illegaler Parteitätig-
keit verhaftet und nach Verbüßung einer dreijährigen Haftstrafe ins K Z Sachsenhausen ein-
gewiesen. A b 1945 Mitarbeiter der KPD-Landesleitung in Sachsen-Anhalt. 1949 Wechsel 
zur Staatssicherheit, 1951 bis 1953 Leiter der Hauptabteilung Politkultur. 1953 Ernennung 
zum Stellv. Minister, ab 1957 1. Stellv. Minister für Staatssicherheit. 1964 wegen Differenzen 
mit Minister Mielke entlassen und in den Ruhestand versetzt. 

3 9 Ludwig, Egon ( ' '1929). Generalmajor (1983) - Sekretär des Kollegiums des MfS. Ausbildung 
zum Maschinenschlosser, seit 1945 in der K P D . 1948 zur VP, ab 1951 Mitarbeiter des MfS. 
Ab 1953 persönlicher Referent des Ministers, 1957 Ernennung zum Sekretär des Kollegiums 
des MfS, ab 1961 Leiter des Büros der Leitung des MfS. Seit 1966 Vorsitzender der zum MfS 
gehörenden Sportgemeinschaft Dynamo Hohenschönhausen. Im Dezember 1989 von sei-
nen Funktionen entbunden, seit 1990 im Ruhestand. 

4 0 Mielke, Erich (1907-2000) . Armeegeneral (1980) - Minister für Staatssicherheit. A b 1927 
Mitglied der K P D , 1928-1931 Lokalreporter der „Roten Fahne". 1931 Ermordung von zwei 
Polizisten in Berlin, dann Flucht in die UdSSR, dort Ausbildung zum militärpolitischen 
Lektor. 1936-1939 bei den Internationalen Brigaden in Spanien, 1940-1941 in Frankreich in-
terniert, dann bis 1943 in Südfrankreich als Holzfäller tätig, gleichzeitig Mitarbeiter der ille-
galen KPD-Lei tung in Frankreich. 1944 Angehöriger der Organisation Todt, 1945 Rückkehr 
nach Berlin. 1946-1949 Vizepräsident der Deutschen Verwaltung des Inneren, dann bis 1950 
Leiter der Hauptverwaltung zum Schutz der Volkswirtschaft im Mdl , gleichzeitig ab 1950 
Mitglied des Z K der S E D . 1950-1953 Staatssekretär im MfS, 1953-1955 Stellv. Staatssekretär, 
1955-1957 Stellv. Minister für Staatssicherheit. 1957-1989 Minister für Staatssicherheit. Im 
November 1989 Rücktritt , wenig später verhaftet und 1993 wegen der Polizistenmorde zu 
sechs Jahren Gefängnis verurteilt. 1995 Haftentlassung auf Bewährung. 

41 B A - M A , A Z N 32595, Bl . 25 f., Schreiben von Grecko an Hoffmann, 15. 7. 1961. 
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Mit dem Ziel der Erhöhung der Gefechtsbereitschaft der Truppen bine ich Sie, im 
Einvernehmen mit der Regierung der D D R , folgende Maßnahmen durchzuführen: 

1. Zum Ol. September zwei PD 4 2 , vier MSD, die Truppen der Luftstreitkräfte/Luft-
verteidigung in erhöhte Bereitschaft zu versetzen. 

2. Im Monat Juli/August durchzuführen, die Registrierung des Personalbestandes 
und der notwendigen Technik für die Aufstellung von zwei Brücken-, drei Stra-
ßen-Kommandantenbrigaden43 und vier Flugplatz-Pionierbataillone/«/ mit ei-
nem Zeitraum der Mob.44-Bereitschaft von nicht mehr als zwei bis drei Tagen. 
Für diese Verbände sind in Abstimmung mit dem Oberkommandierenden der 
Gruppe der sowjetischen Truppen in Deutschland die Aufgaben für die Wieder-
herstellung von Brücken, Flugplätzen und die Organisation des Kommandanten-
dienstes auf dem Territorium der D D R frühzeitig festzulegen. 

3. Bis zum Ol. September durchzuführen die Registrierung der Kfz. und der Kraft-
fahrer für die Aufstellung von 40 Kfz.-Kolonnen des Typs eines Kfz.-Bataillons 
(10000 Lkw) und 6 Kfz.-Kolonnen des Typs einer Kfz.-Sanitätskompanie (600 
Kfz.), damit sie im Fall der Notwendigkeit im Verlaufe eines Tages einberufen 
und der Gruppe der sowjetischen Truppen in Deutschland übergeben werden 
können. 

4. Vorzusehen die Bereitstellung aus den Beständen der D D R für die Belange der 
sowjetischen Truppen: 40000 bis 50000 t Autobenzin und 60000 bis 70000 t 
Dieselkraftstoff mit nachfolgender Kompensierung. 

5. Vorzusehen die Bereitstellung von 500 Kfz. mit Kraftfahrern am ersten Einsatz-
tag für die Lazarette der Gruppe der sowjetischen Truppen in Deutschland sowie 
die Bereitstellung von Unterkunft und Aufstellung von Lazaretten für 20000 
Betten für die Gruppe der sowjetischen Truppen. 

Der Oberkommandierende der sowjetischen Truppen in Deutschland hat Anwei-
sung über alle Maßnahmen der Erhöhung der Gefechtsbereitschaft in der NVA der 
D D R . 

Hochachtungsvoll! 
Oberkommandierender der Vereinten Streitkräfte 
Marschall der Sowjetunion 
A. Gretschko4 5 

15. Juli 1961 

4 2 PD - Panzerdivision. 
4 3 Der Kommandantendienst sollte die rechtzeitige und gedeckte Verlegung, Konzentrierung, 

Entfaltung und Unterbringung der Truppen sowie die Aufrechterhaltung von Ordnung und 
Tarnung während des Marsches und im Konzentrierungsraum gewährleisten. 

4 4 Mob. - Mobilmachung. 
4 5 Grecko, Andrej Antonovic (1903-1976). Marschall der Sowjetunion (1955) - Oberkomman-

dierender der Vereinten Streitkräfte. In der Roten Armee seit 1919. 1936 Abschluß an der 
Frunse-Militärakademie, 1941 Absolvent der Militärakademie des Generalstabes, danach Ein-
satz als höherer Kavallerieoffizier. 1943-1945 Kommandeur der 1. Gardearmee. Oberkom-
mandierender des Kiewer Militärbezirkes von 1945-1953, danach bis 1957 Befehlshaber der 
Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland. 1957-1960 1. Stellv. Verteidigungsmi-
nister der UdSSR, Chef der Landstreitkräfte. 1960-1967 Oberkommandierender der Verein-
ten Streitkräfte des Warschauer Vertrages. 1967-1976 Verteidigungsminister der Sowjetunion. 
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Dokument 646 

Auszug aus dem Bericht der ZK-Abtei lung für Sicherheitsfragen vom 24. Jul i 1961 
zur Kampf- und Einsatzbereitschaft der Deutschen Volkspolizei in Ost-Berl in 

24. 7./3401 Geheime Verschlußsache 
ZK 34 2040/61 
3 Exemplare je . . .Blatt 
1 Exemplar 19 Blatt 

Abtei lung für Sicherheitsfragen Berlin, den 24. 7. 61 

Bericht 
über die Kampf- und Einsatzbereitschaft 
der Kräfte des Präsidiums der Deutschen 

Volkspolizei in Berlin 

1. Ubersicht über die vorhandenen Kräfte des 
Präsidiums der Deutschen Volkspolizei in 
Berlin 

2. Der innere Zustand in den Dienststellen der 
Deutschen Volkspolizei in Berlin 

3. Einige Probleme der polizeil ichen Lage in 
Berlin 

4. Welche Maßnahmen sind zur Erhöhung der 
Kampf- und Einsatzbereitschaft notwendig 

1. Übersicht über die vorhandenen Kräfte des Präsidiums der Deutschen Volkspoli-
zei Berlin 

Auf Beschluß des Nationalen Verteidigungsrates vom 9. 5. 6147 wurden zur Erhö-
hung der Sicherheit in Berlin und Sicherung der Grenze zwischen Westberlin und 
dem demokratischen Berlin folgende Aufgaben gestellt: 

a) Bildung eines Sicherungskommandos beim Präsidium Berlin, mit einer Gesamt-
stärke von 1500 Mann. Dem Sicherungskommando obliegen folgende Aufgaben: 
- Schutz der Grenze zwischen Westberlin und dem demokratischen Berlin; 
- polizeiliche Kontrolle des Personen- und Fahrzeugverkehrs an allen Ubergängen 

von und nach Westberlin; 
- Organisierung der Tiefensicherung entlang der gesamten Grenze durch Einsatz 

von Posten und Streifen. 

4 6 Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der D D R im Bundesarchiv (künftig: 
SAl 'MO-BA), DY 30/3682, Bl. 128 - 146 , Auszug aus dem Bericht der ZK-Abtei lung für Si-
cherheitsfragen zur Kampf- und Einsatzbereitschaft der Deutschen Volkspolizei in Ost-Ber-
lin, 24. 7. 1961. 

4 7 Tatsächlich fand die Sitzung des Verteidigungsrates nicht am 9., sondern am 3. 5. 1961 statt. 
Vgl. BA-MA, DVW-1/39462, 5. NVR-Sitzung, T O P 10.: Durchführung des Beschlusses 
über die Brigade Berlin, 3. 5 . 1 9 6 1 . Möglicherweise wurde der entsprechende Befehl zum Be-
schluß erst mit Datum vom 9. 5. 1961 ausgefertigt. 
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Das Sicherungskommando ist entsprechend des bestätigten Stellen- und Ausrü-
stungsplanes personell und materiell aufgefüllt. Vom Gesamtbestand sind 3 3 % Mit-
glieder der Partei und 9 0 % Mitglieder der Freien Deutschen Jugend. 
Durch die Bildung des Sicherungskommandos und dem damit verbundenen Einsatz 
von älteren, erfahrenen Genossen sowie von vier ständig im Dienst befindlichen 
Schnellkommandos wurde eine wirksamere Sicherung der Grenze erzielt. 

b) Bildung einer Mot. 4 8-Brigade der Bereitschaftspolizei mit einer Gesamtstärke 
von 3951 Mann. 
Die Mot.-Brigade gehört zur Einsatzreserve der Einsatzleitung Berlin. Der Stellen-
plan ist bis auf 29 Offiziere, 75 Unterführer und 150 Wachtmeister aufgefüllt. Das 
sind 8 bis 10% Fehlstellen. Die Offizierskader sind 9 8 % Mitglieder der S E D , Un-
terführer 15% und Wachtmeister 8 % bzw. F D J 8 0 % . 
Die Mot.-Brigade ist auf Grund der personellen Zusammensetzung und materiellen 
Ausrüstung einsatzbereit. Bei der Ausrüstung ist aber zu bemerken, daß sie bei 

Panzerbüchsen P G - 2 4 9 66 ,6% 
Nachrichtentechnik 61 ,0% 
Pioniertechnik 45 ,0% 
Spreng- und Zündmittel 19,0% 
chemische Dienste 33 ,0% 

beträgt und in entscheidenden Positionen größeren Einsatzbedingungen nicht voll 
genügt. Da die Aufstellung der Mot.-Brigade Berlin in der Hauptsache durch Zu-
führung mit Kräften aus dem Bestand der Bereitschaftspolizei erfolgte, sind die Ein-
heiten der Bereitschaftspolizei in den Bezirken der Republik gegenwärtig nicht in 
der Lage, die ihnen gestellten Aufgaben zu erfüllen. Sie haben eine durchschnittli-
che Besetzung von 7 0 % . 

c) Als weitere Aufgabe wurde die maximale Beseitigung der Fehlstellen in den 
Volkspolizei-Inspektionen5 0 und Erhöhung der Ordnung und Sicherheit im Stadt-
gebiet gestellt. 
Durch die Zuführung von insgesamt 822 Offizieren, Unterführern und Wachtmei-
stern aus dem Bestand der ehemaligen Bereitschaften des Präsidiums Berlin konn-
ten die Fehlstellen weitgehendst aufgefüllt werden. Zur Lösung der Aufgaben der 
Ordnung und Sicherheit stehen gegenwärtig 7454 Mann dem Präsidium der Deut-
schen Volkspolizei bzw. den Volkspolizei-Inspektionen zur Verfügung. 

2. Der innere Zustand in den Dienststellen des Präsidiums der Deutschen Volks-
polizei Berlin 

[...] 

4 8 Mot . - Motorisiert. 
4 9 P G - 2 - protivotankovyj granatomet 2 - Panzerfaust 2. In den 50er Jahren bei der N V A und 

den militärischen Gliederungen der VP eingeführte sowjetische Panzerabwehrwaffe, Kaliber 
82 mm, Reichweite 150 m. 

5 0 Volkspolizei-Inspektionen (VPI) gab es nur in Ost-Berl in, und zwar eine für jeden Ost -
Berliner Verwaltungsbezirk. Sie entsprachen den Volkspolizei-Kreisämtern ( V P K A ) in allen 
übrigen Städten und in den Kreisen der D D R . 
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3. Einige Probleme der polizeilichen Lage in Berlin 

In der Entwicklung der Gesamtkriminalität im II. Quartal 1961 zeigt sich gegen-
über dem I. Quartal 1961 bei den bekannt gewordenen strafbaren Handlungen eine 
Steigerung von 9,4%. 

Gegenüber dem gleichen Zeitraum des vergangenen Jahres zeigt sich zwar noch eine 
rückläufige Tendenz, aber es gibt bei einigen Delikten ein echtes Ansteigen. 

Charakteristisch dafür sind einige Schwerpunkte: 

bei Verbrechen gegen das sozialistische 
Eigentum von 499 auf 532 Delikte 
Sittendelikte von 129 auf 147 
Körperverletzungen von 94 auf 136 
Raubüberfälle von 13 auf 19 
Diebstähle und 
Unterschlagungen von 529 auf 638 
schwere Verkehrsunfälle von 189 auf 291 

Bei den unbekannten und bekannten Fällen staatsgefährdender Hetze und Propa-
ganda (Schmieren von Hetzlosungen, anonyme/ry Briefe, mündliche Hetze) ist ein 
Ansteigen von 44 auf 63 Fälle zu verzeichnen. 

[...] 

Im I. Halbjahr 1961 sind insgesamt 87 Diversionsakte und Störungen mit einem 
Schaden von fast 1 Million [Mark] zu verzeichnen. 
Bei 17 vorsätzlichen Handlungen in Industrie und Landwirtschaft entstand ein 
Schaden von 130000 DM und bei 28 Vorkommnissen durch Fahrlässigkeit fast 
275000 DM. 
Im VEB 5 1 Elektrokohle wurden von 9 Vorkommnissen 4 vorsätzlich und 2 fahrläs-
sig verursacht. 
Von der Volkspolizei werden 1489 Personen, davon 580 gefährliche Rechtsbrecher, 
739 Rückkehrer und 159 Neuzuzüge unter ständiger Kontrolle gehalten. 
Diese Zahl der zu überwachenden Personen ist ohne Zweifel für Berlin zu gering. 

Von den zur Kontrolle einliegenden Personen wurde von der Volkspolizei in 19 Fäl-
len Ermittlungsverfahren wegen staatsgefährdender Delikte durchgeführt und in 20 
Fällen an das Ministerium für Staatssicherheit übergeben. 
Von den unter Kontrolle stehenden Personen sind 95 als Grenzgänger festgestellt 
worden. 
Besondere Aufmerksamkeit verdient das Bandenunwesen und Rowdytum. Insge-
samt bestehen 55 jugendliche Cliquen und Banden mit ca. 1000 Jugendlichen. 
Davon werden 30 durch die Kriminalpolizei ständig überwacht. Bei 8 weiteren die-
ser Gruppen sind in Verbindung mit den zuständigen Staatsorganen, FDJ, Natio-
nale Front52, ADMV 5 3 und GST 5 4 Maßnahmen zur Auflösung eingeleitet. 

51 V E B - Volkseigener Betrieb. 
5 2 Die „Nationale Front" band alle Parteien in das von der S E D dominierte politische System 

der D D R ein. Grundlage dieser „sozialistischen Demokratie" war die Aufstellung von Ein-
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Ein großer Teil dieser Jugendlichen verkehrt ständig in Westberlin und ist den 
feindlichen Einflüssen direkt ausgesetzt, so daß ein beträchtlicher Prozentsatz von 
ihnen bei feindlichen Handlungen vom Gegner einbezogen werden kann. 
Die am häufigsten von Jugendlichen begangenen Deliktsarten sind: 

Sittlichkeitsdelikte 
Körperverletzungen 
Sachbeschädigungen 
unberechtigtes Benutzen von Kfz 
Eigentumsdelikte (Diebstähle) 

Verschiedene Erscheinungen lassen aber auch gefährliche Handlungen erkennen, 
die geeignet sind, die Sicherheit und Ordnung in beträchtlichem Umfang zu stören, 
Unruhe und Unsicherheit unter der Bevölkerung zu erzeugen. 
So gab es im Stadtbezirk Treptow innerhalb von 2 Tagen - am 16./17. 7. 1961 - drei 
Fälle von schweren Körperverletzungen und einen Raubüberfall. Auffallend dabei 
ist, daß in allen vier Fällen Gruppenhandlungen zu verzeichnen sind. 

Am Bahnhof Lichtenberg konzentrieren sich negativ eingestellte Jugendliche. Sie 
sind schon mehrfach mit Hetze und Beleidigungen von Bürgern in Erscheinung ge-
treten. 
Im Bereich der Volkspolizei-Inspektion Treptow und Mitte traten an der Sektoren-
grenze Jugendliche in Gruppen wiederholt provokatorisch gegenüber dem Sekto-
renposten auf. 

Am 8. 7. 1961 kam es im Gesellschaftshaus Rahnsdorf zu einer Schlägerei, in deren 
Verlauf ein Jugendlicher festgenommen und dem Revier zugeführt werden mußte. 
Nach der Festnahme rotteten sich vor dem Volkspolizei-Revier 30 Jugendliche zu-
sammen und forderten die Freilassung ohne daß sofort energisch dagegen einge-
schritten wurde. Die Dienststelle [des] Ministerium/s/ für Staatssicherheit wurde 
erst drei Tage später über dieses Vorkommnis in Kenntnis gesetzt. 

In der Zeit vom 1. 1.-30. 6.1961 gibt es 11142 illegale Abwanderungen. Obwohl die 
Abwanderung in den einzelnen Monaten sehr unterschiedlich ist 

Januar 1954 
Februar 1776 
März 2043 
April 2069 
Mai 1612 
Juni 1688 

heitslisten mit gemeinsamer Kandidatenaufstellung anläßlich von Wahlen. Darüber hinaus 
fungierte sie als Bindeglied zwischen Staat und Gesellschaft; bis Anfang der sechziger Jahre 
als sozialistische nationale Bewegung für den Frieden mit gesamtdeutschem Anspruch. Seit 
Ende dieses Jahrzehnts war sie mit der staatsbürgerlichen Mobilisierung bis hinein in das 
Alltagsleben betraut. Vgl. Herbst/Ranke/Winkler, So funktionierte die D D R , Band 2, 
S. 722-733. 

5 3 A D M V - Allgemeiner Deutscher Motorsport-Verband. 
5 4 G S T - Gesellschaft für Sport und Technik. 
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zeigt sich gegenüber dem Vergleichszeitraum 1960 nach wie vor eine steigende Ten-
denz um 2 0 , 5 % . 

Die verstärkte organisierte Tätigkeit des Gegners zeigt sich auch bei besonderen 
Vorfällen an der Sektorengrenze. 
Im Vergleich des I. Halbjahres 1960 zum I. Halbjahr 1961 zeigt sich das wie folgt: 

verstärkte Tätigkeit 
durch Stupo 5 5 218 / auf 315 Fälle 
durch Zoll 98 / auf 169 Fälle 
Militärpolizei5 6 39 / auf 120 Fälle 

Grenzüberschreitungen 
durch Stupo 71 / auf 73 Fälle 
durch Zoll 16 / auf 31 Fälle 

Provokationen durch Stupo 
(Beschimpfen und Bedrohen der 
Sektorenposten, Versuche sie 
zur Fahnenflucht zu verleiten) 58 / auf 140 Fälle 

durchfahrende Fahrzeuge 49 / auf 55 Fälle 

Krawallfahrten (das sind 
solche Fahrzeuge, die kurz 
anhalten, den Posten 

täuschen und weiterfahren) 39 / auf 71 Fälle 

provokatorische Ansammlungen 
auf westlicher Seite 8 / auf 20 Fälle 

Weiterhin haben sich die Versuche der Verbindungsaufnahme durch die Stupo und 
Zoll gegenüber unseren Sektorenposten verstärkt. 

Was die Gesamtaufklärung der bekannten Kriminalität betrifft, so ist gegenüber 
dem I. Quartal 1961 im II. Quartal 1961 ein Absinken von 7 3 % auf 6 8 % zu ver-
zeichnen. Besonders unbefriedigend dabei ist, daß die Aufklärung der 

Verbrechen nach S t E G § 19/1 5 7 um 1 8 % 
sonstige staatsgefährdende Delikte 1 5 % 
Verbrechen im Bauwesen 1 2 % 

gesunken ist. 

5 5 Pejorative Bezeichnung für die West-Berliner (Schutz-) Polizei, die von der D D R - P r o p a -
ganda nach ihrem von 1948 bis 1962 im Westteil der Stadt amtierenden Polizeipräsidenten 
Johannes Stumm (1897-1978) benannt wurde. 

5 6 Gemeint sind die Militärpolizeien der amerikanischen, britischen und französischen Schutz-
macht in West-Berlin. 

5 7 § 19/1 Strafergänzungsgesetz (S tEG) vom 11. 12. 1957 bestrafte staatsgefährdende Propa-
ganda und Hetze mit Gefängnis nicht unter drei Monaten. 
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Vorhandene liberale Auffassungen, Rechtsformalismus und Unklarheiten in 
Grundfragen hindern eine Reihe Genossen der Volkspolizei bei einer klaren Ein-
schätzung und konsequenteren Arbeit. 

So ist zu verzeichnen, daß es bei einigen Delikten in der statistischen Übersicht so-
gar einen Rückgang gibt, was vollkommen der tatsächlichen Lage widerspricht. 

Demnach sind die 

Verbrechen nach StEG % 19/258 um 9% 
Verbrechen gegen die Volkswirtschaft 33% 
Spekulationsdelikte 34% 
Paßänderungsgesetz59 17% 

gesunken. 

Obwohl die Republikfluchten in Berlin nach wie vor sehr hoch sind, sind die Er-
mittlungsverfahren bei Verstößen gegen das Paßgesetz um 17% zurückgegangen. In 
Berlin gibt es nach wie vor eine starke Spekulation, aber die Delikte sind 34% weni-
ger geworden. 
In der Volkswirtschaft treten weiterhin eine Reihe von Störungen auf, durch 
Schlamperei, Unachtsamkeit usw. gibt es viele begünstigende Faktoren, die straf-
bare Handlungen ermöglichen, aber die Delikte sind um 33% zurückgegangen. 
Da die statistische Übersicht in der Regel nur die bekannte Kriminalität erfasst, ist 
diese Einschätzung unreal. In der Analyse fehlt die Orientierung auch auf die la-
tente Kriminalität und das zeigt eindeutig, daß die polizeiliche Tätigkeit noch nicht 
genügend auf die ökonomischen und politischen Schwerpunkte gerichtet ist. Da-
durch werden die Genossen der Volkspolizei immer wieder von neuen Vorkomm-
nissen überrascht und vor Tatsachen gestellt. 

4. Welche Maßnahmen sind zur Erhöhung der Kampf- und Einsatzbereitschaft not-
wendig 

58 § 19/2 StEG bestrafte den, der Schriften oder andere Gegenstände mit staatsgefährdender 
Hetze und Propaganda herstellte oder mit dem Ziel der Hetze einführte oder verbreitete. 

59 Paßänderungsgesetz: 1956 und 1957 erfolgte Ergänzungen des Paßgesetzes von 1954. Für je-
den Grenzübertritt wurde damit ein Paß mit eingetragenem Visum benötigt. Wer ohne die 
erforderliche Genehmigung die D D R verließ, konnte mit bis zu drei Jahren Gefängnis be-
straft werden. Seit dem 11. Dezember 1957 galten die Bestimmungen des Paßänderungsge-
setzes auch für den innerdeutschen Reiseverkehr und West-Berlin. 
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Dokument 760 

Maßnahmeplan der ZK-Abteilung für Sicherheitsfragen vom 24. Juli 1961 

24. 7./3400 
Geheime Verschlußsache 
ZK 34 2038/61 
4 Exemplare je . . . Blatt 
1 Exemplar 3 Blatt 

Plan der Maßnahmen zur vorfristigen Auffüllung der Deutschen Grenzpolizei 
und der Bereitschaftspolizei 

1. Das Ziel der Sofortmaßnahmen besteht darin, bis zum 10. 9. 1961 6000 Jugendli-
che für die Deutsche Grenzpolizei und 3000 für die Bereitschaftspolizei zu gewin-
nen, weil damit die Auffüllung aller zur Zeit vorhandenen Fehlstellen im wesent-
lichen gewährleistet ist. Die Grundlage für alle durchzuführenden Maßnahmen bil-
det der Beschluß des Sekretariats des ZK der SED vom 15. 7. 1961 über die Maß-
nahmen zur Werbung von Jugendlichen für die bewaffneten Kräfte der DDR im 
II. Halbjahr 196161. 
Zur Erfüllung dieses Beschlusses wurden bereits folgende Maßnahmen eingeleitet 
bzw. durchgeführt: z.B. 

- Eine Argumentation erarbeitet, die in Form eines Artikels in der nächsten Num-
mer des „Informationsdienstes" des ZK erscheint. 

- Eine Gruppe von Journalisten gebildet, die sich in der nächsten Zeit ausschließ-
lich mit Fragen der Unterstützung der Werbung von Jugendlichen für die be-
waffneten Kräfte der DDR durch Presse, Rundfunk und Fernsehen beschäftigt. 

- In der 1. Beratung der Koordinierungsgruppe den Beschluß des Sekretariats er-
läutert und die Aufgabenstellung für alle Organisationen und Institutionen vor-
genommen. 

- Durch das Ministerium für Nationale Verteidigung und das Ministerium des In-
nern entsprechende Maßnahmepläne erarbeitet. 

2. Ausgehend vom Beschluß und der Zielsetzung sind folgende Sofortmaßnahmen 
erforderlich: 

a) In der am 29. 7. 1961 stattfindenden Beratung der beim Zentralkomitee gebilde-
ten Koordinierungsgruppe hat der Leiter der Abteilung für Sicherheitsfragen alle 
Mitglieder dieser Gruppe von der neuen Zielsetzung zu informieren und eine Er-
läuterung der zusätzlichen Maßnahmen zu geben. Das Ziel dabei ist, daß die Vertre-
ter der einzelnen Organe und Organisationen bis zum 03.08. 1961 eine entspre-
chende Orientierung für ihre Organe bis zur Kreisebene zu geben haben. 

6 0 SAPMO-BA, DY 30/3682, Bl. 125-127, Maßnahmeplan der ZK-Abteilung für Sicherheits-
fragen, 24. 7. 1961. 

61 Vgl. SAPMO-BA, D Y 30/J IV 2/3/752, Bl. 12, Sitzung des ZK-Sekretariates, Tagesord-
nungspunkt (TOP) 16, 12. 7. 1961. 
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b) In allen Bezirken unserer Republik sind durch die Bezirksleitungen der Partei in 
der Zeit vom 3.8.-8.8.1961 Beratungen mit den Bezirks- und Kreiswerbekommis-
sionen6 2 durchzuführen, in denen konkrete örtliche Maßnahmen entsprechend der 
Zielsetzung festzulegen sind. 
Die Abteilung für Sicherheitsfragen beim Z K hat zu gewährleisten, daß auf diesen 
Beratungen eine gründliche Erläuterung des Beschlusses des Sekretariats des ZK 
vom 15. 7. 1961 zu Fragen der Werbung und der notwendigen Maßnahmen zur so-
fortigen Auffüllung der Deutschen Grenzpolizei und Bereitschaftspolizei erfolgt. 

c) Auf der Grundlage der erarbeiteten Pläne des Ministeriums für Nationale Vertei-
digung und des Ministeriums des Innern erlassen der Minister für Nationale Vertei-
digung und der Minister des Innern bis zum 3. 8. 1961 entsprechende Weisungen. 

d) Der Chef der 5. Verwaltung des Ministeriums für Nationale Verteidigung63 hat 
bis zum 26. 7. 1961 die aus der Zielsetzung resultierenden Sollzahlen der Werbung 
von Jugendlichen bis zum 10 .9 . 1961 konkret auf die einzelnen Bezirke aufzu-
schlüsseln und dem Leiter der Koordinierungsgruppe zu übergeben, und in Ab-
sprache mit dem Kommando der Deutschen Grenzpolizei und dem Kommando der 
Bereitschaftspolizei neue Einstellungstermine festzulegen. 

e) Die Chefs der Bezirkskommandos der Nationalen Volksarmee6 4 haben ab 7. 8. 
1961 bis 11. 11. 1961 wöchentlich einmal (sonnabends) den Stand der Erfüllung an 
die 5. Verwaltung des Ministeriums für Nationale Verteidigung zu melden. 

f) Obwohl die Erfüllung der gestellten Aufgaben hauptsächlich durch Gewinnung 
von neuen Jugendlichen für den Dienst in der Deutschen Grenzpolizei bzw. Bereit-
schaftspolizei zu gewährleisten ist, sind auch die Jugendlichen mit anzusprechen, 
die bereits ihren Ehrendienst bei den bewaffneten Kräften der D D R abgeleistet ha-
ben mit dem Ziel, sie für einen weiteren zweijährigen Dienst bei der Deutschen 
Grenzpolizei bzw. Bereitschaftspolizei zu gewinnen. 

g) Zur Gewährleistung einer straffen Kontrolle durch die Partei schlagen wir vor, 
daß die Büros der Kreis- bzw. Bezirksleitungen ab August 1961 14-tägig zu dem 
Stand der Erfüllung dieser Aufgaben Stellung nehmen. 

6 2 Aufgrund der bis 1962 fehlenden Wehrpflicht waren die Hauptverwaltung für Ausbildung, 
die Kasernierte Volkspolizei und die frühe N V A auf die Gewinnung von Freiwilligen ange-
wiesen. Dies geschah durch vielfältige Werbeaktionen und dafür auf unterschiedlicher Ebene 
eingesetzte Werbekommissionen. Zu den Anfängen der Werbemaßnahmen vgl. Diedrich/ 
Wenzke, Die getarnte Armee, S. 27 f., 44 f., 171-180. 

6 3 Die 5. Verwaltung des DDR-Verteidigungsministeriums war zuständig für die personelle 
Auffüllung der N V A mit Mannschaften und Unteroffizieren auf Zeit (für Offiziere und Be-
rufsunteroffiziere war die Verwaltung Kader des Ministeriums zuständig) sowie für den 
Kommandantendienst. Vgl. dazu auch Patzer, Die personelle Auffüllung der NVA, 
S. 363-390 . 

6 4 Die im Frühjahr 1956 gebildeten Bezirks- und Kreiskommandos der N V A besaßen direkte 
Vorläufer in den 1952 eingerichteten Registrierverwaltungen (Bezirksebene) und Registrier-
abteilungen (Kreisebene) der KVP. Im Februar 1962 wurden daraus Wehrbezirkskomman-
dos ( W B K ) und Wehrkreiskommandos ( W K K ) . Vgl. auch Rahne, Zur Geschichte der Wehr-
kommandos der N V A , S. 442 -449 , hier S. 443. 
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h) Das Kommando der Deutschen Grenzpolizei hat zu gewährleisten, daß bis zum 
10. 08. 1961 die 5. Brigade (Berliner Ring)65 durch die Zuführung von 340 Neuein-
gestellten und Umsetzung von 500 Grenzpolizisten der Ost- und Südgrenze voll 
aufgefüllt ist. 

i) Zur Gewährleistung der Sicherheit im Grenzgebiet während der Ausbildungs-
zeit der Neueingestellten der Deutschen Grenzpolizei sind Reservisten der Natio-
nalen Volksarmee (ehemalige Angehörige der Deutschen Grenzpolizei) heranzuzie-
hen. 

Der Minister des Innern hat mit dem Minister für Nationale Verteidigung dazu die 
notwendigen Maßnahmen einzuleiten. 

Diese Sofortmaßnahmen zur vorfristigen Auffüllung der Deutschen Grenzpolizei 
und Bereitschaftspolizei schließen nicht aus die termingerechte Zuführung von Ju-
gendlichen für die Nationale Volksarmee. 

Wansierski66 

Dokument 867 

R E G I E R U N G 
D E R D E U T S C H E N DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
MINISTERIUM FÜR NATIONALE VERTEIDIGUNG 

Der Minister 

Berlin, den 25. Juli 1961 

An den 
1. Sekretär der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands und 
den Vorsitzenden des Nationalen 
Verteidigungsrates der D D R 
Genossen Walter Ulbricht 

6 5 Die Deutsche Grenzpolizei war seit Frühjahr 1957 in acht Brigaden gegliedert: 1. Schwerin 
(später Perleberg), 2. Magdeburg, 3. Erfurt, 4. Rudolstadt, 5. Groß-Glienicke (Ring um Ber-
lin), 6. Rostock, 7. Frankfurt/Oder, 8. Karl-Marx-Stadt. Vgl. Diedrich, Die Grenzpolizei der 
S B Z / D D R , S. 214. 

6 6 Wansierski, Bruno (1904-?) . Vizeadmiral (1971) -Ste l lv . Leiter der ZK-Abtei lung für Sicher-
heitsfragen. Seit 1923 K P D , 1940-1945 Wehrmacht, dann sowjetische Kriegsgefangenschaft. 
1950 Abteilungsleiter in der SED-Kreisleitung Schwerin, 1951-1952 1. Sekretär der S E D -
Kreisleitung Güstrow. 1952 Eintritt in die KVP, Instrukteur der Politischen Hauptabteilung 
der V P See. 1955-1956 Studium an der Politischen Offiziersschule der NVA, ab 1958 Leiter 
des Sektors N V A in der ZK-Abtei lung für Sicherheitsfragen. 1959-1976 Stellv. Leiter dieser 
Abteilung, danach im Ruhestand. 

6 7 B A - M A , A Z N 32612, Bl. 61 -67 , Schreiben von Hoffmann an Ulbricht, 25. 7. 1961. 



86 Dokumente 

Werter Genösse Ulbricht! 

In der Anlage übergebe ich Ihnen ein Schreiben des Oberkommandierenden der 
Vereinigten Streitkräfte, Genossen Marschall der Sowjetunion A. Gretschko, (An-
lage l ) 6 8 zur Kenntnisnahme. 
Zur Sicherung der im Schreiben enthaltenen Maßnahmen, ist außer Ihrer Zustim-
mung zur Durchführung dieser Maßnahmen, folgendes zu veranlassen: 

a) Aufgabenstellung an das Ministerium des Innern (Anlage Nr. 2); 
b) Aufgabenstellung an das Ministerium für Verkehrswesen (Anlage Nr. 3); 
c) Aufgabenstellung an das Ministerium für Gesundheitswesen (Anlage Nr. 4); 
d) Aufgabenstellung der Bezirks- und Kreiskommandos der NVA (Anlage Nr. 5). 

Ich würde es für zweckmäßig halten, daß evtl. Sie mich bevollmächtigen, mit den in 
Frage kommenden Genossen der von mir genannten Ministerien selbständig die 
Durchführung der sich aus dem Schreiben ergebenden Aufgaben zu veranlassen 
bzw., und das halte ich für noch besser, daß Sie uns zu einer Besprechung zusam-
menführen und selbst die Aufgaben stellen. 
Ich bitte um Ihre Entscheidung. 
Entsprechend des hohen Geheimhaltungsgrades der im Schreiben des Marschall 
Gretschko festgelegten Maßnahmen, habe ich im Ministerium für Nationale Vertei-
digung nur die Genossen der engsten Leitung darüber informiert. 

Mit sozialistischem Gruß! 

- Armeegeneral - H o f f m a n η6 9 

Anlage 1 zu 
Aufgabenstellung 

für das 
Ministerium des Innern 

Ubergabe von Auszügen aus der Kraftfahrzeug-Hauptkartei von den Volkspolizei-
kreisämtern an die Kreiskommandos der Nationalen Volksarmee für alle zur Ver-
wendung bei den bewaffneten Organen geeigneten 

6 8 Diese Anlage fehlt in der Uberlieferung des B A - M A und ist derzeit auch nicht im B A Berlin 
bzw. in der S A P M O - B A auffindbar. 

6 9 Hoffmann, Heinz (1910-1985) . Armeegeneral (1961) - Minister für Nationale Verteidigung. 
Ausbildung als Maschinenschlosser, 1930 Eintritt in die K P D . 1935 Emigration in die 
UdSSR, von 1937-1939 Einsatz im Spanischen Bürgerkrieg, Offizier und Kriegskommissar 
der X I . Interbrigade. Rückkehr in die UdSSR, ab 1941 an Schule der Kommunistischen In-
ternationale. Bis 1945 Lehrer an der Zentralen Antifaschule. 1946 Rückkehr in die S B Z und 
Mitarbeiter des Z K der KPD/SED. 1947-1949 Sekretär der S E D Landesleitung Berlin. 
1949-1950 Vizepräsident der Deutschen Verwaltung des Innern. 1950 Ernennung zum Chef 
der Hauptverwaltung für Ausbildung, ab 1952 Chef der Kasernierten Volkspolizei. Von 
1955 bis 1957 Generalstabslehrgang in der UdSSR, danach 1. Stellv. des Ministers für Natio-
nale Verteidigung der D D R und Chef des Hauptstabes der N V A . Von 1960 bis 1985 Vertei-
digungsminister der D D R . Seit 1973 Mitglied des Politbüros der S E D . 
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- geländegängigen Personenkraftwagen 
- Lastkraftwagen 
- Spezial-Kraftfahrzeugen 
- Zugmaschinen und Anhänger. 
Abschluß der Ubergabe an die Leiter der Kreiskommandos bis zum 10. 08. 1961. 

Anlage 2 zu 
Aufgabenstel lung 

für das 
Ministerium für Verkehrswesen 

1. Festlegung von Betrieben und Einrichtungen, auf deren Basis entsprechend einet 
vom Ministerium für Nationale Verteidigung festgelegten Struktur 

- 2 Straßenbrückenbau-Brigaden 
- 3 Straßen-Kommandanten-Brigaden 
und 4 Flugplatzbau-Batai l lone 

aufgestellt werden können. 
Erfassung der vorhandenen Arbeitskräfte und Technik bis zum 10. 08. 1961. 
Durchführung der Vorbereitungsmaßnahmen in Zusammenarbeit mit dem Ministe-
rium für Nationale Verteidigung bis zum 28. 08. 1961 mit dem Ziel, diese Verbände 
und Einrichtungen binnen zwei bis drei Tagen aufzustellen und deren Bereitschaft 
zur Erfüllung von Aufgaben für die Armee herzustellen. 
2. Ubergabe einer Aufstel lung an das Ministerium für Nationale Verteidigung bis 
zum 15. 08. 1961 über geeignete Tankkapazitäten in den einzelnen Kreisen und Be-
zirken mit einem Inhalt von insgesamt 

50000 t Vergaserkraftstoff 
70000 t Dieselkraftstoff 

und ca. 5 000 t Öl und Fetten 
die bei Notwendigkei t zur Versorgung für die Armee gesperrt werden können. 

Anlage 3 zu 
Aufgabenstel lung 

für das 
Ministerium für Gesundheitswesen 

1. Übergabe einer Aufstellung aller Krankenhäuser, Sanatorien usw. in den Kreisen 
und Bezirken und Bestimmung derjenigen, die kurzfrist ig als Armeelazarette mit ei-
ner Gesamtkapazität von 35000 Betten eingerichtet werden können bis zum 10. 08. 
1961 an das Ministerium für Nationale Verteidigung. 
Durchführung der notwendigen Vorbereitungsmaßnahmen zur Einrichtung dieser 
Armeelazarette in Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Nationale Verteidi-
gung bis zum 31. 08. 1961. 
2. Festlegung der Einrichtungen in den Bezirken und Kreisen, aus denen im Verlauf 
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eines Tages insgesamt 1500 Sanitäts-Kfz . zur Aufstel lung von Sanitätstransport-
kolonnen entnommen werden können. 
Durchführung der notwendigen Vorbereitungsmaßnahmen zur Aufgabenstel lung 
dieser Ko lonnen in Zusammenarbei t mit dem Minister ium für Verteidigung bis 
z u m 15. 08. 1961. 

Anlage 4 zu 
Aufgabenste l lung 

für die 
Bezirks- und K r e i s k o m m a n d o s der Nat ionalen Volksarmee 

1. Er fa s sung der aus der Volkswirtschaft für eine Verwendung in den bewaffneten 
Organen geeigneten geländegängigen Personenkraftwagen, Lastkraf twagen, Spezi-
a l-Kraft fahrzeuge, Zugmaschinen und Anhänger in Zusammenarbei t mit dem 
Volkspol izeikreisamt bis z u m 15. 08. 1961. 
2. Planung der Aufste l lung von 50 Kraf t fahrzeugkolonnen (je 250 Lastkraftwagen) 
und 15 Sanitätstransportkolonnen (je 100 Sanitätskraftfahrzeuge) (Raum der Auf-
stellung, Verantwortlichkeit, Zeitplan usw.). 
Benachrichtigung der Betriebe bzw. Institutionen über die zur A b g a b e vorzuberei-
tende Anzahl der Kra f t fahrzeuge mit Kraft fahrern. Vorbereitung der Einberufungs-
karten an die Angehör igen der Reserve und die Besitzer der Kraf t fahrzeuge. 
Anmerkung : 
D ie Entnahme von Las tkraf twagen wird vorwiegend aus dem VEB-Kra f tverkehr 
und solchen Betrieben geplant, die nicht ökonomische Schwerpunktaufgaben erfül-
len. Für die Entnahme werden höchstens 5 0 % des Ist-Bestandes vorgesehen. 
D ie Entnahme der Sanitätskraft fahrzeuge wird entsprechend dem Vorschlag des 
Minister iums für Gesundhei t swesen geplant. 
3. Vorbereitung der Aufstel lung von 

- 2 Straßenbrückenbau-Brigaden 
- 3 S t raßen-Kommandanten-Br igaden 
- 4 Flugplatzbau-Batai l lonen 

( R a u m der Aufstel lung, Verantwortlichkeit, Zeitplan usw.) in Zusammenarbei t mit 
dem Minister ium für Verkehrswesen. Registr ierung der Arbeitskräfte und der Tech-
nik in den Betrieben, auf deren Basis die Verbände und Einheiten aufgestellt werden 
sollen (nur auf der Grundlage der listenmäßigen Er fas sung durch das Ministerium 
für Verkehrswesen) ohne Benachrichtigung der Betriebe. 
Vorbereitung der Einberufungskarten für die Betriebe und die Reservisten. Aus-
arbeitung der Anwei sung wie die Aufste l lung durchzuführen ist und Vorbereitung 
ihrer U b e r g a b e an die Betriebe. 
4. Er fa s sung der im Bezirk bzw. Kreis befindlichen 

a) Krankenhäuser , Sanatorien usw. 
b) Tanklager, Zapfstel len usw. 

auf der Grundlage der Aufs te l lung des Ministeriums für Gesundhei t swesen und des 
Ministeriums für Verkehrswesen. D a s Ziel der Er fas sung besteht im Kennenlernen 
der vorhandenen Kapazi täten und ihrer möglichen Verwendung für die bewaffne-
ten Organe . 
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Geheime Kommandosache 
Gkdos.-Tgb.-Nr Va/11/62 
1. Ausf. = 1 Blatt 

+1 Blatt 
= 2 Blatt 

Notiz 

über die Absprache zwischen dem Chef des Stabes der Gruppe der sowjetischen 
Streitkräfte in Deutschland71, Genossen Generalleutnant Arikow72, 

und 
dem Stellvertreter des Ministers für Nationale Verteidigung und Chef des 

Hauptstabes Genossen Generalmajor Riedel73 

Bei der am 25. 07. 1961 durchgeführten Absprache wurden 2 Hauptfragen behan-
delt: 

a) Die Sicherung der Sektorengrenzen innerhalb Berlins und des Ringes um Berlin; 
b) Die Sicherung der Staatsgrenze-West. 

Zu a) wurde festgelegt, daß die Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in Zusammen-
arbeit mit dem Ministerium des Innern einen Plan zur Sicherung der Sektorengren-
zen erarbeitet. Hierbei ist vorgesehen, daß keine sowjetischen Truppen oder Trup-
penteile der Nationalen Volksarmee herangezogen werden; die Aufgaben werden 
ausschließlich durch die Kräfte des Ministeriums des Innern gelöst. Außerdem wird 

7 0 B A - M A , DVW-1/18771 , Bl. 13f., Aktennotiz über Treffen zwischen Riedel und Ariko, 
25. 7. 1961. 

71 Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland ( G S S D ) : Gesamtbezeichnung für die 
auf dem Territorium der D D R stationierten sowjetischen Streitkräfte. 1961 gehörten zur 
G S S D 3 Armeen, 2 Panzerarmeen und 1 Luftarmee, die insgesamt über 10 Panzer-, 10 M o -
torisierte Schützen-, 1 Artillerie-, 6 Flugabwehr- und 5 Fliegerdivisionen mit mehr als 
3 6 5 0 0 0 Mann verfügten. Vgl. auch Arlt, Sowjetische (russische) Truppen in Deutschland, 
S. 593-632 . 

7 2 Richtig: Ariko, Grigorij Ivanovic (?-?). Generaloberst (1962) - Stabschef der G S S D . 
1954-1959 Stabschef des Militärbezirkes Weißrußland. 1959-1963 Chef des Stabes der 
Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland. 1966-1974 erneut Stabschef des Mili-
tärbezirkes Weißrußland. 

7 3 Riedel, Sigfrid ( ; :1918). Generalleutnant (1963) - Chef des Hauptstabes der NVA. Aus-
bildung zum Handlungsgehilfen. 1929 bis 1933 Rote Pioniere und Kommunistischer 
Jugendverband Deutschlands. 1938 bis 1939 Reichsarbeitsdienst, danach Kriegseinsatz als 
Luftwaffensoldat (letzter erreichter Dienstgrad Feldwebel). 1945 amerikanische Kriegsge-
fangenschaft. 1945 nach Rückkehr aus Kriegsgefangenschaft Eintritt in die K P D . Bis 1947 
Arbeitsamtsleiter in Schwarzenberg. Danach bis 1949 Personalleiter in Volkspolizei-Kreis-
amt Aue. Sonderlehrgang in der UdSSR von 1949 bis 1950. 1950 bis 1955 Stabschef bei ver-
schiedenen Einheiten der Kasernierten Volkspolizei. 1955 bis 1957 Studium an der General-
stabsakademie der UdSSR, danach bis 1960 Stellvertreter des Chefs des Hauptstabes der 
N V A . 1960 bis 1967 Stellvertreter des Ministers für Nationale Verteidigung und Chef des 
Hauptstabes. 1967 bis 1982 Leiter der Hauptverwaltung für Planung beim Vorsitzenden des 
Ministerrates der D D R , seit 1983 im Ruhestand. 
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durch die Gruppe der sowjetischen Streitkräfte ein Plan erarbeitet, der Aufgaben 
zur Sicherung Berlins von außen durch die Kräfte der Gruppe der sowjetischen 
Streitkräfte und der Nationalen Volksarmee enthält, falls die Kräfte des Ministeri-
ums des Innern nicht ausreichen. Dabei ist beabsichtigt, die 1. Mot.-Schützen-Divi-
sion im Rahmen der 20. Armee7 4 der sowjetischen Streitkräfte einzusetzen. 

Zu b) wurde festgelegt, daß die Gruppe der sowjetischen Streitkräfte einen Plan zur 
Sicherung der Staatsgrenze-West ausarbeitet. Hierbei ist vorgesehen, daß: 

- die 8. Mot.-Schützen-Division im Bestand der 3. Armee7 5 der sowjetischen 
Streitkräfte eingesetzt wird; 

- die 4. und 11. Mot.-Schützen-Division und die 7. Panzer-Division im Bestand 
der 8. Armee7 6 der sowjetischen Streitkräfte handeln wird; 

- die 9. Panzer-Division als Reserve beim Ministerium für Nationale Verteidigung 
verbleibt. 

Die unmittelbare Sicherung an der Grenze erfolgt durch die Deutsche Grenzpoli-
zei. Für die eingeteilten Verbände der sowjetischen Streitkräfte und der Nationalen 
Volksarmee werden Abschnitte entlang der Grenze in einer Tiefe von 1-2 Kilome-
tern vorgesehen. 

Die exakten Pläne werden in den nächsten 10-14 Tagen ausgearbeitet. Die Aufga-
benstellung für die Verbände der Nationalen Volksarmee und die Brigaden der 
Deutschen Grenzpolizei erfolgt unmittelbar durch die Oberbefehlshaber der ent-
sprechenden Armeen der sowjetischen Streitkräfte. Die Chefs der Militärbezirke 
und die Kommandeure der Verbände der Nationalen Volksarmee bzw. der Brigaden 
der Deutschen Grenzpolizei erhalten eine entsprechende Anweisung durch den Mi-
nister für Nationale Verteidigung bzw. durch den Minister des Innern. 

Riedel 
- Generalmajor - Riedel 

7 4 20. Garde-Armee: Im Raum Berlin stationierter Truppenverband der Gruppe der Sowjeti-
schen Streitkräfte in Deutschland. Zu ihm gehörten 1961: die 19. Garde-Motorisierte Schüt-
zendivision (Dallgow/Döberitz) , die 6. Garde-Motorisierte Schützendivision (Bernau), die 
14. Garde-Motorisierte Schützendivision (Jüterbog) und die 10. Garde-Panzerdivision 
(Krampnitz) sowie selbständige Truppenteile und Einheiten. 

7 5 3. Armee: Im Nordwesten der D D R stationierter Truppenverband der Gruppe der Sowjeti-
schen Streitkräfte in Deutschland. Zu ihm gehörten 1961: die 207. Garde-Motorisierte 
Schützendivision (Stendal), die 7. Garde-Panzerdivision (Roßlau), die 12. Garde-Panzerdi-
vision (Neuruppin) und die 47. Garde-Panzerdivision (Haldensleben) sowie selbständige 
Truppenteile und Einheiten. 

7 6 8. Garde-Armee: Im Raum Thüringen stationierter Truppenverband der Gruppe der Sowje-
tischen Streitkräfte in Deutschland. Zu ihm gehörten 1961: die 39. Garde-Motorisierte 
Schützendivision (Ohrdruf), die 27. Garde-Motorisierte Schützendivision (Halle), die 57. 
Garde-Motorisierte Schützendivision (Naumburg) und die 79. Garde-Panzerdivision (Jena) 
sowie selbständige Truppenteile und Einheiten. 
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Dokument 10 77 

O.U. , den 31.7.1961 
Gkdos.-Tgb.-Nr.: V/779/61 
Geheime Kommandosache! 
2 Ausfertigungen 
2. Ausfertigung = 4 Blatt 

Niederschrift 

Am 25. 7. 1961 fand im Ministerium für Nationale Verteidigung eine Besprechung 
statt. An ihr nahmen teil: 

Generalleutnant Ariko 

Generalmajor 
Oberst 

Generaloberst 
Generalmajor 

Abramow 7 8 

Mereshko7 9 

Belawski8 0 

Riedel 

Chef des Stabes der Gruppe der sowjetischen 
Streitkräfte in Deutschland 
Chef der Operativen Verwaltung der Gruppe 
Leiter der Abteilung für opferative] Arbeit in 
der OpferativenJ Verwaltung der Gruppe 

Zu 1. 
Das Ziel der erhöhten Gefechtsbereitschaft besteht darin, daß die Divisionen zu be-
fähigen sind, in kurzer Zeit die Aufgaben zu erfüllen, die vom höheren Vorgesetzten 
gestellt werden, unabhängig davon, ob die Truppenteile unmittelbar aus dem O b -
jekt heraus oder über den Konzentrierungsraum ihre Handlungen beginnen. 
Im einzelnen werden folgende Maßnahmen für die Erhöhung der Gefechtsbereit-
schaft vorgeschlagen: 
- die Durchführung der Ausbildung in der Nähe der Standorte; Übungen außer-

halb der Standorte müssen genehmigt werden. Außerdem sind dabei Vorkehrun-
gen zu treffen, um die Gefechtsbereitschaft nicht herabzumindern; 

- die gesamte Technik ist voll mit Munition und Treibstoff aufzufüllen, die beweg-
lichen Vorräte in den Truppenteilen und Verbänden sind zu verladen; 

- die Erhöhung des Einsatzkoeffizienten der Technik durch zusätzliche Instand-
setzungen, Erhöhung der zur Verfügung stehenden Motorstunden durch Vorzie-
hen von Generalreparaturen; 

7 7 B A - M A , DVW-1/18771 , Bl. 19-22, Niederschrift des am 25. Juli 1961 stattgefundenen Tref-
fens zwischen Riedel und Ariko, 31. 7. 1961. 

7 8 Abramov, Jurij Michajlovic ( ! : '1908). Genera lma jor - Chef Operativ beim Stab der GSSD. Ab 
Januar 1956 Chef der Operativen Verwaltung beim Stab der Gruppe der Sowjetischen Streit-
kräfte in Deutschland. 

7 9 Merezko, Anatolij Grigorevic ( ; :"1920). Generalleutnant - Mitarbeiter Operativ beim Stab 
der G S S D . 1958-1962 Leiter der Abteilung Operative Arbeit bei der Operativen Verwaltung 
des Stabes der Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland. A b 1962 Stellvertreter 
des Chefs der Operativen Verwaltung beim Stab der G S S D , später Chef der Operativen Ver-
waltung beim Vereinten Oberkommando ( V O K ) der Streitkräfte des Warschauer Vertrages. 
A b 1979 Stellvertreter des Stabschefs des Vereinten Oberkommandos. 

8 0 Beljavskij, Vitalij Andreevic (?-?). Generaloberst - Vertreter V O K . 1960-1963 Vertreter des 
Vereinten Oberkommandos der Streitkräfte des Warschauer Vertrages in der D D R . 
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- die Überprüfung der Nachrichtenverbindungen, es sind Vorbereitungen zu tref-
fen für die schnelle Herstellung der Nachrichtenverbindungen zu den Konzen-
trierungsräumen, wobei beide Räume, Haupt- und Reservekonzentrierungs-
raum für das Beziehen vorzusehen sind; 

- die Einsetzung verantwortlicher Diensthabender, die in der Lage sind, Ent-
schlüsse zu fassen; 

- das System der Luftabwehr in Bereitschaft zu versetzen, auf dem Gefechtsstand 
und den funktechnischen Posten das diensthabende System voll zu besetzen; 

- die Raketentruppen vorbereiten, das Einführen der Raketen in die Feuerstellung 
darf nur auf besonderen Befehl erfolgen; 

- Plan der Alarmierung überprüfen; 
- Urlauber und Kommandierte zurückfordern; 
- die Piloten in die Bereitschaftsstufe II versetzen (Kasernenunterkunft); 
- Uberprüfung der Auffüllung der Truppen (z.B. Panzerbesatzungen auffüllen); 
- Plan der Evakuierung der Familien überprüfen; 
- die Dokumente zu überprüfen, die im Einsatzfall mitzuführen sind, Einrichtung 

von Panz^schränken auf Schützenpanzerwagen, in den VS-Stellen und Archiven 
festzulegen was auszulagern ist, die Räume der Auslagerung erkunden und festle-
gen, Kennzeichnung der Unterlagen, die vernichtet werden können; 

- Festlegung von Signalen „erhöhte Gefechtsbereitschaft" 
„Gefechtsalarm" 

Zu 2. 
- Für die Sicherung der Sektorengrenze und des Ringes um Berlin wird durch den 

Stab der Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland in Zusammenar-
beit mit dem Mdl ein Plan ausgearbeitet, die Sicherungsaufgaben sollen durch die 
Kräfte des Mdl ohne Beteiligung von sowjetischen Truppen oder Truppen der 
NVA gelöst werden. Die Gruppe erarbeitet weiter einen Plan für den Einsatz von 
Kräften der Gruppe und der NVA, falls die Kräfte des Mdl nicht ausreichen. 

- Für die Sicherung der Staatsgrenze West erarbeitet die Gruppe einen Plan in den 
nächsten 14 Tagen. 
In diesem Plan wird vorgesehen: 
daß die 8. MSD im Bestand der 3. h[rmee] 
4., 11. MSD und die 7. PD im Bestand der 8. K[rmee] 
l . M S D im Bestand der 20. A.[rmee] 

(Ring Berlin) 
handeln. 
Die Chefs der MB8 1 und die Kommandeure der Divisionen werden durch das Mini-
sterium eingewiesen. 

8 1 M B - Militärbezirk. Höhere militäradministrative territoriale Vereinigung von Verbänden, 
Truppenteilen und Einheiten. In der D D R existierten zwei Militärbezirke der NVA: im Süd-
teil der Militärbezirk III (Kommando: Leipzig), zu dem 1961 die 4. (Erfurt) und 11. Moto-
risierte Schützendivision (Halle) sowie die 7. Panzerdivision (Dresden) gehörten. Zum im 
Norden befindlichen Militärbezirk V (Neubrandenburg) gehörten die 1. (Potsdam) u. 8. 
Motorisierte Schützendivision (Schwerin) sowie die 9. Panzerdivision (Eggesin). Ferner ver-
fügten beide Militärbezirke über ihnen unmittelbar unterstellte Truppenteile wie Artillerie-
und Flugabwehrregimenter. 
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Zu 3. 
Hinsichtlich der Mobilmachungsvorbereitungen sind die papiermäßigen Unterla-
gen für die Aufstellung von 

2 Brückenbaubrigaden 
3 Straßen-Kommandantenbrigaden 
4 Flugplatzbau-Btln.82 

40 KfZ.-Kolonnen 
6 KfZ.-Kp.83 (San.), 500 LKW 

bis zum 1.9. fertigzustellen. 
Die Standorte richten sich nach der Herkunft der Fahrzeuge und werden der 
Gruppe mitgeteilt. Ebenso sind die Standorte für die lt. Protokoll vorgesehenen 
Treibstoffmengen und der Lazarettkapazitäten zu melden. 
Die Gruppe wird eine Gliederung nach chirurgischen und andere Spezialeinrich-
tungen übergeben. Außerdem wird von der Gruppe ein Vorschlag über Nachrich-
tenverbindungen kommen, indem insbesondere die HF84-Verbindungen berück-
sichtigt werden. 

Weiter wird empfohlen, daß der Chef Aufklärung ständige Verbindung mit dem 
Chef Aufklärung der Gruppe hält. 

Riedel 

Dokument II85 

Handschriftliche Notizen von Ulbricht über das Treffen mit Chruscev 

3. August 

Einladung: Korea 
Vietnam 
Mongolei 

Chr: Republikflucht groß 
Administrative Maßnahmen: Grenze 
schließen. 

1. Äußeren Grenzring schließen 
Einreise Bürger DDR nur 
auf spezielle Passierscheine 
(im Wesentl. nur für Dienst-
reisen) 

82 Btln. - Bataillone. 
83 Kp. - Kompanie. 
84 H F - Hochfrequenz. 
85 SAPMO-BA, DY 30/3682, Bl. 148f„ handschriftliche Not izen von Ulbricht über das Tref-

fen mit Chruscev, 3.8. 1961. Auch abgedruckt in: Hertle/Jarausch/Kleßmann (Hrsg.), 
Mauerbau und Mauerfall, S. 315. 
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Anzahl 84 
KPP86 vermin- Stärke Grenz-
dern auf Hälfte truppenteile 8000 

204 km 80 km nur Draht. Auch Wa 
Grenze ohne 
Draht 

2. Einwohner DDR verbieten 
ohne Genehmigung Westberlin 
aufzusuchen 
Alle Fußgänger, alle Passagen, 
alle Bahnen am Ubergangs-
kontrollpunkt kontrollieren. 
S-Bahn87 an Grenzstationen 
Kontrolle aller Reisenden. 
Alle müßen aus Zug nach 
Westberlin aussteigen, außer den 
Westberlinern 

3. Durchgangsverkehr von Potsdam 
Züge der Umgehungsbahn verstärken 

4. Westberliner Besuche von Hauptstadt DDR 
und Westd. bis Abschluß Friedens-
vertrag bestehen laßen. 

5. Ordnung an Berliner Grenzen für 
Diplomaten und Militär 4 Mächte 
bestehen laßen 

Dokument 1288 

Zur Bestätigung (3x) Ht. 

Protokoll Nr. 39/61 
der außerordentlichen Sitzung des Politbüros des Zentralkomitees am Montag, 

dem 7. August 1961 im Sitzungssaal des Politbüros 
Tagesordnung: 
1. Bericht über die Beratung der 1. Sekretäre des ZK der Kommunistischen und Ar-

beiterparteien aus den Staaten des Warschauer Vertrages. 
Berichterstatter: Genösse Ulbricht 

86 KPP - Kontrollpassierposten. 
87 S-Bahn - Stadtbahn. 
88 SAPMO-BA, DY 30/JIV 2/2 A/841, Bl. 1-3, Protokoll Nr. 39/61 der Sitzung des Politbüros 

des ZK der SED, 7. 8.1961. 
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2. Über die Beratungen zu Wirtschaftsfragen 
Berichterstatter: Genösse Ape l 8 9 

3. Kundgebung zum 90. Geburtstag Karl Liebknechts am 14.8. auf dem Potsdamer 
Platz 

Anwesende Mitglieder: 
Ulbricht, Matern 9 0 , Ebert9 1 (bis 11 .40 Uhr), Neumann, Leuschner92 , Honecker 9 3 , 
Mückenberger94, Warnke 9 5 , Norden 9 6 

Anwesende Kandidaten: 
Fröhlich97, Mewis 9 8 , Verner" , Hager 1 0 0 , Pisnik 1 0 1 , Baumann 1 0 2 , Ermisch 1 0 3 , Grü-
neberg104, Ape l 

Außerdem anwesend die Genossen: 
Axen 1 0 5 , Mittag 1 0 6 , Reimann 1 0 7 (bis 13 .10 Uhr) 

89 Apel, Erich (1917-1965). Vorsitzender der Staatlichen Plankommission. 1961 Leiter der 
Wirtschaftskommission beim Politbüro der SED. 1963-1965 Vorsitzender der Staatlichen 
Plankommission. 1965 Freitod. 

90 Matern, Hermann (1893-1971). SED-Funktionär. 1961 Vorsitzender der Zentralen Partei-
kontrollkommission und 1. Stellv. des Präsidenten der Volkskammer. 

91 Ebert, Friedrich (1894-1979). SED-Funktionär. 1961 Oberbürgermeister von Berlin. 
92 Leuschner, Bruno Max (1910-1965). Vorsitzender der Staatlichen Plankommission. 1961 

Minister für die Koordinierung volkswirtschaftlicher Grundaufgaben beim Ministerrat. 
93 Honecker, Erich (1912-1994). Generalsekretär des ZK der SED, Staatsratsvorsitzen-

der. 1961 Sekretär des ZK der SED und Sekretär des Nationalen Verteidigungsrates der 
DDR. 

94 Mückenberger, Erich (1910-1998). Vorsitzender der Zentralen Parteikontrollkommission. 
1961 Sekretär des ZK der SED. 

95 Warnke, Herbert (1902-1975). Vorsitzender des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(FDGB). 1961 Mitglied des Politbüros der SED und Vorsitzender des FDGB. 

96 Norden, Albert (1904-1982). Mitglied des Politbüros der SED. 1961 Leiter der Agitations-
kommission beim Politbüro der SED. 

97 Fröhlich, Paul (1913-1970). Mitglied des Politbüros der SED. 1961 1. Sekretär der SED-Be-
zirksleitung Leipzig und Vorsitzender des Ständigen Ausschusses der Volkskammer für 
Nationale Verteidigung. 

98 Mewis, Karl (1907-1987). 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Rostock. 1961 Vorsitzender 
der Staatlichen Plankommission und Mitglied des Präsidiums des Ministerrates. 

99 Verner, Paul (1911-1986). Mitglied des Politbüros der SED. 1961 Mitglied des Sekretariats 
des ZK der SED und verantwortlich für die Westpropaganda der Partei, darüber hinaus als 
1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Berlin tätig. 

100 Hager, Kurt (1912-1998). Mitglied des Politbüros der SED. 1961 Sekretär des ZK der SED 
für Wissenschaft, Volksbildung und Kultur. 

101 Pisnik, Alois ( ; i1911). 1961 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Magdeburg. 
102 Baumann, Edith (1909-1973). FDJ- und SED-Funktionärin. 1961 Leiterin der ZK-Abtei-

lung Frauen. 
103 Ermisch, Luise ( : :'1916). Kandidatin des Politbüros der SED. 1961 Mitglied des Staatsrates. 
104 Grüneberg, Gerhard (1921-1981). SED-Funktionär. 1961 ZK-Sekretär für Landwirt-

schaftsfragen. 
105 Axen, Hermann (1916-1992). Mitglied des Politbüros der SED. 1961 Chefredakteur des 

„Neuen Deutschland". 
Mittag, Günter (1926-1994). Mitglied des Politbüros der SED. 1961 Leiter der ZK-Abtei-
lung Eisenbahn, Verkehr und Verbindungswesen. 
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Es fehlten entschuldigt: 
Grotewohl 1 0 8 , Stoph 1 0 9 , Kurella1 1 0 , Kiefen 1 1 1 

Zur Sitzung hinzugezogen: 
Zu Punkt 2: 
vom Volkswirtschaftsrat: 
Wunderlich1 1 2 , Markowitsch 1 1 3 , Selbmann 1 1 4 , Gregor 1 1 5 , Witt ik 1 1 6 

von der Staatlichen Plankommission: 
Wenzel 1 1 7 , Grosse 1 1 8 , Fritz Müller 1 1 9 , Freyer 1 2 0 

Hüttenrauch 1 2 1 (Min. f. Außenhandel) 
Kammler 1 2 2 (Min. d. Finanzen) 

Sitzungsleitung: Ulbricht 
Beginn: 10.00 Uhr 

Protokollführung: Schön 1 2 3 

Ende: 14.35 Uhr 

1 0 7 R e i m a n n , M a x ( 1 8 9 8 - 1 9 7 7 ) . V o r s i t z e n d e r der K P D in d e r B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d . 
1 9 6 1 1. S e k r e t ä r des P a r t e i v o r s t a n d e s d e r K P D , l e b t e zu d i e s e m Z e i t p u n k t in d e r D D R . 

1 0 8 G r o t e w o h l , O t t o ( 1 8 9 4 - 1 9 6 4 ) . V o r s i t z e n d e r d e r S E D . 1 9 6 1 M i n i s t e r p r ä s i d e n t u n d Vors i t -
z e n d e r des M i n i s t e r r a t e s . 

1 0 9 S t o p h , Wi l l i ( 1 9 1 4 - 1 9 9 9 ) . A r m e e g e n e r a l ( 1 9 5 9 ) - V o r s i t z e n d e r des M i n i s t e r - u n d des Staats-
rates . 1 9 6 1 Stellv. V o r s i t z e n d e r des M i n i s t e r r a t e s . 

1 1 0 K u r e l l a , A l f r e d ( 1 8 9 5 - 1 9 7 5 ) . K u l t u r f u n k t i o n ä r . 1 9 6 1 L e i t e r d e r K u l t u r k o m m i s s i o n be im 
P o l i t b ü r o d e r S E D . 

1 1 1 K i e f e n , H a n s ( 1 9 0 5 - 1 9 6 6 ) . 1. S e k r e t ä r d e r S E D - B e z i r k s l e i t u n g e n B e r l i n u n d E r f u r t . 1961 2. 
S e k r e t ä r der S E D - B e z i r k s l e i t u n g B e r l i n . 

1 1 2 W u n d e r l i c h , H e l m u t ( 1 9 1 9 - 1 9 9 4 ) . M i n i s t e r f ü r A l l g e m e i n e n M a s c h i n e n b a u . 1961 Stellv. 
V o r s i t z e n d e r des V o l k s w i r t s c h a f t s r a t e s . 

1 1 3 M a r k o w i t s c h , E r i c h ( 1 9 1 3 - 1 9 9 1 ) . M i t g l i e d des M i n i s t e r r a t e s . 1 9 6 1 Stellv. V o r s i t z e n d e r des 
V o l k s w i r t s c h a f t s r a t e s . 

1 1 4 S e l b m a n n , F r i t z ( 1 8 9 9 - 1 9 7 5 ) . W i r t s c h a f t s f u n k t i o n ä r , Stellv. V o r s i t z e n d e r des M i n i s t e r r a t e s . 
1 9 6 1 Stellv. V o r s i t z e n d e r des V o l k s w i r t s c h a f t s r a t e s . 

1 1 5 G r e g o r , K u r t ( 1 9 0 7 - 1 9 9 0 ) . M i n i s t e r f ü r A u ß e n h a n d e l u n d I n n e r d e u t s c h e n H a n d e l . 1961 
Stellv. V o r s i t z e n d e r des V o l k s w i r t s c h a f t s r a t e s . 

1 1 6 W i t t i k , J o h a n n ( ! ; 1 9 2 3 ) . W i r t s c h a f t s f u n k t i o n ä r . 1961 1. Stellv. V o r s i t z e n d e r des V o l k s w i r t -
s c h a f t s r a t e s . 

1 1 7 W e n z e l , S ieg f r ied 9 2 9 ) . W i r t s c h a f t s f u n k t i o n ä r . 1 9 6 1 Stellv. V o r s i t z e n d e r d e r S taa t l i chen 
P l a n k o m m i s s i o n . 

1 1 8 G r o s s e , H e r m a n n ( ; ; ' 1 9 0 6 ) . W i r t s c h a f t s f u n k t i o n ä r . 1961 L e i t e r d e r A b t e i l u n g I n v e s t i t i o n e n , 
F o r s c h u n g u n d T e c h n i k der S t a a t l i c h e n P l a n k o m m i s s i o n . 

1 1 9 M ü l l e r , F r i t z W i l h e l m ( ? - ? ) . W i r t s c h a f t s f u n k t i o n ä r . 1 9 6 1 Stellv. V o r s i t z e n d e r der S taat l i chen 
P l a n k o m m i s s i o n f ü r L e i c h t - u n d L e b e n s m i t t e l i n d u s t r i e . 

120 F r e y e r , E r w i n ( 1 9 1 4 - 1 9 9 2 ) . G e n e r a l m a j o r ( 1 9 5 6 ) - M i t a r b e i t e r der S P K . 1961 L e i t e r der 
H a u p t a b t e i l u n g I d e r S t a a t l i c h e n P l a n k o m m i s s i o n . 

1 2 1 H ü t t e n r a u c h , W i l l y ( 1 9 0 9 - 1 9 9 6 ) . D i p l o m a t . 1 9 6 1 1. Stellv. M i n i s t e r für A u ß e n h a n d e l . 
1 2 2 K a m m l e r , W a l t e r ( ? - ? ) . S t a a t s f u n k t i o n ä r . 1 9 6 1 S t e l l v e r t r e t e n d e r des M i n i s t e r s d e r F i n a n z e n . 
1 2 3 S c h ö n , O t t o ( 1 9 0 5 - 1 9 6 8 ) . S E D - F u n k t i o n ä r . 1 9 6 1 L e i t e r des B ü r o s des P o l i t b ü r o s d e r S E D . 
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Behandelt: 
1. Bericht über die Beratung der 1. Sekretäre des Z K der Kommunistischen und 

Arbeiterparteien aus den Staaten des Warschauer Vertrages: 
Berichterstatter: 
Ulbricht 

Beschlossen: 
Nach der Berichterstattung beschließt das Politbüro: 
1. Das Politbüro billigt einmütig das Auftreten des Genossen Ulbricht auf der Be-

ratung. 
2. Für Freitag, den 11. August 1961, ist die Volkskammer einzuberufen. Dr. Bo lz 1 2 4 

referiert zu den Fragen der Abrüstung und der Noten der Sowjetunion. Er infor-
miert zugleich über die Beratung der 1. Sekretäre des Z K der Kommunistischen 
und Arbeiterparteien. 
In der Sitzung der Volkskammer wird Genösse Stoph Fragen, die Berlin betref-
fen, beantworten. 
Die Volkskammer soll ihre Ubereinstimmung mit den Beschlüssen dieser Bera-
tung erklären. Sie soll einen Beschluß zur Frage des Kampfes gegen den Men-
schenhandel fassen, in dem dem Ministerrat alle Vollmachten erteilt werden. 
Die Bezirksleitung Berlin organisiert die Entsendung von Betriebsdelegationei· 
zur Tagung. 

3. Der Beginn der vorgesehenen Maßnahmen zur Kontrolle erfolgt in der Nacht 
vom Sonnabend zum Sonntag auf Grund eines Beschlusses des Ministerrates. 

4. Genösse Ulbricht wird den Ministerrat am Wochenende zu einem Beisammen-
sein einladen. 

5. Zur Frage des Kindesraubes in den Bezirken Cottbus und Neubrandenburg wird 
Genösse Maron, Minister des Innern, beauftragt, mit dem Minister für Justiz, 
Genossin Benjamin 1 2 5 , Haftbefehl gegen die Kindesräuber zu erlassen. 
Der Minister für Justiz fordert sofort von der Bonner Regierung die Rückgabe 
der Kinder sowie die Auslieferung der Verbrecher, damit diese vor das Gericht 
gestellt werden können. 

6. Das Material über den Menschenhandel Westdeutschlands ist vom Ministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten nicht an die U N O , sondern an alle Regierungen 
zu senden. 

7. Am Freitag, den 11.8 .61 , findet eine Beratung mit den 1. Bezirkssekretären statt. 
8. Genösse Norden wird beauftragt, ein Glückwunsch-Telegramm des Z K zum er-

folgreichen Weltraumflug des Kosmonauten Ti tow 1 2 6 zu entwerfen. 

124 Bolz, Lothar (1903-1986) . Vorsitzender der National-Demokratischen Partei Deutschlands 
( N D P D ) . 1949-1953 Minister für Aufbau. 1953-1965 Minister für Auswärtige Angelegen-
heiten. 1968-1978 Präsident der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft (DSF) . 

125 Benjamin, Hilde (1902-1989) . Ministerin für Justiz. 1949-1953 Vizepräsidentin des Ober-
sten Gerichts. 1953-1967 Ministerin für Justiz. A b 1967 Professorin an der Deutschen Aka-
demie für Staats- und Rechtswissenschaft in Potsdam. 

126 Titov, German Stepanovic (1935-2000) . Generaloberst (1988) - Kosmonaut. 1957-1960 
Dienst in einem Jagdfliegerregiment, dann Kosmonautenausbildung. Am 6.17. August 1961 
unternahm Titov den zweiten Weltraumflug in der Geschichte, der u.a. im Zusammenhang 
mit dem Mauerbau stand. 1968 Abschluß an der Luftwaffenakademie in Moskau, 
1973-1979 1. Stellv. Chef der Hauptverwaltung für Kosmische Mittel. 1986-1992 1. Stellv. 
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9. Das Sekretariat wird beauftragt, sich mit der Frage der Änderung der Arbeit der 
Massenorganisationen zu beschäftigen. 

Behandelt: 
2. Uber die Beratungen zu Wirtschaftsfragen: 

Berichterstatter: Apel 
Beschlossen: 
1) Als Leiter der Spezialisten-Delegationen zu Verhandlungen mit den Ländern 

werden festgelegt: 
a) mit der UdSSR (zur ständigen Zusammenarbeit) die Genossen Mewis und Neu-

mann. 
b) Zur Durchführung eines speziellen Auftrages 

mit CSSR Gen.127 Selbmann 
mit Polen Gen. Leuschner 
mit Ungarn Gen. Grosse 
mit Bulgarien Gen. Gregor 
mit Rumänien Gen. Wittkowski'^ 

c) Die Verhandlungen müssen im Laufe dieser Woche aufgenommen und spätestens 
in 8 Tagen abgeschlossen werden. 
Die Genossen berichten dem Politbüro über das Ergebnis sofort nach Abschluß 
der Verhandlungen. 

d) Genösse Apel wird beauftragt, die Genossen eingehend über Aufgaben und Ziel 
ihrer Arbeit zu informieren. Genösse Mewis und Genösse Apel vereinbaren, wer 
mit den Genossen mitfährt. 

2) Die Genossen Neumann und Mewis bereiten für das Politbüro die Frage der Ar-
beitskräfte und der Erhöhung der Arbeitsmoral vor. 

Behandelt: 
3. Kundgebung zum 90. Geburtstag Karl Liebknechts am 14.8. auf dem Potsdamer 

Platz: 
Beschlossen: 
Die Kundgebung wird nicht durchgeführt. 

Chef der Kosmischen Truppen der UdSSR/Russischen Föderation. 1995 zog er für die rus-
sischen Kommunisten in die Duma ein. 

127 Gen. - Genösse. 
128 Wittkowski, Margarete (1910-1974). Präsidentin der Staatsbank. 1961 Stellv. Vorsitzende 

des Ministerrates für die Bereiche Handel, Versorgung und Landwirtschaft. 
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Dokument 13129 

Beh. PB130 40/17 v. 8. 8. 61 Persönliche Verschlußsache! 
- Vorlagen -
Ol Tgb.-Nr. 431 
Berlin, den 10. 8. 1961 

An die Mitglieder und Kandidaten des Politbüros 

Werte Genossen! 

In der Anlage übermittle ich den Entwurf des Beschlusses der Volkskammer der 
Deutschen Demokratischen Republik. Ich bitte darum, daß die Änderungsvor-
schläge bis heute, 10. 8. 1961, mittags 14 Uhr, an Genossen Hermann Matern zuge-
sandt werden. 

Mit sozialistischem Gruß 
W. Ulbricht 

Anlage 

Beschluß der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik 

Die Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik stimmt der vom Stell-
vertretenden Vorsitzenden des Ministerrates und Minister für Auswärtige Angele-
genheiten, Dr. Lothar Bolz, abgegebenen Stellungnahme zu den Fragen des Ab-
schlusses eines Friedensvertrages zu. 
Seit der Grundsatzerklärung, mit der der Vorsitzende des Staatsrates der Deutschen 
Demokratischen Republik, Walter Ulbricht, den „Friedensplan des deutschen Vol-
kes" vor der Volkskammer begründete131, ist die gefährliche Entwicklung in West-
deutschland, die den Abschluß eines Friedensvertrages zur unaufschiebbaren Not-
wendigkeit macht, in beschleunigtem Tempo weitergegangen. 
Die Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik bringt ihre volle Uber-
einstimmung mit der Einschätzung zum Ausdruck, die der Vorsitzende des Mini-
sterrates der UdSSR, N.S. Chruschtschow, in seiner Fernsehrede am 7. August 1961 
von der Lage in Westdeutschland gegeben hat.132 Durch die Aufrüstung und Atom-
bewaffnung der westdeutschen Bundeswehr und infolge der verschärften Revan-
che-Politik wurde in der Tat mehr Zündstoff angehäuft, als in einem anderen Gebiet 
der Welt. Dieser Herd der Kriegsgefahr kann durch den Abschluß eines deutschen 
Friedensvertrages mit beiden deutschen Staaten unschädlich gemacht werden. 

129 SAPMO-BA, DY 30/J IV 2/2 A/843, Bl. 145-148, Schreiben von Ulbricht an die Mitglieder 
und Kandidaten des Politbüros des ZK der SED, 10. 8. 1961. 

130 PB - Politbüro. 
131 Den „Deutschen Friedensplan" stellte SED-Chef Ulbricht am 6. 7. 1961 auf der 18. Sitzung 

der Volkskammer vor. Text der Erklärung Ulbrichts, der Wortlaut der Diskussion in der 
Volkskammer und des Beschlusses der Volkskammer über den „Deutschen Friedensplan" 
abgedruckt in: DzD IV/6, S. 1159-1197. Für Einzelheiten zum „Deutschen Friedensplan" 
siehe: Lemke, Berlinkrise, S. 254 f. 

132 Abgedruckt in: DzD IV/6, S. 1516-1527. 
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Die Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik begrüßt deshalb, daß 
die Regierung der UdSSR in ihren Noten an die Regierung der USA, Großbritan-
nien und Frankreichs133 nicht nur die Bereitschaft zu Verhandlungen über die Frie-
densregelung mit Deutschland, sondern zugleich auch die Entschlossenheit ausge-
sprochen hat, im Interesse der Sicherung des Friedens auch ohne die Westmächte 
den Abschluß eines deutschen Friedensvertrages mit allen Staaten herbeizuführen, 
die dazu bereit sind. 
Die oberste Volksvertretung der Deutschen Demokratischen Republik stimmt in 
der Feststellung der Beratung der Ersten Sekretäre der Zentralkomitees der kom-
munistischen und Arbeiterparteien überein, daß eine weitere Hinauszögerung des 
Abschlusses eines deutschen Friedensvertrages eine Ermunterung der deutschen 
Revanchisten bedeute und einer bewußten Förderung der Steigerung der Gefahr ei-
nes neuen Krieges in Europa und in der Welt gleichkommt. Deshalb begrüßt es die 
Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik, daß die zuständigen Or-
gane der Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages festgelegt haben, alle notwen-
digen außenpolitischen und wirtschaftlichen Maßnahmen vorzubereiten, die den 
Abschluß des deutschen Friedensvertrages, darunter auch die Bestimmungen, die 
Westberlin als eine Freie Stadt betreffen, gewährleisten. 
Die Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik verurteilt auf das 
schärfste, daß die Friedenspolitik der sozialistischen Staaten von der Bonner Regie-
rung, von den Interessenverbänden des westdeutschen Monopolkapitals, von den 
reaktionären, militaristischen und revanchistischen Organisationen, sowie von den 
Agenten- und Spionagediensten in Westdeutschland und Westberlin mit einer enor-
men Verschärfung des kalten Krieges, mit der Schürung einer sinnlosen Kriegshy-
sterie, mit systematischen Bürgerkriegsvorbereitungen gegen die Deutsche Demo-
kratische Republik und mit großangelegten und freigiebig finanzierten Maßnahmen 
zur Untergrabung ihrer Wirtschaft beantwortet wurde, wie das im Bericht des Er-
sten Stellvertreters des Vorsitzenden des Ministerrates, Willi Stoph, unterbreitete 
Tatsachenmaterial beweist. 
Die Volkskammer bestätigt die vom Ministerrat, vom Magistrat von Großberlin 
und den Räten der Bezirke Potsdam und Frankfurt (Oder) eingeleiteten Maßnah-
men zur Sicherung der Deutschen Demokratischen Republik und zur Unterbin-
dung der von Westdeutschland und Westberlin aus organisierten Kopfjägerei und 
des Menschenhandels. Sie beauftragt den Ministerrat, alle Maßnahmen vorzuberei-
ten und durchzuführen, die sich auf Grund der Festlegungen der Teilnehmerstaaten 
des Warschauer Vertrages und dieses Beschlusses als notwendig erweisen. 
Die Volkskammer appelliert an alle friedliebenden Bürger der Deutschen Demokra-
tischen Republik, den Organen ihres Arbeiter-und-Bauern-Staates allseitige Unter-
stützung zu erweisen, selber Wachsamkeit zu üben und durch vorbildliche Arbeits-
leistungen zum Erfolg unserer Friedenspolitik beizutragen. 
Die Volkskammer wendet sich an alle Arbeiter, Bauern, Angehörigen der Intelli-
genz, Handwerker und Gewerbetreibenden mit dem Ruf: 

1 3 3 Der Text der am 3. 8 .1961 von der U d S S R an die U S A übergebenen N o t e ist abgedruckt in: 
D z D IV/6, S. 1490-1499. N o t e n ähnlichen Inhalts wurden a m gleichen Tag ebenfalls an die 
Regierungen Frankreichs und Großbri tanniens gesandt. 
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Seid Euch der nationalen Aufgabe bewußt! Die Deutsche Demokratische Republik, 
den ersten Friedensstaat, gilt es so zu festigen und zu schützen, daß durch den Ab-
schluß eines Friedensvertrages den revanchistischen Kriegstreibern der Weg ver-
sperrt und der Weg zu einer friedlichen Zukunft unseres Volkes und zur Wiederver-
einigung zu einem antiimperialistischen, neutralen Deutschland geöffnet wird. 

Dokument 14134 

Streng Vertraulich! Berlin, den 18. 8. 1961 

P r o t o k o l l 
über die Dienstbesprechung am 11.8. 1961 

Beginn: 18.00 Uhr 
Ende: 19.50 Uhr 
Anwesend: siehe Anwesenheitsliste Anlage 1135 

Tagesordnung: Auswertung der Ergebnisse der Volkskammersitzung vom 11.8. 
1961 

Einleitend verlas der Genösse Minister Mielke den Beschluß der Volkskammer über 
den Abschluß eines Friedensvertrages und die Lösung des Westberlin-Problems. 
In diesem Zusammenhang müssen die Reden der Genossen Stoph und Ebert stu-
diert und ausgewertet werden. 

Auf welche Erscheinungen müssen wir in den nächsten Tagen besonders achten: 

a) Wir müssen alle Provokationen, die von Westberlin ausgehen, unterbinden und 
ihre Zerschlagung organisieren. Gegen die Republikflucht werden Maßnahmen 
getroffen, wobei besonders der Ring um Berlin der Schwerpunkt sein wird. 

b) In den Bezirken gibt es eine Zunahme der Festnahmen besonders solcher Ele-
mente, die provokatorische Reden und Hetze führen. Offene Feinde müssen be-
kämpft, und es darf nicht ausgewichen werden. Es zeigt sich, daß der Gegner 
konzentriert in einer Richtung wirkt. Obwohl keine organisatorischen Verbin-
dungen zwischen den einzelnen feindlichen Elementen oder Gruppen bestehen, 
wirken sie nach einem einheitlichen Plan. 

c) Unter allen Schichten der Bevölkerung haben unzufriedene und auch negative 
Diskussionen zugenommen. Diese Entwicklung muß ständig verfolgt werden. 
Teilweise treten solche Argumente auf wie, 
Friedensvertrag bringt keine Bändigung des deutschen Militarismus; 
Durchführung „Freier Wahlen"; 
Auflösung der Nationalen Volksarmee; 
Revidierung der Oder-Neiße-Friedensgrenze. 

134 BStU, SdM 1557, Bl. 231-236, Protokoll der Dienstbesprechung vom 11.8. 1961 beim 
Minister fü r Staatssicherheit, 18. 8. 1961. 

135 Vgl. ebenda, Bl. 237 (hier nicht dokument ier t ) . 
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Es ist zu erkennen, daß die feindlichen Elemente bestimmte äußere Anlässe für 
ihre Diskussionen nehmen, und zum Teil spielen sie sich als Vertreter von Mei-
nungsgruppen auf. Hinter diesen Argumenten steckt eine gewisse Organisiert-
heit des Feindes. 
Ein Teil der Angehörigen der Intelligenz treten [sie!] offen negativ auf. Aus den 
bürgerlichen Parteien treten Elemente hervor, die sich gegen die positive Haltung 
ihrer Parteiführungen wenden. 
Solchen Kräften muß offensiv entgegengetreten werden. 

d) Es gibt auch eine verstärkte mündliche und schriftliche Hetze gegen Funktio-
näre. Teilweise spielen Rückkehrer und Erstzuziehende eine führende Rolle in 
dieser Beziehung. 
Uberfälle und terroristische Handlungen nehmen zu. 
Das Bandenunwesen ist statistisch gesehen zurückgegangen. Aber wir müssen 
die Veränderung ihrer Haltung erkennen und entsprechende Schlußfolgerungen 
ziehen. 

e) Obwohl die Anzahl der Arbeitsniederlegungen zurückgegangen ist, muß diese 
ernsthafte Erscheinung genau beobachtet werden. 
In den LPG ist noch nicht alles in Ordnung. Es wirken noch in vielen Fällen die 
feindlichen Losungen. 

f) Es gibt ebenfalls noch eine Reihe Delikte in Bezug auf illegalen Waffen- und Mu-
nitionsbesitz. 

g) In den Bezirken gibt es noch eine Reihe Besonderheiten, die ebenfalls beachtet 
werden müssen. In Berlin ist eine Besonderheit das Grenzgängertum. 

Auf welche Aufgaben kommt es jetzt an: 

- Heute treten wir in einen neuen Abschnitt der tschekistischen Arbeit136 ein. Die-
ser neue Abschnitt erfordert die Mobilisierung jedes einzelnen Mitarbeiters der 
Staatssicherheit. 

In der jetzigen Periode wird sich erweisen, ob wir alles wissen und ob wir überall 
verankert sind. Jetzt müssen wir beweisen, ob wir die Politik der Partei verstehen 
und richtig durchzuführen in der Lage sind. 

Der neue Abschnitt unserer Arbeit wird auch die Festigkeit unserer Republik zei-
gen. 

Was ist die Hauptfrage: 
Größte Wachsamkeit üben, höchste Einsatzbereitschaft herstellen und alle negati-
ven Erscheinungen verhindern. Kein Feind darf aktiv werden, keine Zusammenbal-
lung darf zugelassen werden. 

- Wenn in den nächsten Tagen entscheidende Maßnahmen beschlossen werden, 
muß jegliche Feindtätigkeit verhindert werden. Darum müssen wir in den Krei-

1 3 6 In der Sprache des MfS Bezeichnung für nachrichten- und geheimdienstliche Tätigkeit, die 
auf die von 1918 bis 1922 in Sowjetrußland tätige politische Geheimpolizei „Tscheka/CK" 
(Kurzform für: Vserossijskaja crezvycajnaja komissija po bor'be c kontrrevoljuciej, spekul-
jaciej i sabotaem - Allrussische Sonderkommission zur Bekämpfung der Konterrevolution, 
Spekulation und Sabotage) zurückgeht. 
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sen und Bezirken die genaue Übersicht über die Lage, besonders die feindlichen 
Kräfte, kennen. Die Kontrolle über die feindlichen Kräfte ist von größter Bedeu-
tung. 

Die wichtigsten Objekte müssen ausreichend gesichert sein. Die notwendigen 
Alarmmaßnahmen sind einzuleiten. 

- Uber die eigenen Kräfte muß der notwendige Uberblick vorhanden sein. Über 
die abgewiesenen Maßnahmen ist Vollzug zu melden. 

Zu einigen Einzelaufgaben: 

- In den Einsatzleitungen muß das Zusammenwirken der beteiligten Kräfte garan-
tiert sein. 

- Durch die Organe, die in den bewaffneten Kräften arbeiten, muß die Zuverlässig-
keit und Kampfbereitschaft gesichert werden. (Entsprechende Einsatzpläne sind 
sofort aufzustellen.) Zu den Offizieren der bewaffneten Organe muß enger Kon-
takt hergestellt werden. 

- Über die Objekte müssen genaue Übersichten vorhanden sein. Zur Sicherung der 
Schwerpunkte sind entsprechende Maßnahmepläne auszuarbeiten. In den Betrie-
ben, die durchgehend arbeiten, muß gesichert sein, daß keine Störungen auftreten 
können. Es ist festzulegen, welche Kräfte werden wo eingesetzt. 
Die Stimmung der Beschäftigten ist zu analysieren und die Zusammensetzung 
der Beschäftigten nochmals zu untersuchen, um die richtigen politisch-operati-
ven Maßnahmen treffen zu können. 
Es muß die genaue Übersicht über die Besetzung der Schlüsselpositionen vor-
handen sein. Unter Umständen müssen negative Kräfte für einige Zeit aus ihren 
Bereichen herausgelöst werden. 

- Wer mit feindlichen Losungen auftritt, ist festzunehmen. Feinde sind streng und 
in der jetzigen Zeit schärfer anzupacken. Feindliche Kräfte sind sofort ohne Auf-
sehen unter Anwendung entsprechender Methoden festzunehmen, wenn sie 
aktiv werden. 

- Die Abteilungen I X 1 3 7 müssen stark und einsatzfähig sein. Es sind entsprechende 
Gruppen für bestimmte Aufgaben einzusetzen. 

- Von den verschiedensten Linien sind operative Einsatzgruppen für spezielle Ein-
sätze aufzustellen. 

- Alle Linien müssen mit ihren Agenturen so arbeiten, daß die Arbeiter für die 
Lösung der neuen Aufgaben begeistert und mobilisiert werden. 

- Darüber hinaus müssen die I M 1 3 8 so eingesetzt werden, daß wir genau wissen, 

1 3 7 Die Abteilungen I X waren als sogenanntes Untersuchungsorgan innerhalb der Bezirksver-
waltungen des MfS zuständig für die Einleitung und Durchführung von geheimdienstlichen 
Ermittlungsverfahren. 

1 3 8 IM - Inoffizieller Mitarbeiter. Nach Definition des MfS „Bürger der D D R oder Ausländer, 
der sich aus positiver gesellschaftlicher Uberzeugung oder anderen Beweggründen bereiter-
klärt hat, konspirativ mit dem MfS zusammenzuarbeiten, um die gesellschaftliche Entwick-
lung vor allen subversiven Angriffen des Feindes zuverlässig zu schützen, die innere Sicher-
heit der D D R allseitig zu gewährleisten und zur weiteren Stärkung der sozialistischen Staa-
tengemeinschaft beizutragen. Die IM sind die Hauptkräfte des MfS gegen den Feind". Vgl. 
Wörterbuch der Staatssicherheit, S. 196. 
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wie sich die Lage entwickelt, oder wo besondere Schwerpunkte auftreten kön-
nen. 

- Auf der Linie der H A X I I I 1 3 9 sind ganz besondere Sicherungsmaßnahmen 
durchzuführen. Durch uns muß gesichert werden, daß alle Arbeiten, die im Rah-
men der Aktion zu erfüllen sind, störungslos verlaufen. Über das Zusammenwir-
ken mit der Transportpolizei ist ein genauer Einsatzplan aufzustellen. 

- Maßnahmepläne zur schnellen und wirksamen Bekämpfung der Untergrund-
tätigkeit sind aufzustellen (besonders Kirche, Presse, Jugend beachten). 

- Durch die Abt. M 1 4 0 und Abt. 26 1 4 1 sind Maßnahmen zu treffen, um besonders 
hinsichtlich der Stimmung der Bevölkerung Aufschlüsse zu bekommen. 

- Durch die Abt. N 1 4 2 und Abt. X I 1 4 3 sind alle Nachrichtenmittel in einsatzberei-
ten Zustand zu versetzen. 

- Durch die H A PS 1 4 4 und das Wachregiment1 4 5 sind alle erforderlichen Mittel zur 
Sicherung der Partei- und Regierungsobjekte einzusetzen. Beide Einheiten haben 
entsprechende Pläne aufzustellen. 

- Durch alle Linien im Bereich der Westgrenze der D D R sind Maßnahmen zur 
Aufklärung durchzuführen. 

- Es ist die qualifizierte Informationsarbeit zu sichern. Die Information muß sach-
lich sein und nicht übertreiben. Für alle Einheiten sind jetzt sofort die Einsatz-
pläne auszuarbeiten und das Zusammenwirken aller Linien ist zu sichern. 

Alle vorbereitenden Arbeiten sind unter Wahrung der Konspiration und unter 
strengster Geheimhaltung durchzuführen. Die gesamte Aktion erhält die Be-
zeichnung 

„ R o s e " . 

Nach den Ausführungen des Genossen Minister Mielke sprachen die Genossen 
Oberst Szinda 1 4 6 , Generalmajor Weikert 1 4 7 , Oberstltn. 1 4 8 Richter 1 4 9 , Oberst Ki-

1 3 9 H A X I I I - Hauptabteilung X I I I . Innerhalb des MfS zuständig für die geheim- und nach-
richtendienstliche Überwachung des Verkehrs- und Transportwesens in der D D R . 

1 4 0 Abt. Μ - Abteilung M. Innerhalb des MfS zuständig für Postkontrolle. 
1 4 1 Abt . 26 - Abteilung 26. Innerhalb des MfS zuständig für Telefonüberwachung. 
1 4 2 Abt . N . - Abteilung Nachrichten. Zuständig für die Planung, Organisation und Sicherstel-

lung des Nachrichtenwesens des MfS. 
1 4 3 Abt. X I - Abteilung X I . Chiffrierdienst des MfS. 
1 4 4 H A PS - Hauptabteilung Personenschutz. Die 1961 ca. 1600 Mann umfassende Sonderein-

heit des MfS war für den Schutz der führenden Partei- und Staatsfunktionäre sowie die Si-
cherung zentraler Partei- und Regierungsobjekte verantwortlich. 

1 4 5 Die 1961 4395 Mann starke Verfügungstruppe des MfS war für den Personen- und Objekt-
schutz in wichtigen staatlichen Behörden sowie Einrichtungen der S E D zuständig. 

1 4 6 Szinda, Gustav (1897-1988) . Generalmajor (1964) - Leiter B V Neubrandenburg. Seit 1951 
Mitarbeiter des MfS, 1961 Leiter der Bezirksverwaltung Neubrandenburg. 1964 in den Ru-
hestand versetzt. 

1 4 7 Weikert, Martin ( ; : '1914). Generalleutnant (1976) - Leiter B V Erfurt. Seit 1950 Angehöriger 
des MfS, 1961 Leiter der Bezirksverwaltung Erfurt. 1982 in den Ruhestand versetzt. 

1 4 8 Oberstltn. - Oberstleutnant. 
1 4 9 Richter, Kurt (1921-1981) . Oberst (1969) - Leiter B V Suhl. Seit 1951 Mitarbeiter des MfS, 

1961 Leiter der Bezirksverwaltung Suhl. 1975 in den Ruhestand versetzt. 



D o k u m e n t 14 1 0 5 

s t o w s k i 1 5 0 , O b e r s t K n o p p e 1 5 1 , M a j o r O p i t z 1 5 2 , O b e r s t K r a u s 1 5 3 , O b e r s t l t n . M i -
c h e l b e r g e r 1 5 4 , O b e r s t l t n . M i t t i g 1 5 5 u n d O b e r s t S c h n e i d e r 1 5 6 . 
Al le s p r a c h e n k n a p p z u P r o b l e m e n in i h r e n B e z i r k e n . 

A b s c h l i e ß e n d b e t o n t e d e r G e n ö s s e M i n i s t e r n o c h m a l s , d a ß a l le P r o b l e m e g r ü n d l i c h 
zu d u r c h d e n k e n u n d d i e r i c h t i g e n p o l i t i s c h - o p e r a t i v e n S c h l u ß f o l g e r u n g e n z u z i e -
hen s i n d . 

In d e r a n s c h l i e ß e n d e n k u r z e n B e s p r e c h u n g m i t d e n L e i t e r n d e r E i n h e i t e n d e s M i n i -
s t e r i u m s g a b d e r G e n ö s s e M i n i s t e r M i e l k e e in ige s p e z i e l l e W e i s u n g e n . ( E i n s a t z -
p läne f ü r al le L i n i e n , M i t a r b e i t e r s o e in te i l en , d a ß s ie i m m e r s o f o r t e r r e i c h b a r s i n d ) 

( L u d w i g ) 
M a j o r 

ge fer t ig t : 2 E x e m p l a r e 

1. E x . G e n ö s s e M i n i s t e r M i e l k e 
2. E x . A b l a g e , S e k r e t ä r d e s K o l l e g i u m s 

150 Kistowski , Erich (1909-1984). Obers t (1958) - Mitarbeiter H A VII . Seit 1950 Angehöriger 
des MfS, ab 1959 als Stellv. Chef der D G P Off iz ier im besonderen Einsatz (OibE) , 1961 
Stellv. Leiter der Hauptabtei lung VII (Überwachung M d l und DVP) . 1970 in den Ruhe-
stand versetzt. 

151 Knoppe , Reinhold (1908-1983). Obers t (1950) - Leiter B V Magdeburg. Seit 1950 Mitarbei-
ter des MfS, 1961 Leiter der Bezirksverwaltung Magdeburg. 1968 in den Ruhestand ver-
setzt. 
Opi tz , Kurt (1918-1991). Obers t (1972) - Mitarbeiter B V Cottbus . Seit 1952 Mitarbeiter 
des MfS, 1961 Stellvertreter Operativ des Leiters der Bezirksverwaltung Cottbus . 1977 in 
den Ruhestand versetzt. 

1 5 3 Kraus , Alfred (*1910). Generalmajor (1970) - Leiter B V Rostock. Seit 1951 Angehöriger 
des MfS , 1961 Leiter der Bezirksverwaltung Rostock. 1975 in den Ruhestand versetzt. 

1 5 4 Michelberger, Jul ius (1919-1990). Obers t (1964) - Leiter B V Gera. A b 1950 Mitarbeiter des 
MfS, 1961 Leiter der Bezirksverwaltung Gera. 1979 in den Ruhestand versetzt. 

'55 Mittig, Rudi (1925-1994). Generalleutnant (1986) - Leiter B V Potsdam. A b 1952 Angehö-
riger des MfS , 1961 Leiter der Bezirksverwaltung Potsdam. Zuletzt Stellv. Minister für 
Staatssicherheit, im Dezember 1989 von dieser Funktion entbunden. 

1 5 6 Schneider, Hans (1914-1972). Obers t (1953) - Leiter BV Leipzig. Seit 1950 Mitarbeiter des 
MfS, 1961 Leiter der Bezirksverwaltung Leipzig. 1966 in den Ruhestand versetzt. 
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Dokument 15157 

REGIERUNG 
DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 

Ministerium des Innern 
- Der Minister -

B E F E H L 

des Ministers des Innern 

Nr. 001/61 

August 1961 O.U. 

Inhalt: Aufgaben zur verstärkten Sicherung der Grenze zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und dem demokratischen Berlin sowie zwi-
schen dem demokratischen Berlin und Westberlin 

Zur Erhöhung der Sicherheit der Deutschen Demokratischen Republik sind mit 
„X"-Zeit Maßnahmen zur Einschränkung des Verkehrs aus den Bezirken der Deut-
schen Demokratischen Republik nach dem demokratischen Berlin sowie aus den 
Bezirken der Deutschen Demokratischen Republik und dem demokratischen Ber-
lin nach Westberlin eingeleitet. 

Zur Sicherung der Grenze zwischen dem demokratischen Berlin und Westberlin 
und zur Unterbindung des von Westdeutschland und Westberlin organisierten 
Menschenhandels sind dem Präsidenten der Volkspolizei Berlin durch meinen Be-
fehl Nr. 003/61 für den Raum Berlin besondere Maßnahmen befohlen (Anlage)158. 

Zur Durchsetzung dieser Maßnahmen 

B E F E H L E I C H : 

1. Sie159 sind für die konsequente Durchführung meines Befehls Nr. 003/61 verant-
wortlich. 

2. Sie haben die Chefs der BdVP160 anzuweisen: 

- eine erhöhte Arbeitsbereitschaft der Stäbe der Bezirke herzustellen; 

- die diensthabenden Einheiten zu erhöhen und in ständiger Gefechtsbereit-
schaft zu halten; 

157 BA-MA, A2N 30885, o. Bl., Befehl des Ministers des Innern Nr. 001/61 über die Aufgaben 
zur Grenzsicherung zwischen der DDR und Ost-Berlin sowie zwischen Ost- und West-
Berlin, August 1961. 

158 Vgl. Dokument 17. 
159 Gemeint ist der Präsident der Volkspolizei Berlin: Generalmajor der VP Fritz Eikemeier. 
160 BdVP (BDVP) - Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei. 
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- die Maßnahmen meines Befehls 17/61161, welche Kontrollen auf den Zufahrt-
straßen nach Berlin regeln, verstärkt durchzusetzen; 

- sich ständig in der Bezirkshauptstadt aufzuhalten; 

- daß ein Offizier der Leitung ständig in der Dienststelle anwesend ist. 

3. Die Chefs der BdVP Potsdam und Frankfurt /Oder sind anzuweisen, in den 
grenznahen Orten verstärkt Maßnahmen zur Verhinderung von unberechtigtem 
Überschreiten der Grenze nach Westberlin einzuleiten und den Abtransport von 
Personen, die durch die Sicherungseinheiten der Deutschen Grenzpolizei am 
Außenring von Groß-Berlin festgenommen wurden, zum zuständigen VPKA162 

zu organisieren und die sich daraus ergebenden Untersuchungen zu führen. 

4. Die Chefs der Grenzbezirke an der Staatsgrenze West sind anzuweisen, Maßnah-
men zur verstärkten Kontrolle der Einhaltung der Grenzordnung einzuleiten. 
Diese Maßnahmen sind mit den zuständigen Kommandeuren der Grenzbrigaden 
abzustimmen. 

5. Besondere Vorkommnisse sind an den Stab des Ministeriums des Innern zu mel-
den. 

Minister des Innern gez. Μ a r ο η 

F.d.R.163: 

Chef des Stabes 
Ende 

( E n d e )164 

Oberst 

Anlage: Befehl des Ministers 
Nr. 003/61 

161 Dieser von Maron erlassene Befehl Nr. 17/61 zur Kontrolle der Zufahrtswege nach Berlin 
konnte bisher nicht ermittelt werden, da unter der aufgeführten Befehlsnummer eine andere 
Anweisung des Ministers archiviert ist. 

162 VPKA-Volkspo l i ze i -Kre i samt . 
163 F.d.R. - Für die Richtigkeit. 
164 Ende, Hors t ( : :1926). Generalmajor der VP (1965) - Stabschef MdL Werkzeugmacher, seit 

1945 KPD-Mitgl ied, Eintri t t in die D V P in Sachsen, Leiter der Schutzpolizei der Polizeilan-
desbehörde Sachsen, dann Stellvertreter des Chefs der BdVP Karl-Marx-Stadt. Seit 1959 im 
Mdl , dor t 1961 Chef des Stabes, 1964-1975 als Nachfolger von Fritz Eikemeier Präsident 
der D V P Berlin. 1967-1976 Mitglied der SED-Bezirksleitung Berlin. 
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Dokument 16165 

REGIERUNG 
DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 

Ministerium des Innern 

B e f e h l 

des Ministers des Innern 

Nr. 002/61 

12. August 1961 O.U. 

Inhalt: Aufgaben der Deutschen Grenzpolizei zur verstärkten Sicherung der 
Grenzen am Außenring von Groß-Berlin und an der Staatsgrenze West 

Zur Erhöhung der Sicherheit der Deutschen Demokratischen Republik sind mit 
„X"-Zeit Maßnahmen zur Einschränkung des Verkehrs aus den Bezirken der Deut-
schen Demokratischen Republik nach dem demokratischen Berlin sowie aus den 
Bezirken der Deutschen Demokratischen Republik und dem demokratischen Ber-
lin nach Westberlin eingeleitet. 

Zur Gewährleistung der Grenzsicherung am Außenring von Groß-Berlin und der 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs sowie der Erhöhung der Sicherheit 
an der Staatsgrenze West 

B E F E H L E I C H : 

1.(1) Mit „X" + 30 Minuten ist im Bereich der 5. Grenzbrigade166 Gefechtsalarm 
auszulösen und die Grenzsicherung am westlichen Außenring durch den ge-
schlossenen Einsatz der Einheiten zu organisieren und durchzuführen. 
Am Ring des demokratischen Berlins ist verstärkte Grenzsicherung durchzufüh-
ren. 
(2) Am westlichen Außenring von Groß-Berlin sind „X" + 30 Minuten 11 KPP/ 
KP167/GKÄ168 zu schließen und bis „X" + 180 Minuten mit Pioniermitteln zu 
sperren. 
(Aufstellung der zu schließenden KPP/GKÄ siehe Anlage 2). 
(3) An den KPP an der Grenze zum demokratischen Berlin ist eine verstärkte 
Kontrolle durchzuführen. An den Eisenbahn-KPP des demokratischen Berlin 
sind alle ein- und ausfahrenden Reisezüge zu kontrollieren. 

165 BA-MA, AZN 30885, o. Bl., Befehl des Ministers des Innern Nr. 002/61 über die Aufgaben 
der Deutschen Grenzpolizei zur verstärkten Grenzsicherung am Außenring um Berlin und 
an der Staatsgrenze West, 12. 8.1961. 

166 Die 5. Grenzbrigade der DGP (seit 16. 9.1961 aus der Grenzpolizei ausgeschieden und der 
Bereitschaftspolizei unterstellt, vgl. Dokument 33) hatte ihren Kommandositz in Groß-
Glienicke bei Potsdam und überwachte mit drei Bereitschaften den Außenring um West-
Berlin. 

'Ä7 KP-Kontrollpunkt. 
168 GKA - Grenzkontrollämtcr. 
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(4) Zur Gewährleistung der ununterbrochenen Sicherung werden dem Komman-
deur der 5. Grenzbrigade 

- die Lehrbereitschaft Potsdam der Bereitschaftspolizei „ X " + 180 Minuten; 

- 4 Grenzkompanien und 4 Pionierzüge „ X " + 240 Minuten; 

- Offizierschule der D G P „ X " + 360 Minuten zu unterstellen [sie!] 

(5) Zur Verstärkung der Grenzsicherung am westlichen Außenring sind Teile des 
Grenzabschnittes mit Drahtsperren auszubauen. 
Die pioniermäßige Verstärkung des Grenzabschnittes ist bis „ X " + 8 Tage abzu-
schließen. (pioniermäßiger Ausbau siehe Befehlskarte)1 6 9 

(6) Die Unterbringung und Versorgung der Verstärkungskräfte ist durch die der 
[sie!] 5. Grenzbrigade sicherzustellen. 

2. (1) In den Linieneinheiten der Verbände der Staatsgrenze West ist mit „ X " + 5 
Stunden verstärkte Grenzsicherung unter Beibehaltung des 8-Stunden-Dienstes 
zu organisieren und durchzuführen. 
In den Hauptrichtungen sind die Linieneinheiten durch Reserven zu verstärken. 

(2) In den Stäben der Grenzbrigaden und Grenzbereitschaften ist die erhöhte Ar-
beitsbereitschaft herzustellen. 
Die schweren Grenzabteilungen sind in Gefechtsbereitschaft zu versetzen. 
Die Verlegung der s G A 1 7 0 in gefährdete Richtungen ist zu planen und in Abhän-
gigkeit der Lage zu befehlen. 

3. Die Aufklärungsorgane der D G P sind anzuweisen, eine/wer7stärkte Aufklärung 
im feindlichen Vorfeld und im eigenen Grenzgebiet durchzuführen, um rechtzei-
tig die Absichten und Ziele des Gegners sowie von ihm organisierte staatsfeindli-
che Handlungen im eigenen Gebiet zu erkennen und zerschlagen zu können. 
Die militärische Beobachtung des gegnerischen und eigenen Grenzgebietes ist 
durch die Kommandeure verstärkt zu organisieren und zu führen. 

4. Der Kommandeur der Deutschen Grenzpolizei hat zu gewährleisten, daß mit 
den anderen bewaffneten Organen des Ministeriums des Innern, des Ministeri-
ums für Staatssicherheit und der Nationalen Volksarmee im Grenzgebiet ein en-
ges Zusammenwirken organisiert wird. 
Mit den Kommandeuren der am Ring um Berlin stationierten sowjetischen 
Grenzbataillone sind die eingeleiteten Sicherungsmaßnahmen abzusprechen. 
Das Zusammenwirken der eingesetzten Kräfte ist zu organisieren. 

5. Die Kommandeure und Politorgane haben in Verbindung mit den Partei- und 
F D J - Organisationen eine verstärkte politisch-ideologische Arbeit unter den Sol-
daten, Unteroffizieren und Offizieren durchzuführen. 
Es ist zu gewährleisten, daß alle Befehle und Dienstvorschriften konsequent er-
füllt werden. 

1 6 9 Hier nicht dokumentiert. 
1 7 0 s G A - schwere Grenzabteilungjen]. Seit 1960 verfügte jede der insgesamt 8 Grenzbrigaden 

über eine schwere Grenzabteilung, zu deren Bestand 3 S F L - bzw. Panzerkompanien sowie 
eine SPW-Kompanie gehörte. 
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6. Als Grundlage für den Gebrauch von Schußwaffen gilt mein Befehl 39/60171. 
Die Kräfte der Bereitschaftspolizei sind sofort nach ihrem Eintreffen in die 
Schußwaffengebrauchsbestimmungen einzuweisen. 

7. Meldungen: 

- Schließung der KPP/GKÄ und ihre pioniermäßige Verstärkung 

- Besetzen der Grenzabschnitte am westlichen Außenring 

- Eintreffen der Verstärkungseinheiten 

- Lagemeldung alle 6 Stunden nach Auslösung der Maßnahme 

- Besondere Vorkommnisse sofort. 

8. Dieser Befehl ist nur auf meine Weisung zu vernichten. 

Minister des Innern gez. Maron 

F.d.R.: 

Chef des Stabes 
Ende 

( E n d e ) 
Oberst 

Anlagen: 
1. Befehlskarte 
2. Aufstellung über zu schließende KPP/GKÄ 

Anlage 2 

Aufstellung über zu schließende KPP am Außenring von Groß-Berlin 

Grenze nach Westberlin 

B e z e i c h n u n g : Art des Überganges: 

KP - Glienicke - Nordbahn Straße 
GKA - Hohen-Neuendorf S-Bahn 
GKA - Stolpe - Süd S-Bahn 
GKA-Albrechtshof 
KP - Staaken 
GKA - Griebnitzsee 
GKA - Dreilinden 

S-Bahn (außer F-Bahn172) 
S-Bahn 
S-Bahn (außer F-Bahn) 
S-Bahn 
Straße 
Straße 
S-Bahn 
S-Bahn 

KP - Düppel 
KP - Seehof 
GKA - Teltow 
GKA - Mahlow 

171 Vgl. BA-MA, DVH-27/7025, Bl. 21-23, Befehl des Ministers des Innern Nr. 39/60 über 
Schußwaffengebrauchs Vorschriften, 28. 6. 1960 (hier nicht dokumentiert). 

172 F-Bahn - Fernbahn. 
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Dokument 17173 

R E G I E R U N G 
DER D E U T S C H E N D E M O K R A T I S C H E N REPUBLIK 

Ministerium des Innern 
- Der Minister -

B e f e h l 

des Ministers des Innern 

Nr. 003/61 

12. August 1961 O.U. 

Inhalt: Aufgaben des Transportpolizeiabschnittes174 zur verstärkten Sicherung 
der Grenze zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und West-
berlin sowie dem demokratischen Berlin und Westberlin 

Zur Erhöhung der Sicherheit der Deutschen Demokratischen Republik sind mit 
„X"-Zeit Maßnahmen zur Einschränkung des Verkehrs von der Deutschen Demo-
kratischen Republik nach dem demokratischen Berlin sowie von der Deutschen 
Demokratischen Republik und dem demokratischen Berlin nach Westberlin durch-
zuführen. 
Zur Durchsetzung der Aufgaben werden auf dem Gebiet der Deutschen Reichs-
bahn und der U-Bahn1 7 5 folgende Maßnahmen getroffen: 

1. Züge im internationalen Reiseverkehr in Richtung Westen und zwischen West-
berlin und Westdeutschland beginnen und enden auf dem Bahnsteig „A" des 
Bahnhofes Friedrichstraße. 

2. Der direkte S-Bahnverkehr aus den Randgebieten der Deutschen Demokrati-
schen Republik nach Westberlin sowie aus der Hauptstadt der Deutschen Demo-
kratischen Republik nach Westberlin wird mit „X"-Zeit eingestellt. 
Alle aus der Deutschen Demokratischen Republik und dem demokratischen Ber-
lin nach Westberlin verlaufenden S-Bahnstrecken werden - außer Stadtbahn und 
Nord-Süd-Bahn im demokratischen Berlin [ - ] durch Schaffung abgesicherter 
Gleislücken unterbrochen. Die Unterbrechung erfolgt durch den Einsatz von 8 
Bautrupps der Reichsbahn an 12 Stellen. 

Diese Maßnahme erfolgt „X" . 
Die durchzuführenden Bauarbeiten sind je Bautrupp durch 5 Kräfte der Trans-
portpolizei, ausgerüstet mit taktischer Bewaffnung, zu sichern. 

173 BA-MA, A Z N 30885, o. Bl., Befehl des Ministers des Innern Nr. 003/61 über die Aufgaben 
der Transportpolizei zur verstärkten Grenzsicherung zwischen der D D R und West-Berlin 
sowie Ost-Berlin und West-Berlin, 12. 8. 1961. 

1 7 4 Seit 1955 war die Transportpolizei der D D R in acht Abschnitte gegliedert, deren Dienstbe-
reiche den Grenzen der acht Reichsbahndirektionen entsprachen, darunter der Transport-
polizeiabschnitt Berlin. Vgl. auch Mittmann, Die Transportpolizei, S. 537-550. 

1 7 5 U-Bahn - Untergrundbahn. 
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Nach Abschluß dieser Unterbrechung beginnen und enden alle S-Bahnzüge der 
Stadtbahn aus und in Richtung Westen auf Bahnstein [sie!] „B" und aus und in 
Richtung Osten auf dem Bahnsteig „C" des Bahnhofes Friedrichstraße. 

S-Bahnzüge der Nord-Süd-Bahn halten nur auf dem Bahnhof Friedrichstraße. 
Alle weiteren Bahnhöfe auf dieser Strecke im demokratischen Berlin werden für 
den Reiseverkehr gesperrt. 

S-Bahnzüge des Vollrings im demokratischen Berlin beginnen und enden auf 
dem Bahnhof Schönhauser Allee und Treptower Park. 

Die an der Grenze nach Westberlin liegenden Bahnhöfe Wilhelmsruh, Schönholz 
und Wollankstraße werden zum demokratischen Berlin hin geschlossen, um den 
Ein- und Ausstieg vom demokratischen Berlin aus nicht zuzulassen. 

Der im demokratischen Berlin liegende Bahnhof Bornholmer Straße wird für 
jeglichen Publikumsverkehr geschlossen. 

Auf den S-Bahnstrecken 
Oranienburg - Hohenneuendorf, 
Velten - Hennigsdorf 1 7 6 , 
Potsdam - Griebnitzsee, 
Rangsdorf - Mahlow 

wird zur Bedienung des örtlichen Nahverkehrs ein S-Bahn-Pendelverkehr einge-
richtet. 
Auf den übrigen S-Bahnstrecken der Deutschen Demokratischen Republik nach 
Westberlin wird der Zugverkehr eingestellt. 

Die Züge auf der Strecke Basdorf - Wilhelmsruh enden auf dem Bahnhof Schil-
dow. 

3. Die U-Bahnzüge der Linie Α aus und in Richtung Pankow enden und beginnen 
auf dem U-Bahnhof „Thälmann-Platz"177 und aus und in Richtung Westberlin 
auf dem U-Bahnhof „Potsdamer Platz". 

Die U-Bahnzüge der Linie C halten im demokratischen Berlin nur auf dem 
Bahnhof Friedrichstraße. Alle anderen im demokratischen Berlin liegenden 
U-Bahnhöfe der Linie C werden für jeglichen Publikumsverkehr gesperrt. 

Die im demokratischen Berlin liegenden U-Bahnhöfe der Linie D werden für 
jeglichen Publikumsverkehr gesperrt. Der Bahnhcf „Warschauer Brücke" der 
U-Bahnlinie Β wird für jeglichen Publikumsverkehr gesperrt. 

4. Der Güterverkehr wird ohne Einschränkung mit den erforderlichen Kontroll-
maßnahmen weiter durchgeführt. 

Zur Durchführung der Kontroll- und Sicherungsaufgaben 

7 h Hier ist das im Nordwesten von Berlin liegende Henningsdorf gemeint. 
7 7 Heute U - B a h n h o f Mohrenstraße. 
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B E F E H L E I C H : 

1. Der Kommandeur des Transportpolizeiabschnittes Berlin ist verantwortlich für 
die Durchführung der Kontroll- und Sicherungsmaßnahmen des Reise- und 
Güterverkehrs an der Grenze von der Deutschen Demokratischen Republik 
nach Westberlin und vom demokratischen Berlin nach Westberlin im 

Fernverkehr, 
S-Bahnverkehr, 
U-Bahnverkehr. 

Die Hauptanstrengung ist auf den Sicherungsbereich des Transportpolizeiamtes 
Ostbahnhof zu richten. 

2. Die Kontroll- und Sicherungsaufgaben sind mit der Aufgabe durchzuführen: 

a) im Fernverkehr: 

Durchführung der Paß- und Zollkontrolle im Zusammenwirken mit den Kräf-
ten des A Z K W 1 7 8 zur Verhinderung, daß Bürger der Deutschen Demokrati-
schen Republik und des demokratischen Berlin ohne Genehmigung Züge in 
Richtung Westberlin oder Westdeutschland benutzen sowie Kontrolle der aus 
Richtung Westen kommenden Reisenden. 

b) im S-Bahnverkehr: 

Durchführung von Kontrollmaßnahmen zur Verhinderung, daß Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik und des demokratischen Berlin ohne Ge-
nehmigung nach Westberlin fahren. 
Durchführung von Sicherungsmaßnahmen zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
und Sicherheit auf den Ubergangs- und Endbahnhöfen sowie auf den Bahnhö-
fen der Strecken des Pendelverkehrs in den Randgebieten Berlins und an den 
Grenzübergängen im demokratischen Berlin. 

Sicherung der auf der Nord-Süd-Strecke für den Publikumsverkehr gesperrten 
Bahnhöfe zur Verhinderung des unberechtigten Ein- und Aussteigens. 

c) im U-Bahnverkehr: 

Sicherung des U-Bahnhofes Friedrichstraße, um zu verhindern, daß Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik und des demokratischen Berlin die 
U-Bahn ohne Genehmigung zur Einreise nach Westberlin benutzen. 

Sicherung des U-Bahnhofes Potsdamer Platz zur Gewährleistung, daß jeglicher 
Publikumsverkehr in Richtung Osten unterbleibt. Ein- und Ausgänge des 
Bahnhofes in Richtung demokratisches Berlin sind zu schließen. 

Sicherung der Bahnhöfe im demokratischen Berlin, die für den Publikumsver-
kehr gesperrt sind, zur Verhinderung des unberechtigten Ein- und Aussteigens. 

Sicherung des U-Bahnhofes „Thälmann Platz" zur Gewährleistung, daß jegli-
cher Verkehr aus Richtung Pankow hier endet. 

1 7 8 A Z K W - Amt für Zoll und Kontrolle des Warenverkehrs. 
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Ausgenommen von den Maßnahmen des Punktes 2 a bis c sind Angehörige der 
Reichsbahn, die in Westberlin arbeiten und sich mit einem Ausweis ausweisen 
können, aus dem ihr Beschäftigungsnachweis in Westberlin hervorgeht. 

Die Ausgabe von Genehmigungen für die Einreise nach Westberlin für Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik und des demokratischen Berlin wird 
in einer gesonderten Weisung geregelt. 

d) im Güterverkehr: 

Durchführung der Kontrolle der Güterzüge an den Ubergängen von der Deut-
schen Demokratischen Republik und dem demokratischen Berlin nach West-
berlin, um zu verhindern, daß Personen auf diesem Wege nach Westberlin ein-
oder ausfahren. 

3. Erforderlich sind: 

Einrichtung eines KPP auf dem Bahnhof Friedrichstraße (Fernbahn, S-Bahn, 
U-Bahn). 
Einrichtung von Sicherungsstützpunkten auf den Bahnhöfen Schönhauser Al-
lee, Treptower Park, Alexanderplatz und U-Bahnhof Potsdamer Platz. 
Einsatz von Sicherungsposten auf den für den Publikumsverkehr gesperrten S-
und U-Bahnhöfen sowie auf den Bahnhöfen der Strecken mit Pendelverkehr. 
Einsatz von Sicherungsposten auf dem U-Bahnhof Thälmann Platz. 
Einsatz von Kontroll- und Sicherungsposten an den Grenzübergängen nach 
Westberlin zur Sicherung der Übergänge und Kontrolle des Güterverkehrs. 

4. Im übrigen Dienstbereich sind die Aufgaben entsprechend der Lage schwer-
punktmäßig durchzuführen, wobei die Fernbahnhöfe im demokratischen Berlin 
besonders zu berücksichtigen sind. 

5. Der Einsatz der Kontroll- und Sicherungskräfte erfolgt gemäß Anlage l 1 7 9 . 

6. Zur Gewährleistung dieser Maßnahmen ist für den Abschnitt Berlin mit 
„X"-Zeit Alarmstufe II auszulösen. Die Führung der Kräfte hat vom Transport-
polizeiabschnitt über die Ämter und Reviere zu erfolgen. 
Dabei hat [sie!] der Stab des Abschnittes sowie die Stäbe der Ämter die Arbeit 
aufzunehmen. 
Die Verbindung ist mittels Draht (OB 1 8 0 - und Basa , 81-Leitung) und durch Mel-
der aufrecht zu erhalten. 

7. Zur Durchführung der Aufgaben wird der Transportpolizeiabschnitt mit 815 
Kräften aus den Abschnitten der Transportpolizei der Republik verstärkt. Die 
Zuführung der Kräfte ist „X" + 10 Stunden abzuschließen und hat gemäß dem 
Plan der Zuführung (Anlage 3)1 8 2 zu erfolgen. 

1 7 9 Hier nicht dokumentiert. 
1 8 0 O B - Ortsbatterie. Internes Kommunikationsnetz der Reichsbahn auf der Basis von Kur-

beltelefonen. 
1 8 1 Basa - Bahnselbstanschlußnetz. Internes Fernsprechnetz der D R . 
1 8 2 Hier nicht dokumentiert. 
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Für alle Einsatzkräfte - außer den Kontrollkräften - ist der Zwei-Schichten-
dienst einzuführen. Kontrollkräfte sind im Drei-Schichtdienst einzusetzen. 

Es ist zu gewährleisten, daß die Besetzung des gesamten Sicherungsbereiches in 
der ersten Dienstschicht durch Kräfte des Abschnittes Berlin zu erfolgen hat 
und bis „X" + 4 Stunden abzuschließen ist. 

8. Das Zusammenwirken ist zu organisieren mit 
dem Kommandeur des Sicherungskommandos der PdVP, 
dem Kommandeur der 13. und 14. Grenzbereitschaft, 
dem Leiter des AZKW Berlin, 
den nachgeordneten Kommandeuren. 

Zum Stab des PdVP sowie zum Büro des Präsidenten der Reichsbahndirektion 
ist je ein Verbindungsoffizier einzusetzen. 

9. Auf dem Bahnhof Friedrichstraße ist ein Filtrierpunkt einzurichten und durch 
Kräfte des Abschnittes Berlin die Zuführung, Vernehmung und weitere Veran-
lassung zugeführter Personen zu gewährleisten. 
Die Zuführung von Personen in den übrigen Sicherungsabschnitten erfolgt im 
Demokratischen Berlin zu den Filtrierpunkten der Volkspolizei-Inspektionen 
und im Randgebiet zu den Filtrierpunkten der zuständigen VPKÄ183. 

10. Die Kommandeure und Polit-Organe haben in Verbindung mit den Partei- und 
FDJ-Organisationen eine verstärkte politisch-ideologische Arbeit unter den 
Offizieren, Unteroffizieren und Wachtmeistern durchzuführen. Es ist zu ge-
währleisten, daß alle Befehle und Dienstvorschriften konsequent und gewissen-
haft erfüllt und keine Verletzungen der Geheimhaltung zugelassen werden. 

11. Die Bewaffnung und Ausrüstung der zur Sicherung und Kontrolle eingesetzten 
Kräfte erfolgt: 
- für Kräfte auf Bahnhöfen mit Pistole, Schlagstock, Schirmmütze; 
- für Kräfte am Grenzübergang mit taktischer Bewaffnung. 

12. Die Unterbringung und Versorgung der eigenen und zugeteilten Kräfte ist zu 
organisieren durch das Versorgungsorgan des Kommandeurs des Abschnittes in 
Verbindung mit dem Versorgungsorgan des Präsidenten der PdVP. Zur Unter-
bringung der zugeteilten Kräfte sind die Baracken, Schulungsräume und Zelte 
zu verwenden. Für die taktische Bewaffnung der zugeteilten Kräfte sind Lager-
möglichkeiten sowie die Sicherung zu gewährleisten. 

13. Als Grundlage für den Gebrauch von Schußwaffen gilt mein Befehl 39/60. 

14. Meldungen: 

- Abschluß der Arbeiten der Bautrupps der Reichsbahn zur Unterbrechung der 
Streckenführung im S-Bahnverkehr. 

- Herstellung der Einsatzbereitschaft der Kräfte. 
- Besetzung der angewiesenen Sicherungsabschnitte. 
- Lagemeldungen alle 2 Stunden nach Auslösung der Maßnahmen bis „X" + 12 

Stunden. 

183 VPKÄ - Volkspolizeikreisämter. 
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- Weitere Lagemeldungen alle 6 Stunden, erstmalig „ X " + 17 Stunden. 
- Besondere Vorkommnisse sofort. 

Alle Meldungen sind entsprechend der Meldeordnung der Stäbe an die Haupt-
abteilung Transportpolizei1 8 4 zu leiten. Alle weiteren Befehle erhalten Sie vom 
Leiter der Hauptabteilung Transportpolizei. 

Minister des Innern gez. - M a r o n -

F.d.R. 
Chef des Stabes 

Ende 
(Ende) 

Dokument 18185 

Geheim 
Exemplar Nr. 1 

A n d a s Z K d e r K P d S U 

Wir berichten: 

1. Die Situation in Berlin während der vergangenen 24 Stunden läßt sich wie folgt 
charakterisieren: 
Der Beschluß der Regierung der D D R zur Einführung einer strikten Kontrolle der 
Grenzen zu West-Berlin wurde erfolgreich verwirklicht. 
Am 14. August führte die Regierung der D D R eine Reihe ergänzender Maßnahmen 
zur Verstärkung der Grenzbewachung, zur Regelung der Telegrafie- und Telefon-
verbindungen, der Post und des Transports sowie zur Arbeitsbeschaffung für Ein-
wohner des demokratischen Sektors, die früher in West-Berlin arbeiteten, durch. 
Im demokratischen Sektor Berlins und in anderen Städten der D D R unterstützten 
die Werktätigen auf Meetings und Versammlungen die Entscheidung der Regierung 
der D D R . 
Die Regierungen der B R D und West-Berlins organisierten während des 14. Augusts 
unter der Bevölkerung Demonstrationen und Versammlungen als Zeichen des Pro-
testes gegen den Erlaß der Regierung der D D R . 
U m 13.15 Uhr versuchte eine Gruppe von 200 Jugendlichen über die Sektoren-
grenze in den Bereich der sowjetischen Botschaft vorzudringen, sie wurde jedoch 
von der Polizei der D D R unter Einsatz von Wasserwerfern und Gasgranaten zu-
rückgedrängt. 
Erfolglose Versuche einzelner Gruppen nach Ost-Berlin einzudringen gab es eben-
falls im Gebiet des Potsdamer Platzes sowie an anderen Punkten. 

1 8 4 Die Hauptabteilung Transportpolizei gehörte 1961 zur Hauptverwaltung Deutsche Volks-
polizei ( H V D V P ) im Ministerium des Innern. 

I R 5 Rossijskij gosudarstvennyi archiv novesej istorii (künftig: R G A N I ) , 5/30/367, Bl. 1 -3 , Be-
richt des Verteidigungsministeriums der U d S S R an das Z K der UdSSR über die Situation in 
Berlin und der D D R , 15. 8. 1961. 
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Um 14.30 Uhr stellten als Zeichen des Protestes gegen den Beschluß des Minister-
rats der D D R die Unternehmen in West-Berlin für 15 Minuten ihre Arbeit ein. 
U m 14.30 fand in West-Berlin im Bereich des Rathauses eine Demonstration statt, 
auf der der West-Berliner Oberbürgermeister Brandt 1 8 6 eine feindselige und ver-
leumderische Rede hielt. In seiner Ansprache richtete er sich mit einem Aufruf an 
die Bevölkerung, die Nationale Volksarmee und die Polizei, sich den Gegenmaß-
nahmen der West-Berliner Regierung nicht zu widersetzen, ebenfalls rief er zu Po-
gromhandlungen gegen die Organisationen der S E D in West-Berlin auf. Jedoch fan-
den die provokanten Aufforderungen Brandts seitens der Einwohner Ost-Berl ins 
keine Unterstützung. 

Um 16.00 Uhr versammelte sich im Bereich des sowjetischen Ehrenmals, das sich 
im Tiergarten (englischer Sektor) befindet, eine ca. 3000köpfige Menschenmenge, 
die feindselige Losungen skandierte; einzelne Personen versuchten, das Ehrenmal 
zu schänden. Durch Kräfte der West-Berliner und der englischen Polizei wurde die 
Menge vom Denkmal abgedrängt. 
Im Zusammenhang mit den ständigen Provokationen am Brandenburger Tor Schloß 
die Regierung der D D R in der zweiten Tageshälfte des 14. August bis auf weiteres 
den dort vorhandenen Grenzübergangspunkt. 
Die Nacht zum 15. August verlief in Berlin ruhig. 
2. Die Truppenteile und Einheiten der 20. Gardearmee, der 1. und 8. M S D der Na-
tionalen Volksarmee der D D R liegen weiterhin in den bereits zuvor eingenomme-
nen Positionen und sind bereit, die ihnen gestellten Aufgaben zu erfüllen. 
Die restlichen Truppen der Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland 
befinden sich in erhöhter Gefechtsbereitschaft, am 14. August führten sie die Ge-
fechtsausbildung in ihren ständigen Dislozierungspunkten durch. 
3. Die amerikanischen, englischen und französischen Streitkräfte in West-Berlin be-
finden sich weiterhin in erhöhter Gefechtsbereitschaft. 
4. Der 25. operative Verband der Seestreitkräfte der USA, zu dessen Bestand zwei 
Angriffsflugzeugträger, ein Kreuzer, drei U - B o o t e und bis zu fünfzehn Zerstörer 
gehören, hat seine Uberfahrt aus den U S A zum Mittelmeer abgeschlossen, am 
14. August gegen 22.00 Uhr lief der Verband in die Meerenge von Gibraltar ein. 

A. Gretschko 
A. Gretschko 
M. Sacbarow 
M. Sacharow 1 8 7 

15. August 1961 
Nr. 80048 

1 8 6 Brandt, Willy (1913-1992) . Deutscher Politiker und Bundeskanzler. Seit 1930 Mitglied der 
SPD, 1931-1944 der SAP, dann wieder S P D . 1933 Emigration nach Norwegen, 1940 Flucht 
nach Schweden. Nach Ende des Zweiten Weltkrieges Rückkehr nach Deutschland. Von 
1949-1957 Mitglied des Deutschen Bundestages. 1957-1966 Regierender Bürgermeister von 
West-Berlin. 1966-1969 Außenminister und Vizekanzler der Bundesrepublik Deutschland. 
Bundeskanzler von 1969-1974. 1974-1992 Vorsitzender der Sozialistischen Internationale. 

1 8 7 Zacharov, Matvej Vasil'evic (1898-1972) . Marschall der Sowjetunion (1959) - Generalstabs-
chcf. 1937 Abschluß der Militärakademie des Generalstabes. Während des Zweiten Welt-
krieges Stabschef an verschiedenen Fronten. 1945-1949 Leiter der Militärakademie des Ge-
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Zur Bestätigung (3x) Wt. 

Protokoll Nr. 44/61 
der Sitzung des Politbüros des Zentralkomitees der S E D am Dienstag, 

d. 15. August 1961, im Sitzungssaal des Politbüros 

Tagesordnung: 
1. Protokollbestätigung 
2. Einschätzung der gegenwärtigen Lage in Durchführung der Beschlüsse der 

Volkskammer und des Ministerrates 
Berichterstatter: Gen. Ulbricht 

3. Aufruf des Bundesvorstandes des D F D 1 8 9 an die Frauen und Mädchen der D D R 
4. Gesundheitszustand des Gen. Grotewohl 

Sitzungsleitung: Ulbricht Protokollführung: Schön 
Beginn: 10.00 Uhr Ende: 14.30 Uhr 

Behandelt: 

1. Protokollbestätigung 

Beschlossen: 
Das Protokoll Nr. 39/61 der außerordentlichen Sitzung des Politbüros vom 7. Au-
gust 1961, das Protokoll Nr. 40/61 der Sitzung des Politbüros vom 8. August 1961 
und das Protokoll Nr. 41/61 der außerordentlichen Sitzung des Politbüros vom 
11. August 1961 werden bestätigt. 

Behandelt: 
2. Einschätzung der gegenwärtigen Lage in Durchführung der Beschlüsse der 

Volkskammer und des Ministerrates 
Berichterstatter: Ulbricht 

Beschlossen: 
1) Die Maßnahmen zur vorläufigen Sicherung der Grenzen nach Westberlin sind 

im wesentlichen durchgeführt. Es ist erforderlich, schon jetzt einen Plan für den 
weiteren Ausbau der Grenzsicherung in der zweiten Etappe auszuarbeiten. 
Verantwortlich für die Ausarbeitung: Genösse Maron, Genösse Honecker, Ge-
nösse Hoffmann. 

2) Ausarbeitung eines exakten Planes für den Ubergang zu einer regulären Grenz-

neralstabes. 1949-1952 Chef der Militäraufklärung (GRU) . Generalinspekteur der sowjeti-
schen Streitkräfte von 1952 bis 1953.1953-1957 Chef des Leningrader Militärbezirkes. 1957 
Ernennung zum Oberkommandierenden der Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in 
Deutschland. Von 1960 bis 1971 Chef des Generalstabes und 1. Stellv. Verteidigungsminister 
der UdSSR. Seit 1917 Angehöriger der Kommunistischen Partei, von 1961 bis 1972 Mitglied 
des Z K der KPdSU. 

1 8 8 S A P M O - B A , D Y 30/JIV 2/2A/847, Bl. 1-7, Protokoll Nr. 44/61 der Sitzung des Politbüros 
des Z K der S E D , 15. 8.1961. 

189 d f d _ Demokratischer Frauenbund Deutschlands. 
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Sicherung. Der Plan ist von den Genossen Seifert1 9 0 , Beater 1 9 1 und Riedel bis 
Montag, den 21. 8. 1961, auszuarbeiten. 

3) Ausarbeitung eines Planes über die reguläre Sicherung der Staatsgrenze West 
durch die Truppenteile der Grenzpolizei und Truppenteile der Nationalen 
Volksarmee mit dem System der periodischen Ablösung. 
Termin: Montag, den 28. 8. 1961. 
Verantwortlich: Gen. Hoffmann, Gen. Honecker, Gen. Mielke, Gen. Maron. 

4) Genösse Honecker wird beauftragt, unter Leitung des Genossen Borning 1 9 2 

eine Gruppe zur laufenden Bearbeitung der Vorkommnisse in der Republik ein-
zusetzen. In die Gruppe sind dafür geeignete Funktionäre der Partei, des Mini-
steriums für Staatssicherheit und der Volkspolizei einzubeziehen. 

5) Dem Politbüro wird vorgeschlagen, die Abteilungen für Arbeit beim Magistrat 
und den Räten der Stadtbezirke von Groß-Berl in, bei den Räten Potsdam und 
Frankfurt (Oder) sowie bei den Räten der Randkreise um Berlin in Arbeitsäm-
ter umzuwandeln. 
Die Umwandlung geschieht auf der Grundlage des bereits gefaßten Beschlusses, 
der entsprechend der neuen Lage durch das Präsidium des Ministerrates verein-
facht bzw. vervollkommnet werden soll. 
Verantwortlich: Genösse Stoph. 
In Berlin wird ein Arbeitsamt gebildet mit Nebenstellen in den Stadtbezirken. 

6) Es ist eine Anweisung an die Deutsche Grenzpolizei und die Organe des Mini-
steriums für Verkehrswesen zu geben, daß die ausgegebenen PM 12a ungültig 
sind. Den betreffenden Personen ist mitzuteilen, daß in einiger Zeit ein neuer 
Antrag zu stellen ist. 
Verantwortlich: Genösse Maron, Genösse Kramer 1 9 3 . 

7) a) Die bisherigen Berechtigungsscheine A (rot - V K 38b und grün - V K 61a) 
werden für ungültig erklärt und sind zu erneuern. 
Alle Personen, die im Besitz solcher Ausweise sind, werden gebeten, sich im 

vom bis zur Regelung dieser Angelegenheit einzufinden. 
Verantwortlich: Genösse Maron. 

1 9 0 Seifert, Willi (1915-1986) . Generalleutnant der V P (1965) - Stellv. Minister des Innern. 1930 
K P D , von 1934-1945 Haft und KZ. 1946-1949 Vizepräsident der Deutschen Verwaltung 
des Innern, anschließend bis 1957 Stellv. Chef der Deutschen Volkspolizei. 1957-1983 Stellv. 
Minister des Innern, dann in den Ruhestand versetzt. 

191 Beater, Bruno (1914-1982) . Generaloberst (1980) - Stellv. Minister für Staatssicherheit. Seit 
1949 Angehöriger des MfS, 1961 Stellv. Minister für Staatssicherheit. A b 1964 bis zu seinem 
Tod 1. Stellv. Minister für Staatssicherheit. 

1 9 2 Borning, Walter (1920-1983) . Generalleutnant (1970) - SED-Funktionär. 1938 Sparkassen-
angestellter, ab April 1939 Reichsarbeitsdienst, dann freiwillig zur Wehrmacht. 1945 nach 
Rückkehr aus amerikanischer Kriegsgefangenschaft Hilfsarbeiter, ab 1946 Verwaltungsan-
gestellter in Neubrandenburg. 1950 Wechsel zum Mdl , 1952-1956 Sektorenleiter in der Z K -
Abteilung für Sicherheitsfragen, 1959-1960 Offiziershörer an der Militärakademie in Dres-
den. 1960-1972 Leiter der ZK-Abtei lung für Sicherheitsfragen. 1972 wegen „unparteimäßi-
gem Verhalten" entlassen. 

1 9 3 Kramer, Erwin (1902-1979) . Verkehrsminister und Generaldirektor der Deutschen Reichs-
bahn (DR) . 1932 Emigration in die UdSSR. 1945 Rückkehr nach Deutschland, 1946 S E D . 
1950-1953 Generaldirektor der D R . 1953-1954 Stellv. Minister für Verkehrswesen. 
1954-1970 Minister für Verkehrswesen und Generaldirektor der D R . 
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b) Der Beschluß soll in der Weise durchgeführt werden, daß die Anzahl der 
neuen Berechtigungsausweise maximal eingeschränkt wird. Berechtigungs-
scheine sind nur an solche Personen auszugeben, die bei uns wichtige Aufga-
ben erfüllen. 
Die Ausgabe von neuen Berechtigungsscheinen hat individuell zu erfolgen. 
Dabei sind durch qualif izierte Mitarbeiter des Staats- und Parteiapparates mit 
den betreffenden Personen Aussprachen durchzuführen mit dem Ziel, diese 
Maßnahmen verständlich zu machen. 
Verantwortlich für die Ausarbeitung der Direktive: Gen. Maron. 

8) Der Beschluß des Ministers des Innern über den Abzug der VP-Angehörigen, 
die am Außenring an Straßen Kontrollen durchführen, und über den Abzug der 
Zugbegleitkommandos in den Eisenbahnzügen (mit Ausnahme der Interzonen-
züge), die zur Bekämpfung des Menschenhandels zusätzlich eingesetzt wurden, 
wird bestätigt. 

9) Aufgrund der Klagen aus den Betrieben, daß zuviel Informatoren von zentralen 
örtlichen Stellen in denselben erscheinen, ist vom Genossen Stoph die Abstel-
lung dieses Unfuges - soweit es die staatlichen Organe betrifft - zu veranlassen. 
Den gesellschaftlichen Organisationen, Gewerkschaften, FDJ etc. ist vom Ge-
nossen Honecker mitzuteilen, daß alle Einsätze in den Betrieben entsprechend 
der Regelung bei der Partei durch die Kreisleitungen der Partei koordiniert, an-
geleitet und kontrolliert werden. 

10) Der Befehl an die Einsatzleitung Berlin, aufgrund des gewaltsamen Durchbre-
chens der Postenkette nach den Westsektoren durch Kraftfahrzeuge Hinder-
nisse an den bestehenden Ubergängen zu errichten, wird bestätigt. 

11) Vom Stab des Ministeriums des Innern sind umgehend Maßnahmen zu treffen: 
a) um den Sicherungskräften an Ort und Stelle durch ausgebildete Spezialkräfte 

Hilfe und Unterstützung bei der Anlegung der Sperren zu geben; 
b) da die natürlichen Hindernisse - wie Gräben und Kanäle - keine vollständige 

Grenzsicherung gewährleisten, ist es notwendig, an den Ufern zusätzlich 
Drahtsperren zu errichten, zum Beispiel Britzer Kanal und Osthafen. 

12) Genösse Kramer wird beauftragt, durch in Westberlin vorhandene Kräfte einen 
Kontrolldienst auf dem Gelände der Reichsbahn einzurichten und sie in ihre 
bahnpolizeil ichen Vollmachten einzuweisen. 

13) Genösse Verner wird beauftragt dafür zu sorgen, daß zwischen dem Magistrat 
von Groß-Berl in und den Randkreisen wegen des Arbeitseinsatzes der ehemali-
gen Grenzgänger zusammengearbeitet wird. 

14) Der Magistrat von Groß-Berl in wird beauftragt, eine Anordnung zur Einschu-
lung der schulpflichtigen Kinder, die bisher in Westberlin zur Schule gingen, zu 
erlassen. 
Schüler, die über die Schulpflicht hinaus in Westberlin zur Schule gingen, sind 
der Berufsberatung zu überweisen. 

15) Genösse Ulbricht wird am Freitag im Fernsehen auftreten, um zu den Grund-
fragen Stellung zu nehmen. 

16) An die Mitgl ieder und Kandidaten des ZK ist eine Information über unsere bis-
herigen Maßnahmen zu geben und darzulegen, daß diese Maßnahmen entspre-
chend der vom 13. Plenum des ZK bestätigten Rede des Genossen Ulbricht 
durchgeführt werden. 
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Eine Sitzung des Zentralkomitees wird Ende August stattfinden. 
17) Das Politbüro hält es für notwendig, daß 

a) Genösse Matern im Fernsehen und Rundfunk auftritt und sich an die west-
deutschen Sozialdemokraten wendet; 

b) Genösse Warnke sich im Fernsehen und Rundfunk an die Mitglieder des 
D G B wendet; 

c) sich Genösse Ebert in gleicher Weise an die Westberliner Sozialdemokraten 
wendet. 

18) Die Information des Genossen Ulbricht über sein Gespräch mit Genossen Per-
wuchin 1 9 4 wird zur Kenntnis genommen. Die vorgesehene Erklärung über die 
von westdeutscher Seite beabsichtigte Kündigung des Handelsabkommens zwi-
schen der Deutschen Demokratischen Republik und Westdeutschland ist vom 
Präsidium des Ministerrates heute zu beschließen und vom Presseamt zu veröf-
fentlichen. Genösse Ulbricht wird mit Genossen Stoph die Erklärung redigie-
ren. 

19) Es ist heute über unsere Botschafter an die Zentralkomitees der sozialistischen 
Länder zu telegraphieren, daß die in Moskau anläßlich der Beratung der 1. Se-
kretäre der ZK der kommunistischen und Arbeiterparteien aus den Teilnehmer-
staaten des Warschauer Vertrages vereinbarte Beratung der Agit.-Prop.-Leiter 
der ZK der kommunistischen und Arbeiterparteien am 23. 8. 1961 in Berlin 
stattfindet. 

Genösse Norden wird beauftragt, mit Genossen Perwuchin zu sprechen und 
durch ihn vom Genossen Suslow 1 9 5 das Einverständnis über Termin und Ort 
einzuholen. 

20) Die Kosmonauten Gagarin 196 und Titow sind in die Deutsche Demokratische 

' ' '4 Pcrvuchin, Michai l Gcorgevic (1904-1978) . Sowje t i scher Parte i - und Staatsfunkt ionär . 1919 
Eintritt in die RKP(b) . 1929 Absch luß am M o s k a u e r Inst i tut fü r Volkswir t schaf t . 1938 Er-
nennung zum 1. Stellv. Volkskommissar für Schwer indus t r i e , ab 1939 Mi tg l i ed des ZK der 
VKP(b) . 1939 bis 1940 Volkskommissar für E lekt ro indus t r i e , dann bis 1944 Stellv. Vorsit-
zender des Rates der Volkskommissare , g le ichze i t ig zw i s chen 1942 und 1950 Vo lkskommis -
sar/Minister für Chemie indust r ie . 1953 bis 1957 zunächs t Stellv. Vorsi tzender , dann 1. 
Stellv. Vors i tzender des Ministerrates der U d S S R . 1957 als Mi tg l i ed der An t i -Pa r t e i -Gruppe 
zunächst auf den Posten des Minis ters für mit t leren Masch inenbau abgeschoben, ver lor 
Pervuchin gle ichzei t ig seine Mitg l iedschaf t im ZK. Im Februa r 1958 z u m Botschafter der 
UdSSR in der D D R ernannt , verlor diesen Posten 1962 wegen Dif ferenzen mit SED-Chef 
Ulbr icht . Danach bis zu seinem Tod Abte i lungs le i te r in der Staat l ichen P l ankommiss ion . 
Suslov, Micha i l Andreev ic (1902-1982) . Sowje t i scher Par te i funkt ionär . Seit 1921 Mi tg l i ed 
der VKP(b) . 1924 Absch luß an der Arbei ter- und Bauernfaku l t ä t in M o s k a u , danach Stu-
dium am Institut für Volkswir tschaft . A b 1931 Arbe i t im Zentra lappara t der VKP(b) . 1939 
bis 1944 1. Parte isekretär des Gebietes S tavropol ' , dann Vors i tzender des Büros des ZK de r 
VKP(b) in der Litauischen SSR. A b 1946 erneuter Einsa tz im Zentra lapparat der Parte i , 
1947 Ernennung zum Sekretär des ZK, Le i tung der Ab te i l ung Ag i t a t ion und Propaganda . 
In dieser Funkt ion vertrat er einen or thodoxen M a r x i s m u s - L e n i n i s m u s und bes t immte vor 
allem unter Chruscev und Breznev maßgebl ich den pol i t i schen Kurs mit . Anfang der 60er 
Jahre wa r der „Graue Kardina l" des ZK auch für Deut sch l andf ragen verantwor t l i ch . 
Gagarin, Jur i j Alekseevic (1934-1968) . Ober s t (1961) - erster Kosmonaut . 1955-1960 
Dienst in e inem Jagdf l i egerreg iment , dann Kosmonau t enausb i l dung . A m 12. Apr i l 1961 un -
ternahm er als erster Mensch eine E r d u m r u n d u n g im Welta l l . Danach in der Kosmonauten-
ausbi ldung tätig, 1968 bei e inem Übungs f l ug u m s Leben g e k o m m e n . 
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Republik einzuladen, und zwar für die Zeit vom 1.9. bis einschließlich 4. 9. 
1961. 
Als Plan wird vorgeschlagen: 
Am 1.9.1961, abends, Ankunft auf dem Flugplatz; 
am 2.9. 1961, nachmittags, Kundgebung auf dem Marx-Engels-Platz in Berlin; 
am 3. 9. 1961 Kundgebung in Magdeburg; 
am 4. 9.1961 Kundgebung in Leipzig. 

21) In der nächsten Sitzung des Politbüros am Dienstag, den 22.8. 1961, ist als er-
ster Tagesordnungspunkt zu behandeln: 
Die Weiterführung der Wahlen zu den Gemeindevertretungen, Stadtverordne-
ten und Stadtbezirksversammlungen und zu den Kreistagen. 

Behandelt: 
3. Aufruf des Bundesvorstandes des DFD an die Frauen und Mädchen der Deut-

schen Demokratischen Republik 
Beschlossen: 
Der Aufruf ist entsprechend den Vorschlägen in der Diskussion von der Genossin 
Edith Baumann und dem Genossen Norden zu redigieren. 

Behandelt: 
4. Gesundheitszustand des Genossen Otto Grotewohl 
Beschlossen: 
Die Mitteilung des Regierungskrankenhauses über die Besserung im Befinden des 
Genossen Grotewohl wird zur Kenntnis genommen. 
(Anlage Nr. 1) 

Unterschrift 
(W. Ulbricht) 

Dokument 20197 

Geheim 
Exemplar Nr. 1 

A n d a s Z K d e r K P d S U 1 9 8 

Ich berichte: 

1. Die Situation in Berlin und auf dem gesamten Territorium der Deutschen Demo-
kratischen Republik war während der vergangenen 24 Stunden ruhig. 
Die entschiedene Position der Regierung der DDR zur Verhinderung von Provoka-
tionen an der Sektorengrenze gab zufriedenstellende Resultate. Die Regierung der 

197 RGANI, 5/30/367, Bl. 4f., Bericht des Verteidigungsministeriums der UdSSR an das ZK 
der UdSSR über die Situation in Berlin und der DDR, 16. 8.1961. 

1,8 Auf diesem Dokument sowie den folgenden aus dem RGANI befindet sich der handschrift-
liche Vermerk: „Gen. Suslov, M.A. hiermit bekanntmachen'. 
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D D R setzt ihre Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung für Personen fort, die früher in 
Unternehmen in West-Berlin gearbeitet haben. In der D D R verläuft das Arbeits-
leben normal. In den Betrieben und Einrichtungen billigten die Werktätigen im all-
gemeinen die Maßnahmen der Regierung. 
Am 15. August wurde um 11.30 Uhr im West-Berliner Radio die Entscheidung des 
West-Berliner Senats bekanntgegeben, am 16. August um 16.00 U h r eine allgemeine 
Demonstration durchzuführen. Der Senat wandte sich an die Bevölkerung West-
Berlins, die durchgeführten Maßnahmen aktiv zu unterstützen. Im Verlauf des 
15. Augusts stellten unsere Kräfte fest, daß die West-Berliner Polizei an einzelnen 
Stellen der Sektorengrenze verstärkt wurde. Nach uns vorliegenden Informatio-
nen 1 9 9 trifft am 16. August für einen Tag der Oberkommandierende der amerikani-
schen Streitkräfte in Europa General Clarke 2 0 0 in West-Berlin ein, vom 18. bis zum 
27. August wird sich dort auch der Botschafter der U S A in der B R D Dowling 2 0 1 

befinden. 
Am 15. August um 15.30 Uhr erhielt der Kommandierende der sowjetischen Streit-
kräfte in Berlin eine Protestnote der drei Kommandanten der westlichen Sektoren 
Berlins (der Text der Protestnote ist beigefügt2 0 2). Eine Antwort auf die Protestnote 
wurde bis jetzt noch nicht gegeben. 
2. Die Truppenteile und Einheiten der 20. Gardearmee, der 1. und 8. M S D der Na-
tionalen Volksarmee der D D R befinden sich in erhöhter Gefechtsbereitschaft und 
liegen in den Gebieten, die sie entsprechend dem Maßnahmeplan für Berlin einge-
nommen haben. 
Die restlichen Truppen der Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland 
führten die Gefechtsausbildung in ihren ständigen Dislozierungspunkten durch, sie 
befinden sich weiterhin in erhöhter Gefechtsbereitschaft. 
3. Der 25. operative Verband der Seestreitkräfte der U S A , der vermutlich einen 
Austausch von Schiffen durchführt, wurde in den Bestand der 6. Flotte 2 0 3 eingeglie-

1 9 9 Mit dieser Formulierung umschrieben die sowjetischen Militärs zumeist Erkenntnisse aus 
geheimdienstlichen Quellen. 

2 0 0 Clarke, Bruce Cooper (1901-1988) . Vier-Sterne-General (1958) - Oberbefehlshaber der 
US-Truppen in Europa. 1918 Eintritt in die US-Streitkräfte. Abschluß in West Point 1925, 
danach Ingenieuroffizier. Im Zweiten Weltkrieg Wechsel zu den Panzerstreitkräften. Als 
Stabschef einer Panzerdivision 1944 an der Invasion in Frankreich beteiligt. 1945 Beförde-
rung zum Brigadegeneral, Kommandeur der 4. Panzerdivision. 1949 bis 1951 Kommandeur 
der 1. Panzerdivision, dann bis 1953 US-Truppenkommandeur im Koreakrieg, danach Be-
fehlshaber der US-Truppen im Pazifik. Von 1954 bis 1956 Kommandierender General des 
VII . US-Korps in Europa, dann bis 1962 Oberbefehlshaber der US-Truppen in Europa, an-
schließend in den Ruhestand versetzt. 

2 0 1 Dowling, Walter Cecil (1905-1977) . Mitarbeiter des U S State Departments. Nach Bank-
lehre 1931/32 Besuch einer Diplomatenschule, danach Einsatz in verschiedenen Botschaf-
ten Europas und Südamerikas. 1945 bis 1949 Leiter der Abteilung Südeuropa im State De-
partment, dann Hochkommissar der U S A in Österreich. 1953 Versetzung in die Bundes-
republik, dort Stellv. amerikanischer Botschafter. 1956 -1959 US-Botschafter in Südkorea. 
1959 Stellv. Leiter der Abteilung Europa im State Department, danach bis 1963 U S - B o t -
schafter in der Bundesrepublik. Wegen Krankheit aus dem diplomatischen Dienst ausge-
schicden. Von 1963-1969 Generaldirektor des Atlantischen Instituts in Paris, dann Lehrtä-
tigkeit an der Mercer University in Macon, Georgia. 

2 0 2 Abgedruckt in: D z D , IV/ 7, S. 43 f. 
2 0 3 Im Mittelmcer stationierter Flottenverband der US-Navy, zu dem 1961/62 zumeist 2 - 3 An-
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dert, in der Nacht zum 16. August befand er sich im westlichen Teil des Mittel-
meeres. 

R. Malinowski 
R. Malinowski204 

M. Sacharow 
M. Sacharow 

16. August 1961 
Nr. 80060 

Dokument 21205 

Geheim 
Exemplar Nr. 1 

A n d a s Z K d e r K P d S U 

Ich berichte: 

1. Während der vergangenen 24 Stunden war die Situation auf dem Territorium der 
Deutschen Demokratischen Republik und in Ost-Berlin ruhig. 
Es gab vereinzelte Provokationen, die gegen die Maßnahmen gerichtet waren, die 
durch die Staatsorgane der D D R durchgeführt werden. 
Im Verlauf des 17. Augusts wurden auf Seiten der D D R die Arbeiten zur Verbesse-
rung des Systems der ingenieurtechnischen Sperrung der Sektorengrenze und der 
Grenze rund um Groß-Berlin fortgesetzt. 
Für den Schutz der Sektorengrenze und zur Aufrechterhaltung der inneren Ord-
nung in Ost-Berlin werden 8243 Angehörige der Bereitschaftspolizei, 5810 Ange-
hörige der Volkspolizei und 6519 Angehörige der Kampfgruppen, insgesamt also 
20572 Mann eingesetzt. 

griffsflugzeugträger, 2 Raketenkreuzer, 4 Fregatten und Zerstörer, 2 - 3 kernkraftgetriebene 
U - B o o t e , 8 amphibische Schiffe und 15-20 Sicherungsschiffe gehörten. 

2 0 4 Malinovskij, Rodion Jakovlevic (1898-1967) . Marschall der Sowjetunion (1944) - Verteidi-
gungsminister. 1914 Eintritt als Kriegsfreiwilliger in die zaristische Armee. 1917-1919 An-
gehöriger des russischen Expeditionskorps in Frankreich. Nach Rückkehr Eintritt in die 
Rote Armee. 1923-1927 Bataillonskommandeur, danach Studium an der Frunse-Militär-
akademie. 1931-1936 Stabsoffizier, dann bis 1938 Einsatz als Militärberater im Spanischen 
Bürgerkrieg. Während des Zweiten Weltkrieges zunächst Korpskommandeur, dann Be-
fehlshaber der 6. Armee, später der Südfront, der 3. Ukrainischen sowie 2. Ukrainischen 
Front. Nach Kriegsende Oberbefehlshaber der sowjetischen Streitkräfte in Fernost und 
Chef des gleichnamigen Militärbezirkes. Im März 195o Ernennung zum 1. Stellv. Verteidi-
gungsminister, gleichzeitig Oberbefehlshaber der Landstreitkräfte. Von Oktober 1957 bis 
März 1967 Verteidigungsminister der UdSSR. Angehöriger der V K P ( b ) seit 1926. Kandidat 
des Z K der K P d S U von 1952-1956, danach bis zu seinem Tod Vollmitglied des Z K . 

2 0 5 R G A N I , 5/30/367, Bl. 10, Bericht des Verteidigungsministeriums der U d S S R an das Z K der 
U d S S R über die Situation in Berlin und der D D R , 18 .8 . 1961. 
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Am Morgen des 17. Augusts zäunten englische Truppen das sowjetische Ehrenmal 
im Tiergarten mit Stacheldraht ein. U m das Denkmal herum zogen ständige Posten 
der englischen Militärpolizei auf. 
2. Die Truppenteile und Einheiten der 20. Gardearmee, der 1. und 8. M S D der Na-
tionalen Volksarmee der D D R befinden sich weiterhin in erhöhter Gefechtsbereit-
schaft. 
Die restlichen Truppen der Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland 
befinden sich ebenfalls in erhöhter Gefechtsbereitschaft und führten die Gefechts-
ausbildung in der Nähe ihrer ständigen Garnisonen durch. 
Die Schiffe der 6. Flotte liefen am 17. August um 10.00 Uhr aus ihren Basen im Mit-
telmeer zu einer Übung aus. 

R. Malinowski 
R. Malinowski 
M. Sacharow 
M. Sacharow 

18. August 1961 
Nr. 80078 

Dokument 22206 

Geheim 
Exemplar Nr. 1 

A n d a s Z K d e r K P d S U 
Ich berichte: 

1. Die Lage in Ost-Berlin und auf dem Territorium der Deutschen Demokratischen 
Republik war während der vergangenen 24 Stunden ruhig. 
2 . Die Streitkräfte der Westberliner Garnisonen befinden sich weiterhin in erhöhter 
Gefechtsbereitschaft. Dem Personal ist der Ausgang aus den Einheiten verboten. 
Die Bewachung der Stützpunkte und Militärobjekte wurde verstärkt. 
Iis gibt Informationen, daß ab 1. September diesen Jahres der Urlaub für Militär-
angehörige verboten wird, dies trifft auch für den Zuzug ihrer Familienmitglieder 
nach West-Berlin zu. 
3. Die Lage in den Einheiten und Truppenteilen der 20. Armee, der 1. und 8. moto-
risierten Schützendivision der Nationalen Volksarmee der D D R im Gebiet Berlins, 
sowie bei den anderen Truppen der Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in 
Deutschland ist unverändert. 
Zuvor zur Aufrechterhaltung der Ordnung (im Fall der Notwendigkeit) verlegte 
Einheiten: nach Merseburg - ein verstärktes Bataillon der 8. Gardearmee, nach Ro-
stock - ein motorisiertes Schützenbataillon und eine Panzerkompanie der 2. Garde-

2 0 6 R G A N I , 5/30/367, Bl. 15, Bericht des Verteidigungsministeriums der U d S S R an das ZK der 
UdSSR über die Situation in Berlin und der D D R , 22. 8. 1961. 
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armee207, kehrten in der Nacht vom 21. auf den 22. August zu ihren ständigen Sta-
tionierungsorten zurück. 

R. Malinowski 
R. Malinowski 
M. Sacharow 
M. Sacharow 

22. August 1961 
Nr. 80122 

Dokument 23208 

Zur Bestätigung (3x) 

Protokoll Nr. 45/61 
der Sitzung des Politbüros des Zentralkomitees der SED am Dienstag, 

dem 22. August 1961, im Sitzungssaal des Politbüros [Auszüge] 

Tagesordnung: 
1. Protokollbestätigungen. 
2. Stellungnahme zu dem Auftreten des amerikanischen Vizepräsidenten Johnson 

in Westberlin und der Verstärkung der amerikanischen Besatzungstruppen in 
Westberlin 
Berichterstatter: Genösse Ulbricht 

3. Entsendung eines Sonderbotschafters zu Tito und Nasser 
Berichterstatter: Genösse Stoph 

4. Maßnahmen zur Sicherung der Grenzen der DDR 
5. Weiterführung der Kampagne zu den Wahlen für die Gemeindevertretungen, 

Stadtverordnetenversammlungen und Kreistage 
Berichterstatter: Genösse Ebert 

6. Zwischenbericht des Zentralrats der FDJ über die Durchführung des Kampf-
auftrags der FDJ 

7. Bericht einer Arbeitsgruppe über den Bezirk Schwerin 
Berichterstatter: GenossefnJ Quandt209 und Glashagen210 

2 0 7 2. Garde-Armee: Im Nordosten der D D R stationierter Truppenverband der Gruppe der 
Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland. Zu ihm gehörten 1961: die 16. Garde-Panzerdivi-
sion (Neustrelitz), die 25. Panzerdivision (Vogelsang), die 21. Motorisierte Schützendivi-
sion (Perleberg), und die 94. Garde-Motorisierte Schützendivision (Schwerin) sowie selb-
ständige Truppenteile und Einheiten. 

2 0 8 SAPMO-BA, DY 30/J IV 2/2 A/848, Protokoll Nr. 45/61 der Sitzung des Politbüros des 
ZK der SED, 22. 8. 1961. 

2 0 9 Quandt, Bernhard (1903-1999) . Ministerpräsident des Landes Mecklenburg, SED-Funk-
tionär. 1961 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Schwerin. 

2 1 0 Glashagen, Heinz (?-?). SED-Funktionär. 1958 Abteilungsleiter Leitende Organe der SED-
Bezirksleitung Frankfurt/Oder. 
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8. Vorbereitung der Sitzung des Bundesvorstandes des F D G B 2 1 1 

Berichterstatter: Genösse Warnke 
9. Regelung einer Beschränkung des Aufenthaltes eines Verurteilten 

Berichterstatter: Genossin Benjamin 
10. Einrichtung einer Handelsvertretung der D D R in Marokko 
11. Auszeichnung des Genossen Hans Warnke anläßlich seines 65. Geburtstages am 

25. 8. 1961 
12. Durchführung der Leipziger Herbstmesse 1961 

Behandelt: 
4. Maßnahmen zur Sicherung der Grenzen der D D R 
Beschlossen: 

1. Die vorgeschlagenen Maßnahmen (Ubergang von der 1. Etappe zur 2. Etappe) 
der Grenzsicherung, zur weiteren Festigung der Grenzen der Hauptstadt der 
D D R und Westberlin werden bestätigt. 
Anlage Nr. 1 

2. Das Präsidium des Ministerrates wird beauftragt, Fragen des innerdeutschen 
Zahlungsverkehrs durch eine Verordnung neu zu regeln. 
Bei dem Ministerium der Finanzen ist eine Arbeitsgruppe zur Formulierung 
dieser Verordnung einzusetzen. 

3. Für Reisen in das kapitalistische Ausland werden die bisherigen Genehmigun-
gen ungültig. Sie sind neu zu beantragen. 

4. Die Vorlage über die Einführung der Genehmigungspflicht für Westberliner 
Bürger zum Betreten der Hauptstadt der D D R wird bestätigt. 
Anlage Nr. 22U 

Es wird vorgeschlagen, daß sich der Oberbürgermeister der Hauptstadt der 
D D R an den Senat von Westberlin mit dem Ersuchen wendet, die Genehmigung 
zur Einrichtung zweier Zweigstellen des Deutschen Reisebüros in Westberlin 
zu erteilen, um Besuche Westberliner Bürger in der Hauptstadt der D D R zu er-
möglichen. 
Im Falle der Ablehnung durch den Westberliner Senat kann entweder ein 
schriftlicher Antrag direkt an das Polizeipräsidium der Hauptstadt der D D R ge-
richtet werden oder an zwei Zweigstellen des Deutschen Reisebüros im Bahn-
hof Zoo und in einem zweiten Bahnhofsgebäude. 

5. Die Mitteilung des Ministeriums des Innern über die Festlegung der Ubergänge 
zwischen der Hauptstadt der D D R und Westberlin wird bestätigt. 
Anlage Nr. 3 

[...] 
Sitzungsleitung: Ulbricht 
Beginn: 10.00 Uhr 

Protokollführung: Schön 
Ende: 20.35 Uhr 

Behandelt: 
1. Protokollbestätigungen 
[...] 

2 1 1 F D G B - Freier Deutscher Gewerkschaftsbund. 
2 1 2 Anlagen 2 - 1 0 hier nicht dokumentiert. 
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6. Die nochmalige Warnung zum Schutze friedliebender Bürger an den Grenzen 
von Westberlin wird bestätigt. 
Anlage Nr. 4 

7. Der Minister des Innern wird beauftragt, eine Anordnung zu erlassen, die ju-
gendlichen Personen im Alter von bis zu 25 Jahren bis auf weiteres die Ausreise 
aus der D D R in die Länder des kapitalistischen Auslandes untersagt. In dieses 
Verbot sind auch Seereisen jeglicher Art, die in die Hoheitsgewässer solcher 
Staaten führen, mit einzubeziehen. 
Ausnahmen, über die in jedem Falle der Minister des Innern entscheidet, sind 
nur zulässig, wenn ein berechtigtes staatliches, gesellschaftliches oder kulturelles 
Interesse vorliegt. 

8. Zur Sicherung der medizinischen Versorgung in Berlin wird dem Vorschlag zu-
gestimmt, bei vorliegender Notwendigkeit ca. 40 Arzte und 8 Apotheker bis auf 
weiteres aus den Bezirken, besonders aus Leipzig, Dresden, Rostock, Erfurt 
und Gera, nach Berlin zu delegieren. 
Verantwortlich für die Durchführung: Ministerium für Gesundheitswesen, 
Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen, Räte der Bezirke. 

9. Die Bekanntmachung und interne Dienstanweisung über die Registrierung von 
Schülern, Lehrlingen und Studenten, die in Westberlin lernten, werden bestä-
tigt. 
Anlage Nr. 5 
Die Namen der bisher in Westberlin Studierenden und der in Westberlin gewe-
senen Oberschüler sind den staatlichen Organen und der Bezirksleitung zu 
übergeben. 
Bis Anfang November ist der Bezirksleitung Berlin zu berichten, wie sie sich 
jetzt verhalten und welche Entwicklung sie nehmen. Es ist dann zu entscheiden, 
welche außerordentlichen Maßnahmen auf Grund der Berichte erforderlich 
sind. 
Diese Frage ist auch am Montag in der Sitzung des Verteidigungsrates zu behan-
deln. 

10. Die Vorlage über die Informationstätigkeit westdeutscher und westberliner 
bzw. ausländischer Vertreter von Presseorganen, Nachrichtenagenturen, Rund-
funk, Fernseh-, Bild- und Filminstitutionen wird bestätigt. 
Anlage Nr. 6 

11. Die Vorlage über die Durchführung einer Pressekonferenz in Westberlin durch 
den Präsidenten der Reichsbahndirektion Berlin, Genossen Arndt2 1 3 , wird be-
stätigt. 
Anlage Nr. 7 

12. Die Vorlage zur Stärkung der Position der Reichsbahner in Westberlin wird be-
stätigt. Anlage Nr. 8 

13. Die Vorlage über den Bezug westlicher Presseerzeugnisse wird bestätigt. 
Anlage Nr. 9 
In den im demokratischen Berlin vorhandenen Kulturhäusern volksdemokrati-
scher Länder ist zu kontrollieren, ob dort Westliteratur ausliegt. 

2 1 3 Arndt , O t t o (1920-1992) . Minister für Verkehrswesen. 1961 Präsident der Reichsbahn-
direktion Berlin. 
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Die Mitarbeit von DDR-Bürgern an westdeutschen Zeitschriften und westdeut-
schen Gesellschaften ist zu überprüfen vom Gesichtspunkt der durchzuführen-
den Maßnahmen zu der Beseitigung dieses Zustandes. 

14. Genösse Leuschncr wird beauftragt, dem Präsidium des Ministerrates eine Vor-
lage über die Liquidierung der Beteiligung am Deutschen Normenausschuß 
vorzulegen. 
Das Büro des Deutschen Normenausschusses ist sofort zu liquidieren. 
Verantwortlich: Genösse Apel. 
Das vorgefundene Material ist zu sichten. 
Da es noch andere Stellen in Berlin und in der D D R gibt, die als Stützpunkte des 
Gegners zu betrachten sind, wird festgelegt: 
die Genossen Leuschner und Neumann veranlassen die Uberprüfung auf dem 
Gebiete der Wirtschaft und des Gesundheitswesens; 
Genösse Grüneberg veranlaßt dasselbe auf dem Gebiete der Landwirtschaft; 
Genösse Norden zusammen mit Genossen Siegfried Wagner214 auf dem Gebiete 
der Kultur; Genösse Hörnig215 zusammen mit dem Staatssekretariat für das 
Hoch- und Fachschulwesen auf dem Gebiete des Hochschulwesens. 
Alle Bezirkssekretäre werden angewiesen, alle Verbindungsstellen, die der Geg-
ner ausnutzen kann, ausfindig zu machen und Vorschläge zu ihrer Liquidierung 
zu unterbreiten. 

15. Die Vorlage über die Lage in den künstlerischen Institutionen im demokrati-
schen Berlin wird mit der Maßgabe bestätigt, daß solche Westberliner Kräfte, 
die durch Mitarbeiter und künstlerisch-technisches Personal aus der Hauptstadt 
der DDR, Berlin, ersetzt werden können, allmählich ausgeschaltet werden. 
Anlage Nr. 10 

[...] 

(Unterschrift) 
Walter Ulbricht 

Anlage Nr. 1 zum Protokoll Nr. 45 vom 22. 8. 1961 

1. Die vorgeschlagenen Maßnahmen (Übergang von der 1. Etappe zur 2. Etappe der 
Grenzsicherung) zur weiteren Festigung der Grenze der Hauptstadt der Deut-
schen Demokratischen Republik (das demokratische Berlin) und Westberlin 
werden bestätigt. Der Aufbau der neu zu schaffenden Grenzbrigade Berlin er-
folgt im wesentlichen aus allen Kräften der 1. Brigade der Bereitschaftspolizei, 
den bisherigen Kräften der Sicherungskommandos Berlin sowie von frei werden-
den Kräften der Deutschen Grenzpolizei, die bisher am Ostring der Hauptstadt 
der Deutschen Demokratischen Republik standen. 
Der Stellvertreter des Ministers des Innern für bewaffnete Kräfte, Genösse Gene-
ralmajor Seifert, wird beauftragt, die erforderlichen Maßnahmen zu einer 
regulären Grenzsicherung unmittelbar in Angriff zu nehmen und dieselben bis 

214 Wagner, Siegfried ("1925). Vorsitzender des Staatlichen Komitees für Unterhal tungskunst . 
1961 Leiter der ZK-Abte i lung Kultur. 

2 1 5 Hörnig, Johannes (1921-2001). SED-Funkt ionär . 1961 Leiter der ZK-Abte i lung Wissen-
schaf:. 



130 Dokumente 

zum 28. 8. 1961 im wesentlichen zum Abschluß zu bringen. Der Kommandeur 
der neu zu schaffenden Grenzbrigade Berlin, sein Polit. Stellvertreter sowie sein 
Stabschef sind dem Nationalen Verteidigungsrat bis zum 28. 8. 1961 zur Bestäti-
gung vorzulegen. 

2. Zur Verstärkung der Grenzsicherung an der Staatsgrenze West und der Einfüh-
rung eines ordnungsgemäßen Grenzregimes ist vom Minister des Innern in Zu-
sammenarbeit mit dem Minister für Nationale Verteidigung und dem Minister 
für Staatssicherheit ein Beschluß auszuarbeiten, der dem Nationalen Verteidi-
gungsrat am 28. 8. 1961 zur Bestätigung vorzulegen ist. Die Vorlage ist unter 
Hinzuziehung der 1. Sekretäre der Bezirksleitungen Suhl und Magdeburg und 
eines 1. Kreissekretärs aus dem Grenzgebiet auszuarbeiten. 

3. Genösse Norden hat zu veranlassen, daß die Agitationskommission sich in Ver-
bindung mit dem Aufruf des Zentralrates der Freien Deutschen Jugend eingehen-
der mit den speziellen Fragen der Jugend befaßt. Der Minister für Nationale Ver-
teidigung hat alle Maßnahmen zur Sicherung einer schnellen und reibungslosen 
Einstellung der Jugendlichen in die bewaffneten Kräfte zu veranlassen, ein-
schließlich der schnellen Verabschiedung der von der FDJ aufgestellten Regimen-
ter, zum Beispiel des 1. FDJ-Regiments Erfurt bzw. des FDJ-Regiments Berlin. 
Alle gemeldeten Jugendlichen, die gesundheitlich dazu in der Lage sind und bis 
Ende des Jahres 18 Jahre alt werden, sind einzustellen. 

4. Auf Grund der verleumderischen Reden Brandts, daß die Angehörigen der Na-
tionalen Volksarmee und der Volkspolizei bei Provokationen an der Grenze von 
der Schußwaffe keinen Gebrauch machen, hat der Genösse Norden mit den ent-
sprechenden Genossen zu besprechen und zu veranlassen, daß durch Gruppen, 
Züge oder Kompanien schriftliche Erklärungen abgegeben werden, die beinhal-
ten, daß sie voll verstanden haben, um was es geht, und daß jeder, der die Gesetze 
unserer Deutschen Demokratischen Republik verletzt - auch wenn erforderlich 
- durch Anwendung der Waffe zur Ordnung gerufen wird. Es ist sicherzustellen, 
daß im Zusammenhang mit der Veröffentlichung der Erklärung auch die jeweili-
gen Bilder der Angehörigen der bewaffneten Kräfte, die die Erklärungen verfaß-
ten, veröffentlicht werden. 

5. Das Präsidium des Ministerrates hat bis zum 26. 8. 1961 einen Beschluß über die 
Antragstellung, Zulassung und Betrieb im Fernschreibverkehr sowie Sicherung 
der Fernschreibanlagen zu fassen. Der Telefonverkehr ist, da laut Mitteilung des 
Genossen Stoph die erforderlichen Maßnahmen getroffen sind, ab sofort wieder 
aufzunehmen. Verantwortlich für die Durchführung dieses Beschlusses: Genösse 
Stoph. 

6. a) Durch alle Ministerien und wissenschaftlichen Einrichtungen ist zu sichern, 
daß bis zum Abschluß eines Friedensvertrages Wissenschaftler der Deutschen 
Demokratischen Republik an keiner wissenschaftlichen Tagung in Westdeutsch-
land teilnehmen und auch nicht zu Gastvorlesungen an westdeutsche Universitä-
ten fahren. 
b) Für Reisen in das kapitalistische Ausland (einschließlich NATO-Staaten) wird 
folgende Regelung festgelegt: In den nächsten Monaten werden wissenschaftliche 
Tagungen nur unter folgenden Gesichtspunkten besucht: 
- Tagungen, deren Thematik von großer Bedeutung für unsere wissenschaftliche 

Arbeit sind; 
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- Tagungen, die im Hinblick auf die internationale Stellung der Deutschen De-
mokratischen Republik besucht werden sollten; 

- es können nur solche Wissenschaftler fahren, die die Gewähr dafür geben, 
daß sie die Belange der Deutschen Demokratischen Republik allseitig vertre-
ten. 

Zur Regelung dieser Maßnahmen wird vorgeschlagen, daß die entsprechenden 
Ministerien und Institutionen festlegen, welche Tagungen von welchen Wissen-
schaftlern besucht werden müßten (die Zahl der Teilnehmer ist auf ein Mindest-
maß zu beschränken). 
Die Vorschläge werden dem Ministerium für Auswärt ige Angelegenheiten zur 
Koordinierung und Bestätigung eingereicht. 
c) Für die Realisierung unserer Verpflichtungen in den abhängigen Nationalstaa-
ten ist ebenfalls ein Plan der Reisen aufzustellen und vom Ministerium für Aus-
wärt ige Angelegenheiten zu genehmigen. 

7. Bis auf weiteres wird als Maßstab für die Erteilung von Genehmigungen zum Be-
treten Westberlins für Ärzte festgelegt: Die politische Zuverlässigkeit sowie die 
Aufrechterhaltung der notwendigen Zusammenarbeit mit bestimmten Westberli-
ner Einrichtungen des Gesundheitswesens zur Verhütung bzw. Bekämpfung von 
Seuchen. 

8. Ordnung über die Ausgabe von Passierscheinen zum Betreten der Westsektoren 
Berlins: 
a) Genehmigungen zum Betreten der Westsektoren von Berlin durch Mitarbeiter 

des Staats- und Wirtschaftsapparates sowie kultureller Institutionen erfolgt 
nur durch Antrag des zuständigen Ministers beim Minister des Innern. 

b) Genehmigungen zum Betreten der Westsektoren von Berlin durch Mitarbeiter 
von Partei- und Massenorganisationen ist nur mit Zustimmung der zuständi-
gen Abteilung des Zentralkomitees möglich. 
Die zuständigen Abtei lungen des Zentralkomitees beantragen die Passier-
scheine bei der Abtei lung für Sicherheitsfragen des Zentralkomitees, die ihrer-
seits die Ausgabe der Passierscheine beim Präsidium der Volkspolizei Berlin 
anweist. 

c) Der Leiter der Abtei lung für Sicherheitsfragen des Zentralkomitees hat in Zu-
sammenarbeit mit dem Genossen Maron festzulegen, wie die Ausgabe von 
Passierscheinen für die Arbeit der Abtei lung Verkehr und Gesamtdeutsche 
Fragen gesichert werden kann. 

9. a) Urlauber mit FDGB-Reiseschecks, die in die 5-km-Sperrzone einreisen wol-
len, müssen wie alle anderen Bürger der Deutschen Demokratischen Republik 
entsprechend der vom Minister des Innern festgelegten Ordnung bei ihren zu-
ständigen Kreis-Polizei-Amtern einen Passierschein beantragen. 

b) Erholungsheime, Jugendherbergen etc., die im 500-Meter-Streifen an der 
Staatsgrenze West liegen, sind - soweit dies noch nicht geschehen ist - nach 
Rücksprache mit den Nutzungsberechtigten am 1.9. 1961 dem Kommando 
der Deutschen Grenzpolizei zur Verfügung zu stellen. 

c) Die Räte der Kreise an der Staatsgrenze West haben in Verbindung mit den 
Volkspolizei-Kreis-Amtern, den zuständigen Kommandeuren der Deutschen 
Grenzpolizei intern zu überprüfen, welche Gebäude (Objekte) bis zu einem 
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noch zu bestimmenden Zeitpunkt für notwendige Sicherungsaufgaben freizu-
stellen sind. Die Listen nebst allen Unterlagen sind den Leitern der Volkspoli-
zei-Kreisämter bis zum 25. 9. 1961 zu übergeben. 
Verantwortlich: Genösse Stoph 

Dokument 24216 

Geheim 
Exemplar Nr. 1 

A n d a s Z K d e r K P d S U 

Ich berichte: 

1. Die Lage in der Deutschen Demokratischen Republik und in Ost-Berlin war 
während der vergangenen 24 Stunden ruhig. 
Unter der Bevölkerung gab es vereinzelte provokative Äußerungen. 
Seit der zweiten Tageshälfte des 23. Augusts patrouillieren Einheiten der West-Ber-
liner Garnisonen in kleineren Gruppen mit Panzern, gepanzerten Mannschafts-
transportern und Panzerspähwagen an der Sektorengrenze zum demokratischen 
Berlin. 
Die Deutsche Volkspolizei setzte ihre Arbeiten zur Errichtung von Sperren an der 
Sektorengrenze und am äußeren Ring um West-Berlin fort. 
Nach Angaben der Deutschen Volkspolizei wurden zwischen dem 13. und 21. Au-
gust in Berlin 1477 Personen aus verschiedenen Gründen festgenommen, nach ent-
sprechender Überprüfung wurden: freigelassen - 852 Personen, verhaftet - 469 Per-
sonen, dem MfS übergeben - 69 Personen, anderen Behörden übergeben - 87 Per-
sonen. 
Nach einer Entscheidung des Ministeriums des Inneren der D D R wird der Besuch 
der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik den Einwohnern West-
Berlins nur bei Vorhandensein eines entsprechenden Passierscheins gestattet. Ge-
nehmigungen für die Ausgabe von Passierscheinen wird das Präsidium der Volks-
polizei erteilen; die unmittelbare Ausstellung der Passierscheine erfolgt durch zwei 
Filialen des Reisebüros der D D R , die sich in West-Berlin befinden. 
Seit 23. August 00.01 U h r besteht an der Grenze zwischen der Hauptstadt der D D R 
und West-Berlin bis zum Abschluß eines Friedensvertrags folgende Ordnung: 
- Ausländern, Mitgliedern des diplomatischen Korps und Militärangehörigen der 

westlichen Besatzungsstreitkräfte wird ein Ubergang an der Sektorengrenze zu-
gewiesen; 

- für die Einwohner Westdeutschlands - zwei Übergänge; 
- für die Einwohner West-Berlins - vier Übergänge. 
West-Berliner Kinder können in das demokratische Berlin nur in Begleitung ihrer 
Eltern gelangen. 

2 1 6 R G A N I , 5 /30/367 , Bl. 17 f., Bericht des Verteidigungsministeriums der U d S S R an das ZK 
der U d S S R über die Situation in Berlin und der D D R , 24. 8. 1961. 
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Im Interesse der Sicherheit der Bürger Berlins hat das Ministerium des Inneren der 
D D R den Einwohnern Berlins vorgeschlagen, sich der Sektorengrenze von beiden 
Seiten her nicht auf mehr als 100 Meter zu nähern. 
2. Die Lage bei den Einheiten und Truppenteilen der 20. Armee, der 1. und 8. moto-
risierten Schützendivision der NVA der D D R , sowie den anderen Verbänden der 
GSSD 2 1 7 ist unverändert . 
Zur Aufklärung der Lage führ te die 24. Luf tarmee 2 1 8 am 23. August zwischen 09.30 
und 18.30 U h r zwei Hubschrauberf lüge entlang der Grenze der D D R zur BRD, am 
äußeren Ring um West-Berlin und an der Sektorengrenze zwischen dem demokra-
tischen und West-Berlin durch. 

R. Malinowski 
R. Malinowski 
M. Sacbarow 
M. Sacharow 

24. August 1961 
Nr. 80134 

Dokument 25219 

R E G I E R U N G 
D E R D E U T S C H E N D E M O K R A T I S C H E N R E P U B L I K 

M I N I S T E R I U M D E S I N N E R N 

Geheime Verschlußsache! 
Nr . Β 3/1 - 15/61 
10. Ausf. 4 Blatt 

Befehl 
des Ministers des Innern 

Nr . 32/61 

25. August 1961 Berlin 

Inhalt: Übernahme der Sicherung der Grenze zwischen der Haupts tad t der Deut -
schen Demokrat ischen Republik (das demokrat ische Berlin) und Westberlin durch 
die Deutsche Grenzpolizei 

Zur weiteren Festigung der Grenzsicherung an der Grenze zwischen der Haup t -
stadt der Deutschen Demokrat ischen Republik (das demokrat ische Berlin) und 
Westberlin 

2 1 7 GSSD - Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland. 
218 24. Luftarmec: In der D D R stationierter operativer Luftwaffenverband der Gruppe der So-

wjetischen Streitkräfte in Deutschland. Zu ihm gehörten 1961: Zwei Fliegerkorps, die über 
insgesamt drei Jagdfliegerdivisionen, zwei Jagdbomberdivisionen, eine Bomberdivision und 
drei Aufklärungsfliegerregimenter, zwei Transportfliegerregimenter, ein Transporthub-
schnuberregiment sowie fünf selbständige Hubschrauberstaffeln mit insgesamt ca. 1350 
Flugzeugen und Hubschraubern verfügten. 

2 1 9 BStU, SdM 1874, Bl. 151 f., Befehl Nr. 32/61 des Ministers des Innern, 25. 8. 1961. 
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BEFEHLE ICH: 

1. Mit Wirkung vom 28. August 1961, 24.00 Uhr, ist die Sicherung der Grenze 
zwischen der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik (das demo-
kratische Berlin) und Westberlin durch eine Grenzbrigade im Bestand der Deut-
schen Grenzpolizei zu übernehmen, die nach der in der Anlage l2 2 0 bestätigten 
vorläufigen Struktur zu bilden und bis zum 5. September 1961 auf die struktur-
mäßige Stärke aufzufüllen ist. 

2. Die Bildung der Grenzbrigade hat zu erfolgen aus dem Bestand der Kräfte und 
Mittel 

- der 1. Brigade der Bereitschaftspolizei, 
- der 12./5.221 Grenzbrigade, 
- des Sicherungskommandos des Präsidiums der Volkspolizei Berlin, 
- der zugeführten Kräfte aus Einheiten der Bereitschaftspolizei der Republik. 

3. Die Grenzbrigade trägt die Bezeichnung „9. Grenzbrigade". 
4. Die 9. Grenzbrigade hat die Aufgabe, die Sicherung und Unversehrtheit der 

Grenze zwischen der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik (das 
demokratische Berlin) und Westberlin zu gewährleisten und den grenzüber-
schreitenden Verkehr nur an den dafür festgelegten Kontrollpunkten nach den 
bestehenden Bestimmungen zu kontrollieren und zu gestatten. 

5. Die Grenze zwischen der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik 
(das demokratische Berlin) und Westberlin ist in 6 Sicherungsabschnitte einzu-
teilen. 
Zur Sicherung eines jeden Abschnittes ist eine Abteilung einzusetzen. 
Einteilung der Abschnitte: 
1. Abschnitt 

rechte Begrenzung: Tegeler Fließ (ausschließlich) 
linke Begrenzung: Wollankstraße (einschließlich) 

2. Abschnitt 
rechte Begrenzung: Wollankstraße (ausschließlich) 
linke Begrenzung: Gartenstraße Ecke Bernauer Straße (einschließlich) 

3. Abschnitt 
rechte Begrenzung: Gartenstraße Ecke Bernauer Straße (ausschließlich) 
linke Begrenzung: Stresemannstraße/Niederkirchnerstraße (einschließlich) 

4. Abschnitt 
rechte Begrenzung: Stresemannstraße/Niederkirchnerstraße (ausschließlich) 
linke Begrenzung: Schillingbrücke (einschließlich) 

5. Abschnitt 
rechte Begrenzung: Schillingbrücke (ausschließlich) 
linke Begrenzung: Dammweg (ausschließlich) 

6. Abschnitt 
rechte Begrenzung: Dammweg (einschließlich) 
linke Begrenzung: Kürassierstraße - Schönefelder Chaussee (ausschließlich) 

2 2 0 Vgl. ebenda, Bl. 153 (hier nicht dokumentier t ) . 
221 Gemeint ist hier die 12. Bereitschaft der 5. Grenzbrigade in Blumberg bei Berlin. Eine Be-

reitschaft der D G P ist in etwa mit einem Regiment vergleichbar. 
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6. Über die Herauslösung aus der 12./5. Grenzbrigade und die Veränderung der 
Sicherung am Ostring durch Übernahme der Grenzsicherung durch Angehö-
rige der Deutschen Volkspolizei ergehen noch besondere Befehle. 

7. Durch das Kommando der Deutschen Grenzpolizei sind vorläufige Einsatz-
grundsätze für die 9. Grenzbrigade auszuarbeiten und bis zum 30. August 1961 
zur Bestätigung vorzulegen. 

8. Der Kommandeur der Deutschen Grenzpolizei hat mit Beginn der Umgruppie-
rung durch langfristigen Einsatz erfahrener Kommandeure und Offiziere der 
Deutschen Grenzpolizei die unmittelbare Hilfe und Anleitung der neu formier-
ten Stäbe und Einheiten bei der Organisation und Führung der Grenzsicherung 
zu gewährleisten. 

9. Der Kommandeur der Deutschen Grenzpolizei hat zur Gewährleistung der zu-
verlässigen Sicherung der Grenze zwischen der Hauptstadt der Deutschen De-
mokratischen Republik (das demokratische Berlin) und Westberlin in Zusam-
menarbeit mit dem Präsidenten der Volkspolizei Berlin unter Berücksichtigung 
der Besonderheiten dieses Grenzabschnittes eine Grenzordnung auszuarbeiten 
und bis zum 15. September 1961 zur Bestätigung vorzulegen. 

10. Die für die Deutsche Grenzpolizei gültigen Befehle und andere/«7 Weisungen 
werden für die 9. Grenzbrigade ab 29. August, 00.01 Uhr, in Kraft gesetzt. 
Der Kommandeur der Deutschen Grenzpolizei hat zu veranlassen, daß den 
übernehmenden Einheiten bis zum 28. August 1961 die wichtigsten Dokumente 
auf der Grundlage einer vorläufigen Norm zugeführt werden. 
Die Zuführung aller für die Deutsche Grenzpolizei gültigen Dienstvorschriften, 
Befehle und andere Anweisungen an die 9. Grenzbrigade ist bis zum 15. Sep-
tember 1961 abzuschließen. 

11. Der Kommandeur der Deutschen Grenzpolizei hat zu gewährleisten, daß der 
Politunterricht der Soldaten, Unteroffiziere und Offiziere der übernommenen 
Einheiten ohne Unterbrechung durchgeführt wird. 
Die militärische und Spezialausbildung der Einheiten und Stäbe der 9. Grenz-
brigade ist bis zum 20. September 1961 zu organisieren und ab 2. Oktober 1961 
bis zum Abschluß des Ausbildungsjahres 1961 planmäßig durchzuführen. 

12. Durch den Kommandeur der Deutschen Grenzpolizei sind die notwendigen 
politischen Maßnahmen zur Vorbereitung der Übergabe der zum Bestand der 
Bereitschaftspolizei gehörenden Kräfte durchzuführen und mit dem Komman-
deur der Deutschen Grenzpolizei abzustimmen. 

13. Der Leiter der Kaderverwaltung des Ministeriums des Innern hat in Zusammen-
arbeit mit den Kommandeuren der Deutschen Grenzpolizei und der Bereit-
schaftspolizei die Nomenklaturkader für die 9. Grenzbrigade auszuwählen und 
bis zum 28. August 1961 zur Bestätigung vorzulegen. 
Mit der Übernahme des Personalbestandes der Einheiten der Bereitschaftspoli-
zei und des Sicherungskommandos Berlin in den Bestand der Deutschen Grenz-
polizei sind diese Kräfte nach den bei der Deutschen Grenzpolizei bestehenden 
Kaderrichtlinien zu überprüfen und bei Nichteignung in die Einheiten und 
Dienststellen der Bereitschaftspolizei und der HVDVP zurückzuversetzen. 

14. Mit der Übergabe und Übernahme der Bewaffnung, Technik, Ausrüstung, Lie-
genschaften und deren Einrichtungen ist durch das Präsidium der Volkspolizei 
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Berlin, die Kommandos der Bereitschaftspolizei und der Deutschen Grenzpoli-
zei bis zum 15. September 1961 abzuschließen. 
Die Verwaltung Versorgungsdienste des Ministeriums des Innern hat die Erfül-
lung dieser Aufgaben zu kontrollieren. 

15. Die durch die Deutsche Grenzpolizei zu übernehmenden Einheiten haben bis 
auf Widerruf ihre bisherigen Uniformen zu tragen. 

16. Die Veränderung der Waren- und Materialpläne (außer den Teilen Bewaffnung 
und Ausrüstung), der Invest- und Werterhaltungspläne sind durch das Präsi-
dium der Volkspolizei Berlin, das Kommando Deutsche Grenzpolizei und das 
Kommando Bereitschaftspolizei bis zum 31. Dezember 1961 zu überarbeiten. 
Der Leiter der Verwaltung Versorgungsdienste des Ministeriums des Innern hat 
die Durchführung zu koordinieren. 

17. Die Finanzverwaltung des Ministeriums des Innern hat in der Verbindung mit 
den Finanzorganen des Präsidiums der Volkspolizei Berlin, des Kommandos 
der Deutschen Grenzpolizei und des Kommandos Bereitschaftspolizei den 
Haushaltsplan 1961 entsprechend den gestellten Aufgaben zu überarbeiten und 
bis zum 30. September 1961 zur Bestätigung vorzulegen. 

18. Der Kommandeur der Deutschen Grenzpolizei hat in Durchführung dieses Be-
fehls zu melden: 
- die Übernahme der Grenzsicherung, 
- den Abschluß der Formierung der 9. Grenzbrigade, 
- den Abschluß der Auffüllung der 9. Grenzbrigade. 
Bis zum 1. November 1961 ist dem Stellvertreter des Ministers des Innern für 
die bewaffneten Organe ein Bericht über die bisherigen Erfahrungen der Grenz-
sicherung zwischen der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik 
(das demokratische Berlin) und Westberlin vorzulegen. 

19. Dieser Befehl ist nur auf meine Weisung zu vernichten. 
20. Der Befehl 009/61 2 2 2 des Ministers des Innern tritt mit Wirkung vom 28. Au -

gust 1961, 24.00 Uhr, außer Kraft. 

Minister des Innern gez. Maron 

F.d.R. 
Göhringer 
(Göhringer2 2 3) 
Oberst 

Kennwort: Grenzsicherung demokratisches Berlin/Westberlin 

2 2 2 Der Befehl Nr. 009/61 vom 12. August 1961 legte die Aufgaben des PdVP Berlin bei der 
Durchführung der Grenzschließung am 13. August 1961 fest. Abgedruckt in: Im Schatten 
der Mauer, S. 12-15. 

2 2 3 Göhringer, Immanuel (1917-?) . Oberst der V P - Mitarbeiter MdL Im 2. Weltkrieg Ober-
leutnant, 1943 Kriegsgefangenschaft und N K F D . 1949-1950 Leiter der Abteilung Schulung 
im MdL 1950-1952 Abteilungsleiter im Hauptstab der Hauptverwaltung für Ausbildung 
(HVA), dann als Chef der Verwaltung Planung im Stab der Kasernierten Volkspolizei 
( K V P ) tätig. 1955-1957 Stellv. Chef des Stabes/Hauptstabes der K V P / N V A . 1959 zum Mdl 
versetzt. 
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Geheim 
Exemplar Nr. 1 

A n d a s Z K d e r K P d S U 

Ich berichte: 

Die Lage in der Deutschen Demokratischen Republik ist unverändert, in Berlin je-
doch wie folgt: 
Die Entscheidung der Regierung der D D R zur Verschärfung des Kontrollregimes an 
der Sektorengrenze und besonders zur Errichtung einer 100 Meter Zone auf beiden 
Seiten der Grenze hat starke Unzufriedenheit seitens der West-Berliner Regierung 
und der Militärkommandanten der westlichen Sektoren Berlins hervorgerufen. 
Für die Bewachung der Sektorengrenze auf der Seite West-Berlins wurden vermut-
lich eine Kampfgruppe der amerikanischen Streitkräfte, ein Bataillon der englischen 
Streitkräfte sowie ein Bataillon der französischen Streitkräfte, verstärkt mit Pan-
zern, herangeführt. 
Mit der erhöhten Bewachung verstärkten sich die Handlungen von rowdyhaften und 
profaschistischen Gruppen, zu denen sich 100 und mehr Personen an der Sektoren-
grenze versammelten. Sie skandierten faschistische und antidemokratische Losungen 
und beleidigten Bürger sowie Angehörige der Polizei und Grenztruppen der D D R . 
Am 24. August wurden sowjetische Kraftfahrzeuge mit Offizieren der Abteilung 
Uberflüge, Personal des Gefängnisses in Spandau und der Wachablösung für das so-
wjetische Ehrenmal im Tiergarten mehrmals von amerikanischen, englischen und 
West-Berliner Polizisten gestoppt. U m die Fahrzeuge versammelten sich rowdy-
hafte Elemente, die Drohungen gegenüber unseren Offizieren aussprachen und die 
Bewegung unserer Fahrzeuge zum Ehrenmal behinderten. 
Am 24. August gab es weiterhin folgende Fälle von Provokationen und der Verlet-
zung der Ordnung an der Sektorengrenze: 
- umlO.OOUhr drang ein amerikanischer Soldat im Bereich des Grenzkontrollpunk-

tes Friedrichstraße absichtlich bis zu 40 Meter auf das Territorium der D D R vor; 
- gegen 11.00 Uhr versammelten sich ebenfalls in der Nähe dieses Punktes bis zu 

500 West-Berliner, einige von ihnen versuchten, die Sektorengrenze zu verletzen; 
- in der zweiten Tageshälfte versuchte eine Gruppe von asiatischen und afrikani-

schen Journalisten sich den Grenzsperren zu nähern. 
In all diesen Fällen sah sich die Polizei der D D R gezwungen, zur Verhinderung von 
Unruhen und Verstößen Wasserwerfer einzusetzen. In der Nacht vom 24. zum 
25. August eröffneten beim Versuch eines Einwohners Ost-Berl ins, den Teltow-Ka-
nal zu durchschwimmen, Polizisten das Feuer. Der Grenzverletzer wurde getötet 2 2 5 . 
In Verbindung mit der an der Sektorengrenze geschaffenen Lage hatten am 24. Au-

2 2 4 R G A N I , 5 /30/367 , Bl. 2 5 - 2 8 , Bericht des Verteidigungsministeriums der U d S S R an das Z K 
der UdSSR über die Situation in Berlin und der D D R , 26. 8. 1961. 

2 2 5 Bei dem Getöteten handelte es sich um den 24jährigen Günter Litfin, der versucht hatte, 
zwischen Friedrichstraße und Lehner Bahnhof über die Spree nach West-Berlin zu flüch-
ten. Er war der erste DDR-Bürger , der von Grenzpolizisten nach dem Mauerbau bei einem 
Fluchtversuch erschossen wurde. Vgl. Lapp, Gefechtsdienst im Frieden, S. 122 f. 



138 Dokumente 

gust die Genossen KONEW, I.S.226 und PERWUCHIN, M.G. ein Gespräch mit 
Genösse ULBRICHT, in dessen Ergebnis Genösse ULBRICHT der Polizei der 
DDR die Anweisung gab, auf jeden Fall an der Sektorengrenze Handlungen zu ver-
meiden, die zu unerwünschten Zwischenfällen führen könnten. 
Am Morgen des 25. August veröffentlichten die Zeitungen der Deutschen Demo-
kratischen Republik eine Mitteilung des Ministeriums des Inneren, die betonte, daß 
sich die Staatsorgane der DDR nicht in die inneren Angelegenheiten West-Berlins 
einmischen werden. Den West-Berlinern wurde empfohlen, sich von Versammlun-
gen an der Grenze mit provokativem Charakter fernzuhalten. 
Am 25. August traf sich der Marschall der Sowjetunion Genösse KONEW, I.S. mit 
dem Minister für Nationale Verteidigung der D D R Armeegeneral HOFFMANN 
und richtete dessen Aufmerksamkeit darauf, daß die Truppen der Nationalen 
Volksarmee keine Handlungen zulassen sollten, die zu einer Verschärfung der Situa-
tion führen könnten. 
2. Nach uns vorliegenden Informationen werden im französischen Sektor in den 
Anlagen der „Napoleon-Kaserne" Vorbereitungen zum Empfang von Panzern und 
gepanzerten Fahrzeugen getroffen. Gleichzeitig wird erwartet, daß die französische 
Garnison um vier Infanteriekompanien verstärkt wird. 
3. DieTruppen der Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland befinden sich 
weiterhin in erhöhter Gefechtsbereitschaft und setzen die geplante Ausbildung fort. 

R. Malinowski 
R. Malinowski 
W. Iwanow 
W. Iwanow 2 2 7 

26. August 1961 
Nr. 80159 

2 2 6 Konev, Ivan Stepanovic (1897-1973). Marschall der Sowjetunion (1944) - Oberkomman-
dierender der GSSD. Sohn eines Bauern, seit 1916 im Militärdienst. 1918 Wechsel zur Roten 
Armee, kämpfte im Bürgerkrieg und war an der Niederschlagung des Kronstädter Aufstan-
des beteiligt. 1934 Abschluß an der Frunse-Militärakademie, dann Befehlshaber verschiede-
ner Militärbezirke. Im Zweiten Weltkrieg zunächst Kommandeur der 19. Armee, dann bis 
1945 Befehlshaber verschiedener Fronten. 1945-1946 Oberbefehlshaber der sowjetischen 
Besatzungsstreitkräfte in Österreich. 1946 Ernennung zum Oberbefehlshaber der Land-
streitkräfte, gleichzeitig Stellv. Verteidigungsminister der UdSSR. 1950 auf Betreiben Stalins 
zum Inspekteur der Streitkräfte degradiert, dann auf den Posten des Befehlshabers des 
Militärbezirks Prikarpaten abgeschoben. 1955 erneute Ernennung zum Befehlshaber der 
Landstreitkräfte, zugleich 1. Stellv. Verteidigungsminister der U d S S R und Oberkomman-
dierender der Vereinten Streitkräfte des Warschauer Vertrages. 1956 befehligte Konev die 
Niederschlagung des ungarischen Volksaufstandes. 1960 wegen Krankheit in den Ruhe-
stand versetzt. Im Vorfeld des Mauerbaus reaktiviert und zum Oberbefehlshaber der 
Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland ernannt. 1962 bis 1973 Generalin-
spekteur der sowjetischen Streitkräfte. Angehöriger der RKP(b) seit 1918. Kandidat des ZK 
der VKP(b) von 1939-1952, danach bis zu seinem Tod Vollmitglied des ZK. 

2 2 7 Ivanov, Vladimir Dmitrievic (1900-1968). Armeegeneral (1961) - 1. Stellv. Generalstabs-
chef. 1918 Eintritt in die Rote Armee, seit 1919 Mitglied der RKP(b). 1930 Abschluß an der 
Frunse-Militärakademie, danach Stabsoffizier im Leningrader Militärbezirk. Seit 1936 Mit-
arbeiter des Generalstabes, seit 1940 Stellv. Chef der dortigen Operationsabteilung. Im 
Zweiten Weltkrieg zunächst Truppenbefehlshaber, dann erneute Arbeit im Generalstab. 
Nach dem Krieg Einsatz als Stabsoffizier in verschiedenen Militärbezirken. 1950 Abschluß 
an der Militärakademie des Generalstabes, dann Stellv. Chef der sowjetischen Heimatluft-
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Protokoll Nr. 46/61 
der Sitzung des Politbüros des Zentralkomitees am Dienstag, dem 29. August 1961 

im Sitzungssaal des Politbüros 

[...] 
Behandelt: 
3. Zu einigen Fragen der Verteidigung der Deutschen Demokratischen Republik 
Berichterstatter: 
Hoffmann 

Beschlossen: 
1 ) D e r Bericht des Ministers für Nationale Verteidigung, Genossen Hoffmann, 

über Maßnahmen zur weiteren Erhöhung der Verteidigungsbereitschaft der 
D D R wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

2) Der vom Nationalen Verteidigungsrat vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur 
Verteidigung der Deutschen Demokratischen Republik wird bestätigt. Der Ge-
setzentwurf ist noch im Monat September (nach dem 17. 9. 1961) der Volkskam-
mer der D D R durch den Vorsitzende/«/ des Nationalen Verteidigungsrates zur 
Beratung und Beschlußfassung zu übermitteln. 

3) Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes über die allgemeine Wehrpflicht wird 
bestätigt. Die Beratung und Beschlußfassung des Entwurfes in der Volkskam-
mer erfolgt zu einem vom Politbüro noch festzulegenden Zeitpunkt. 

4 ) [ . v ] 
5) Die Bekanntmachung des Ministeriums des Innern über die Ordnung zur Ge-

währleistung der Sicherheit an der Westgrenze der D D R wird bestätigt. Ge-
nösse Maron hat zu veranlassen, daß sie am Montag 2 2 9 , dem 20. 9. 1961, in allen 
Orten der Kreise an der Staatsgrenze West an sichtbarer Stelle anzubringen ist. 

6) Der Entwurf des Befehls des Ministeriums des Innern zur Gewährleistung der 
Sicherheit im Sperrgebiet an der Staatsgrenze der Deutschen Demokratischen 
Republik wird als Grundlage angenommen. Die Genossen Honecker, Maron, 
Hoffmann und Mielke werden mit der Schlußredaktion beauftragt. 

7) Der Entwurf des Befehls des Ministeriums des Innern über die Ausweisung von 
Personen aus dem Grenzgebiet der Westgrenze der D D R wird bestätigt. 

8) Genösse Stoph wird beauftragt, am Donnerstag, dem 31. 8 . 2 3 0 in einer Beratung 
mit den Vorsitzenden der Bezirke: 2 3 1 G e r a , Erfurt, Suhl, Magdeburg, Schwerin 
und den Vorsitzenden der Räte der Kreise an der Staatsgrenze West alle Pro-
bleme zu besprechen und zu entscheiden, die sich aus der bestätigten Bekannt-

verteidigung. Von 1959 bis 1965 1. Stellv. Chef des Generalstabes, dann von 1965 bis 1968 
Leiter der Militärakademie des Generalstabes. 

2 2 8 S A P M O - B A , D Y 30/J IV 2/2 A/849 , Protokol l Nr. 46/61 der Sitzung des Politbüros des 
Z K der S E D , 29. 8. 1961. Es handelt sich um das noch mit Rechtschreibfehlern behaftete 
Arbeitsprotokoll. 

2 2 9 Handschriftlich gestrichen und ersetzt durch: Mit twoch. 
2 3 0 Handschriftlich ergänzt: 61. 
2 3 1 Handschriftlich vorangestellt: Rostock, . 
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machung des Ministeriums des Innern und seiner Befehle für die Veränderung 
der Arbeit in den Grenzkreisen ergeben. Zur Beratung sind hinzuzuziehen: Der 
Minister für Nationale Verteidigung, der Minister des Innern, der Minister für 
Staatssicherheit, der Chef der Deutschen Grenzpolizei, der Stellvertretende 
Vorsitzende des Ministerrats, Gen. Bruno Leuschner, sowie weitere Genossen, 
die vom Gen. Stoph zu bestimmen sind. 

9 ) [ . . · ] 
10) Der Bericht des Ministerrats232 für Nationale Verteidigung über den Stadt233 der 

Ausarbeitung eines Planes über die reguläre Sicherung der Staatsgrenze durch 
Einheiten der Grenzpolizei und der Nationalen Volksarmee wird zustimmend 
zur Kenntnis genommen. Alle erforderlichen Maßnahmen sind so zu treffen, 
daß bis spätestens 30. November 1961 die Grenzsicherung an der Staatsgrenze 
West entsprechend der Direktive des Politbüros erfolgt. 

11) Der Minister für Nationale Verteidigung wird beauftragt, unmittelbar die erfor-
derlichen Maßnahmen zur Sicherung der Staatsgrenze West gegen jedwede Pro-
vokationen, einschließlich evtl. Panzer-Vorstöße so vorzubereiten, damit zum 
festgelegten Zeitpunkt die Durchführung derselben gesichert ist. 

12) Die Verbände der Deutschen Grenzpolizei werden mit Ausnahme der Kräfte 
am Ring um Westberlin dem Minister für Nationale Verteidigung unterstellt. 
Die erforderlichen Vorbereitungen dazu sind durch den Minister für Nationale 
Verteidigung, in enger Zusammenarbeit mit dem Minister des Innern und dem 
Minister für Staatssicherheit bis zum 15. September 1961 abzuschließen. 

13) Durch den Minister für Nationale Verteidigung sind in Abstimmung mit dem 
Ministerium des Innern und dem Minister für Staatssicherheit Arbeitsgruppen 
einzusetzten [sie!], die an Schwerpunkten der Staatsgrenze West an Ort und 
Stelle mit den Vorsitzenden der Räte der Grenzkreise und den zuständigen 
Grenzkommandeuren festlegen, welche Sicherungsmaßnahmen bis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt an der Staatsgrenze West durchzuführen sind. 

14) Die Genossen Hoff mann und Maron werden beauftragt, dem Nationalen Ver-
teidigungsrat eine Vorlage über die Gewährleistung der Sicherheit an der See-
grenze der D D R , einschließlich ihrer Hoheitsgewässer, zu unterbreiten. 

15) Die Beschaffung der Materialien für die pioniermäßige Sicherung der Staats-
grenze West ist durch den Minist234nister für Nationale Verteidigung und 
dem235 Ministerium des Innern zu veranlassen. 

16)[ . . . ] 
17) Die Genossen Honecker, Hoffmann und Verner236 werden beauftragt, inner-

halb von drei Tagen einen Vorschlag zum Besuch von leitenden Persönlichkeiten 
der Blockparteien in Einheiten der Nationalen Volksarmee auszuarbeiten. 

2 3 2 Handschriftlich gestrichen: rats. 
2 3 3 Gemeint ist hier: Stand. 
2 3 4 Handschriftlich gestrichen: nist. 
2 3 5 Handschriftlich gestrichen und ersetzt durch: das. 
236 Verner, Waldemar (1914-1982) . Admiral (1961) - Leiter der Politischen Hauptverwaltung 

der N V A . Seit 1930 Mitglied der K P D . 1935 Emigration in die UdSSR, von 1938 bis 1945 
illegale kommunistische Parteiarbeit in Dänemark. 1947-1949 1. Sekretär der SED-Kreislei -
tung Stralsund, 1950 Sekretär der SED-Landesleitung Mecklenburg. 1950 Übernahme 
durch das Mdl , Ernennung zum Leiter der H V Seepolizei. 1952-1955 Chef der VP-See, 
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Dokument 28237 

Geheim 
Exemplar Nr. 1 

A n d a s Z K d e r K P d S U 

Ich berichte: 
1. Die Lage in der Deutschen Demokratischen Republik und in Ost-Berlin war 
während der vergangenen 24 Stunden unverändert. 
Einheiten der Streitkräfte der West-Berliner Garnisonen setzten ihre Patrouillen mit 
gepanzerten Mannschaftstransportern und Fahrzeugen entlang der Sektorengrenze 
und der westlichen Seite des äußeren Rings um Berlin fort. 
In West-Berlin ereigneten sich weiterhin Provokationen von profaschistischen und 
rowdyhaften Elementen, die Angehörige der Grenzpolizei der D D R beschimpften 
und sie mit Steinen bewarfen, am 29.8. gegen 24.00 Uhr versuchten sie, in der Alex-
andrinenstraße Grenzsperren zu zerstören. Die Polizei der D D R war gezwungen, 
Wasserwerfer und Tränengasgranaten einzusetzen. 
Am 29.8. um 14.10 Uhr erschossen Grenzpolizisten der D D R im Bereich Teltow 
bei dem Versuch, den dortigen Kanal zu durchschwimmen und nach West-Berlin zu 
fliehen, den Bürger der D D R Hoff , Roland 2 3 8 . 
2. Auf Befehl des Ministers für Nationale Verteidigung der D D R verlegte die 1. Mo-
torisierte Schützendivision der N V A vom äußeren Ring um West-Berlin zu ihren 
ständigen Stationierungsorten, mit Ausnahme eines motorisierten Schützenregi-
ments, das im Bereich Hennigsdorf verbleibt. 
3. Nach uns vorliegenden Angaben sollte am 29.8. aus dem artillerietechnischen 
Depot Miesau (50 km nord-östlich von Saarbrücken) eine Autokolonne bestehend 
aus 21 Fahrzeugen nach Berlin entsandt werden. Im Bereich Miesau besitzen die 
Amerikaner ein Lager für atomare Munition, die Kolonne wurde unter Beobach-
tung gestellt. 
Genösse K O N E W , I.S. erhielt die Anweisung, die Kolonne am Grenzkontroll-
punkt Marienborn/Helmstedt nicht passieren zu lassen, falls unsere Spezialisten 
feststellen, daß offensichtlich Atommunition transportiert wird und die Amerika-
ner dieses bestätigen. Sollten in diesem Fall die Amerikaner jedoch das Vorhanden-
sein von Atommunition unter den Transportgütern verneinen, so ist die Kolonne 
nach Berlin durchzulassen. Bis 09.00 Uhr des 30.8. traf die Kolonne am Grenzkon-
trollpunkt Marienborn noch nicht ein. 
4. Veränderungen im Bestand und in der Gruppierung der Streitkräfte der N A T O 
auf dem europäischen Kriegsschauplatz wurden nicht festgestellt. 

dann Ausbildung an der Seekriegsakadernie der UdSSR. 1957-1959 Chef der Seestreitkräfte 
der N V A , dann gegen seinen Willen zum Chef der Politischen Hauptverwaltung der N V A 
ernannt. Seit 1978 im Ruhestand. 

2 3 7 R G A N I , 5 /30/367 , Bl. 31 f., Bericht des Verteidigungsministeriums der UdSSR an das ZK 
der UdSSR über die Situation in Berlin und der D D R , 30. 8. 1961. 

2 3 8 Hof f , Roland (1934-1961) . Geboren in Hannover, zuletzt bei der Wasserwirtschaft in Forst 
angestellt. Zweiter DDR-Flücht l ing , der nach dem 13. August 1961 beim Versuch die Sperr-
anlagen in und um West-Berlin zu überwinden erschossen wurde. Vgl. Filmer/Schwan, O p -
fer der Mauer, S. 83 f. 
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5. Die Truppen der Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland befinden 
sich in den zuvor eingenommenen Positionen und sind weiterhin in erhöhter Ge-
fechtsbereitschaft, sie setzen die geplante Ausbildung fort. 

R. Malinowski 
R. Malinowski 
M. Sacbarow 
M. Sacharow 

30. August 1961 
Nr. 80187 

Dokument 29239 

Geheim 
Exemplar Nr. 1 

A n d a s Z K d e r K P d S U 

Ich berichte: 
1. Die Lage in der Deutschen Demokratischen Republik und in Ost-Berlin war 
während der vergangenen 24 Stunden unverändert. 
Das Politbüro der SED hat entschieden, zum Ziel der besseren Organisation des 
Schutzes der Grenzen der DDR, der verbesserten Gefechts- und Politausbildung 
der Grenzpolizei sowie zur ökonomischeren Verwendung der Kräfte und Mittel ab 
dem 15. September diesen Jahres die Deutsche Grenzpolizei aus dem Ministerium 
des Innern herauszulösen und sie dem Ministerium für Nationale Verteidigung zu 
unterstellen. 
Der Schutz des Rings um Groß-Berlin und der Sektorengrenze verbleibt weiter bei 
der Zuständigkeit des Ministerium des Innern. Für die Bewachung werden die 5. 
Grenzbrigade und die 1. Brigade der Bereitschaftspolizei herangezogen. 
2. Einheiten der Streitkräfte der West-Berliner Garnisonen setzten ihre Patrouillen 
mit gepanzerten Mannschaftstransportern und Fahrzeugen entlang der Sektoren-
grenze und der westlichen Seite des äußeren Rings um Berlin fort. 
Im Bereich des Potsdamer Platzes bewarf eine kleinere Gruppe von West-Berliner 
Rowdys eine Gruppe von Polizisten der D D R mit Steinen. 
3. Am 31. August fuhren über den Grenzkontrollpunkt Marienborn von der BRD 
aus nach West-Berlin: 
- um 01.00 Uhr ein Eisenbahntransport der amerikanischen Streitkräfte bestehend 

aus 26 Waggons (21 Waggons mit Munition, 3 Plattformwagen mit Fahrzeugen 
die über Aufbauten verfügten, 2 Waggons für das Begleitkommando). 

- von 15.35 bis 17.30 Uhr - drei Autokolonnen (64 Fahrzeuge) mit Einheiten der 3. 
selbständigen Infanteriekampfgruppe des 6. amerikanischen Infanterieregiments, 
die am 11. Juli und 6. August aus West-Berlin auf einen Truppenübungsplatz in 
der Bundesrepublik verlegt hatten. 

239 R G A N I , 5/30/367, Bl. 33 f., Bericht des Verteidigungsministeriums der UdSSR an das Z K 
der UdSSR über die Situation in Berlin und der D D R , 1. 9. 1961. 
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Eine gründliche geheime Überprüfung der Waggons und Fahrzeuge mit Radiome-
tern ergab, daß keine radioaktiven Güter mitgeführt wurden. 
4. Am 31. August um 07.00 U h r verlegten mit Erlaubnis des Ministeriums für Na-
tionale Verteidigung der D D R jeweils ein motorisiertes Schützenbataillon und Ver-
sorgungseinheiten der 28. und 29. motorisierten Schützenregimenter der 8. Motori-
sierten Schützendivision der N V A der D D R aus Berlin in ein Zeltlager in einem 
Waldgebiet bei Neu-Zittau (südöstliche Umgebung von Berlin). 
5. Veränderungen in der Gruppierung und Dislokation der Streitkräfte der N A T O 
auf dem Territorium der B R D wurden nicht festgestellt. 
6. Die Lage bei den Streitkräften der G S S D ist unverändert. 

R. Malinowski 
R. Malinowski 
M. Sacharow 
M. Sacharow 

1. September 1961 
Nr. 80212 

Dokument 30240 

Ein Denkmal für „Puppe" 2 4 1? 

Man muß damit rechnen, daß sie „Puppe" in Westberlin ein Denkmal setzen wer-
den. „Puppe" war der eindeutige Spitzname eines Homosexuellen, der in den ein-
schlägigen Westberliner Kreisen gut bekannt war. Der 13. August trennte ihn von 
seinen „Liebhabern", und in der Hauptstadt der D D R blieb sein Gewerbe aus-
sichtslos. Am 24. August ertappte ihn die Volkspolizei bei verbrecherischen Hand-
lungen unweit des Bahnhofs Friedrichstraße. Seiner Festnahme entzog er sich durch 
einen Sprung in den Humboldthafen, wobei er den Tod fand. 
Im Kreise seiner „Freunde" weinte die „Bild-Zeitung" seitenbreite Tränen greller 
Druckfarbe. Und der Strom der Tränen schwoll noch an, als am 29. August ein nach-
weislich in Westdeutschland zweimal vorbestrafter Schläger242 der Volkspolizei zu 
entkommen versuchte, weil man ihn wegen eines neuen Deliktes festnehmen wollte. 
Wie gesagt, der Homosexuelle und der Schläger werden in Berlin gefeiert, wie Men-
schen denen man sonst ein Denkmal zu setzen pflegt. Selbst der gewandteste An-
walt würde angesichts eines märchenhaften Honorars nicht solch gefühlvolle Worte 
des Mitleids und der Unschuld finden, wie die Leute um Lemmer2 4 3 . 

2 4 0 „Neues Deutschland", S. 8, 1. 9. 1961. 
2 4 1 Vom „Neuen Deutschland" verwendeter Pressename für den 24jährigen Günter Litfin, der 

am 24. August 1961 versucht hatte, zwischen Friedrichstraße und Lehrter Bahnhof über die 
Spree nach West-Berlin zu flüchten. Er wurde dabei von gezielt abgegebenen Schüssen töd-
lich verletzt und war der erste DDR-Bürger , den Grenzpolizisten nach dem Mauerbau bei 
einem Fluchtversuch erschossen. 

2 4 2 Hier ist der 27jährige Roland Hof f gemeint, der am 29. August 1961 als zweiter D D R - B ü r -
ger nach dem 13. August in Berlin bei einem Fluchtversuch erschossen wurde. 

2 4 3 Lemmer, Ernst (1898-1970) . Deutscher Politiker. 1945-1948 stellvertretender CDU-Vors i t -
zender in der SBZ, 1949 nach Berlin (West) übergesiedelt, 1950-1956 CDU-Frakt ionsvor-
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Und es würde sich schon deshalb kein Anwalt für die beiden finden lassen, weil sie 
neben ihren nach dem Strafgesetzbuch zu ahndenden Verbrechen, den in aller Welt 
gefährlichen Versuch unternahmen, die Grenze eines Staates an einer Stelle zu über-
schreiten, wo für jedermann sichtbar ein Uberschreiten nicht möglich ist. Wer den-
noch derartige von normalen Menschen nicht benutzte Wege zu den seinen macht, 
würde nirgendwo in der Welt damit rechnen können, Blumensträuße der Anerken-
nung überreicht zu bekommen. Daß man in Westberlin anders darüber denkt und 
sowohl den Homosexuellen als auch den Schläger mit Blumen zu begrüßen dachte, 
ändert nichts daran, da jedermann weiß, daß Westberlin und die Auffassungen sei-
ner regierenden Persönlichkeiten von allem abweichen, was sonst in der Welt als 
Maßstab des Üblichen und Normalen gilt... 

I . N . 

Dokument 31244 

Mordhetze aus der Hauptstadt 

Wir haben in unserer gestrigen Ausgabe mitgeteilt, was für finstere Elemente die 
beiden Männer waren, die nach dem 13. August unsere Grenze gewaltsam durch-
brechen wollten und dabei umkamen: kriminelle Gestalten, die aber immer weiter 
mit großer Lautstärke und viel Aufwand von Druckerschwärze zu Helden der 
westlichen Welt emporgehoben werden. 
Schon die ungewöhnliche Art des Grenzübergangs, die sie gewählt hatten - sie ver-
suchten schwimmend der Grenzpolizei zu entgehen - deutet darauf hin, daß es sich 
um Leute mit schlechtem Gewissen handelt. Normale Bürger, die keine Agenten 
oder Verbrecher sind, pflegen sich an die Gesetze ihres Staates zu halten. Sie fürch-
ten sich auch nicht, den Weg des Genehmigungsverfahrens zu beschreiten und gege-
benenfalls die vorgesehenen Ubergangsstellen zu benutzen. 
Wer aber das Licht scheut, muß damit rechnen, daß ihm auf den dunklen, verbote-
nen Wegen, die er eingeschlagen hat, etwas passiert. Es ist allgemein üblich, daß Sol-
daten oder Grenzpolizisten die Grenze eines Staates bewachen. Diese Grenzposten 
sind überall in der Welt bewaffnet, um eine illegale Überschreitung der Grenze ver-
hindern zu können. Unsere Grenzwachen haben ihre Pflicht getan, als sie gegen 
Versuche, die Grenze gewaltsam zu durchbrechen, von ihrer Waffe Gebrauch 
machten. Die Grenzverletzer haben sich bewußt und vorsätzlich in Lebensgefahr 
begeben und sind darin umgekommen. Was die Versuche betrifft, aus solchen Ge-
stalten Helden zu machen, so ist uns dieses Verfahren bekannt. Als der Zuhälter 
Horst Wessel245 in der Ausübung seines nicht ungefährlichen Berufs zu Tode kam, 

sitzender in Berlin (West), 1956-1961 Landesvorsitzender der C D U von Berlin (West); 
1956/57 Bundesminister für Post- und Fernmeldewesen, 1957-1962 Bundesminister für 
Gesamtdeutsche Fragen, 1964/65 Bundesminister für Vertriebene. 1965-1969 Sonderbeauf-
tragter des Bundeskanzlers für Berlin. 

2 4 4 „Neues Deutschland", S. 5, 2. 9. 1961. 
2 4 5 Wessel, Horst (1907-1930). Student, ab 1926 Mitglied der NSDAP, seit 1929 SA-Sturmfüh-

rer. Erlag im Februar 1930 den Folgen eines Uberfalls, danach zum Märtyrer der national-
sozialistischen Bewegung stilisiert. 
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wurde er zum geeigneten Objekt nazistischer Heldenverehrung. Warum soll der 
Homosexuelle mit dem Spitznamen „Puppe", der in den Humboldthafen sprang, 
nicht zum Heros der Frontstadt werden? Jeder soll die Helden haben, die er wert 
ist. Diese Bemühungen, neue Helden der westlichen Welt zu kreieren, mögen in Lä-
cherlichkeit versinken. 
Ein empörender „Fall" wurde aus diesen Vorkommnissen erst durch die maßlose 
Hetze der Frontstadtpolitiker gegen die DDR und gegen die Männer, die treu und 
zuverlässig an unserer Grenze wachen und den Frieden schützen. In der Frontstadt 
wurde das Foto eines Kampfgruppenmannes plakatiert246, gleichzeitig wurde eine 
Kopfprämie von 10000 Mark ausgesetzt. Mit diesem Plakat wird auf die niedrigsten 
Instinkte spekuliert und eine infame Mordhetze betrieben. In diesem Punkte verste-
hen wir keinen Spaß. Wir lassen keinen Zweifel daran, daß die Urheber der Mord-
hetze sich eines Tages werden verantworten müssen. 
Die Frontstadt-Störenfriede speien Gift und Galle und es ist unverkennbar, daß 
diese Stoffe schon ihren eigenen Verstand trüben. Sonst würden sie nämlich merken, 
daß ihre Mordhetze gegen Bürger der DDR aufs neue in krasser Weise zeigt: Mit 
den Frontstadtzuständen ist Schluß zu machen. Die freche Einmischung in die An-
gelegenheiten der DDR muß aufhören. Westberlin muß eine entmilitarisierte Freie 
Stadt werden. 

Dr. K. 

Dokument 32247 

REGIERUNG 
DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 

MINISTERIUM DES INNERN 

Geheime Verschlußsache! 
Β 3/1-18/61 
10. Ausf. 1 Blatt 

B E F E H L 
des Ministers des Innern 

Nr. 37/61 

6. September 1961 Berlin 

Inhalt: Unterstellung der 5. Grenzbrigade 

In Durchführung der Maßnahmen des Beschlusses des Ministerrates der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 12. 08. 1961 über „Maßnahmen zum Schutz des 
Friedens und zur Sicherung der Deutschen Demokratischen Republik"248 macht es 

246 Das Foto ist abgedruckt bei Bader, Kampfgruppen, S. 98. 
247 BA-MA, DVH-27/7025 (Kommando der Deutschen Grenzpolizei), Bl. 14, Befehl des Mi-

nisters des Innern Nr. 37/61, 6. 9. 1961. 
248 Vgl. auch BA Berlin, DC 20 1/3 345, 37, außerordentliche Sitzung des Ministerrates, 12. 8. 

1961. 
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sich erforderlich, weitere Maßnahmen der Sicherung der Staatsgrenze nach West-
Berlin zu treffen. 
Zur Gewährleistung dieser Forderung ist es notwendig, die 5. Grenzbrigade aus der 
Unterstellung des Kommandos der Deutschen Grenzpolizei mit allen Kräften und 
Mitteln herauszulösen. 

Hierzu 

B E F E H L E I C H : 

1. Die 5. Grenzbrigade scheidet mit Wirkung vom 15. 9. 1961, 24.00 Uhr, aus dem 
Bestand der Deutschen Grenzpolizei aus. 

2. Mit Wirkung vom 16. 9.1961,00.01 Uhr, sind alle Kräfte und Mittel der 5. Grenz-
brigade ohne Ausnahme dem Kommandeur der Bereitschaftspolizei unterstellt. 

3. Die Übergabe bzw. Übernahme der Kräfte und Mittel hat in der Zeit vom 4. 9. 
1961 - 15. 9. 1961 zu erfolgen. 

4. Der Plan der Maßnahmen zur Übergabe der 5. Grenzbrigade wird hiermit bestä-
tigt. 

5. Dieser Befehl ist nur auf meine Weisung zu vernichten. 

Minister des Innern Maron 
(Maron) 

Dokument 33249 

R E G I E R U N G 
DER D E U T S C H E N DEMOKR A T IS C H E N REPUBLIK 

MINISTERIUM DES I N N E R N 

Geheime Verschlußsache! 
Β 3/1 - 19/61 
19. Ausf. = 2 Blatt 

B e f e h l 
des Ministers des Innern 

Nr. 38/61 

6. September 1961 Berlin 

Inhalt: Sicherung der Staatsgrenze nach Westberlin 

Zur weiteren Festigung der Grenzsicherung an der Grenze der Hauptstadt der 
Deutschen Demokratischen Republik (Demokratisches Berlin), dem Bezirk Pots-
dam und Westberlin 

249 BA-MA, DVH-27/7025 (Kommando der Deutschen Grenzpolizei), Bl. 15-18, Befehl des 
Ministers des Innern Nr. 38/61, 6. 9. 1961. 
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b e f e h l e i c h : 

1. Mit Wirkung vom 16. September 1961, 00.01 Uhr, werden zur Sicherung der 
Grenze zwischen der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik 
(Demokratisches Berlin) und Westberlin sowie der Grenze zwischen dem Be-
zirk Potsdam und Westberlin zwei Grenzbrigaden aufgestellt. Die Brigaden 
sind nach der in der Anlage l)250 bestätigten Struktur zu bilden. 

2. Die Brigaden tragen die Bezeichnung: 

1. Grenzbrigade ( Β ) 
2. Grenzbrigade ( Β ) 

Diese Brigaden werden dem Kommandeur der Bereitschaftspolizei unterstellt. 

Bei besonderen Lagen und Notwendigkeiten stehen die 1. und 2. Grenzbrigade 
(B) in operativer Hinsicht unter meinem direkten Befehl. 

3. Die Bildung der zwei Grenzbrigaden hat zu erfolgen aus den Planstellen, den 
Kräften und Mitteln: 

- der 1. Mot.-Brigade der Bereitschaftspolizei; 
- der 5. Grenzbrigade der deutschen Grenzpolizei; 
- des Sicherungskommandos des Präsidiums der Volkspolizei Berlin. 

4. Die 1. Grenzbrigade hat die Grenze zwischen der Hauptstadt der Deutschen 
Demokratischen Republik (Demokratisches Berlin) und Westberlin zu sichern. 
Diese Grenze ist entsprechend dem bestätigten Plan in 6 Sicherungsab-
schnitte251 einzuteilen. 

5. Die bestehende Organisation der Grenzsicherung im Abschnitt der 2. Grenz-
brigade zwischen dem Bezirk Potsdam und Westberlin ist nicht zu verändern. 

6. Die 1. und 2. Grenzbrigade haben die Sicherung und Unantastbarkeit der Gren-
zen nach Westberlin zu gewährleisten und den grenzüberschreitenden Verkehr 
im engen Zusammenwirken mit dem A Z K W nur an den dafür festgelegten 
Kontrollpunkten - ausser dem KPP S-Bahnhof-Friedrichstrasse - nach den be-
stehenden Bestimmungen zuzulassen. 

7. Für den Grenzdienst im Raum von Berlin sind nur Kräfte mit hervorragenden 
politischen, moralischen und fachlichen Qualitäten einzusetzen. 
Der Kommandeur der Bereitschaftspolizei hat bis zum 15. 9. 1961 kaderpoliti-
sche Richtlinien zu erarbeiten und nach erfolgter Bestätigung, die zur Zeit ein-
gesetzten Kräfte daraufhin zu überprüfen. Alle Angehörigen, die den gesteiger-
ten Anforderungen nicht entsprechen, sind kurzfristig durch geeignete und po-
litisch gefestigte Kräfte zu ersetzen (insbesondere trifft das auf Unterführer und 
Offiziere zu). 

2 5 0 Hier nicht dokumentiert . 
251 Vgl. Dokument Nr. 25. 
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8. Das Kommando der Bereitschaftspolizei hat für beide Grenzbrigaden im Raum 
Berlin die bisherigen Einsatzgrundsätze zu überarbeiten. Die Grundsätze sind 
mir bis zum 15. 9. 1961 zur Bestätigung vorzulegen. 

9. Der Kommandeur der Bereitschaftspolizei hat zur Gewährleistung der zuver-
lässigen Sicherung der Grenze zwischen der Hauptstadt der Deutschen Demo-
kratischen Republik (Demokratisches Berlin), dem Bezirk Potsdam und West-
berlin in Zusammenarbeit mit dem Präsidenten der Volkspolizei Berlin und dem 
Chef der B D V P Potsdam unter Berücksichtigung der Besonderheiten dieser 
Grenzen eine Grenzordnung auszuarbeiten und mir bis zum 30. 9. 1961 zur Be-
stätigung vorzulegen. 

10. Der Kommandeur der Bereitschaftspolizei hat zu gewährleisten, daß der Polit.-
Unterricht der Wachtmeister (Soldaten)2 5 2 , Unterführer und Offiziere der über-
nommenen Einheiten ohne Unterbrechung durchgeführt wird. 
Die militärische- und Spezialausbildung der Einheiten und Stäbe der 1. und 2. 
Grenzbrigade ist bis zum 30. September 1961 zu organisieren und ab 15. Okto-
ber 1961 bis zum Abschluß des Ausbildungsjahres 1961 planmäßig durchzufüh-
ren. 

11. Durch den Kommandeur der Deutschen Grenzpolizei sind die notwendigen 
politischen Maßnahmen zur Vorbereitung der Übergabe, der zum Bestand der 
bisherigen 5. Grenzbrigade gehörenden Kräfte durchzuführen und mit dem 
Kommandeur der Bereitschaftspolizei abzustimmen. 

12. Der Leiter der Kaderverwaltung des Mdl hat in Zusammenarbeit mit dem Kom-
mandeur der Deutschen Grenzpolizei und der Bereitschaftspolizei die Nomen-
klaturkader für die 1. und 2. Grenzbrigade bis zum 15. September 1961 zur Be-
stätigung vorzulegen. 

13. Die Ubergabe und Übernahme der Bewaffnung, Technik, Ausrüstung, Liegen-
schaften und deren Einrichtungen ist durch das Präsidium der Volkspolizei Ber-
lin, die Kommandos der Bereitschaftspolizei und der Deutschen Grenzpolizei 
bis zum 25. September 1961 abzuschließen. 
Die Verwaltung Versorgungsdienste des Mdl hat die Erfüllung dieser Aufgaben 
zu kontrollieren. 

14. Die durch die Bereitschaftspolizei zu übernehmenden Einheiten tragen bis auf 
weiteres ihre bisherige Uniform. 

15. Die Veränderung der Waren- und Materialpläne (ausser den Teilen Bewaffnung 
und Ausrüstung), der Invest- und Werterhaltungspläne sind durch das Präsi-
dium der Volkspolizei Berlin, das Kommando Deutsche Grenzpolizei und das 
Kommando Bereitschaftspolizei bis zum 31. Dezember 1961 zu überarbeiten. 
Der Leiter der Verwaltung Versorgungsdienste des Mdl hat die Durchführung 
zu koordinieren. 

2 5 2 Bei der Bereitschafts- und Transportpolizei sowie den uniformierten Zweigen der Deut-
schen Volkspolizei hießen die Mannschaftsdienstgrade Wachtmeister, bei der Deutschen 
Grenzpolizei ab 1952 sowie bei der neu formierten Grenzbrigade Soldaten. 
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16. Die Finanzverwaltung des Mdl hat in Verbindung mit den Finanzorganen des 
Präsidiums der Volkspolizei Berlin, des Kommandos Deutsche Grenzpolizei 
und des Kommandos Bereitschaftspolizei den Haushaltsplan 1961 entsprechend 
der gestellten Aufgaben zu überarbeiten und bis zum 15. Oktober 1961 zur Be-
stätigung vorzulegen. 

17. Der Kommandeur der Bereitschaftspolizei hat in Durchführung dieses Befehls 
zu melden: 

- die Übernahme der Grenzsicherung; 
- den Abschluß der Formierung der 1. und 2. Grenzbrigade; 
- den Abschluß der Auffüllung der 1. und 2. Grenzbrigade. 

Bis zum 15. November 1961 ist dem Stellvertreter des Ministers des Innern für 
die bewaffneten Organe ein Bericht über die bisherigen Erfahrungen der Grenz-
sicherung zwischen der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik 
(Demokratisches Berlin), dem Bezirk Potsdam und Westberlin vorzulegen. 

18. Dieser Befehl ist nur auf meine Weisung zu vernichten. 

19. Mein Stellvertreter für die bewaffneten Organe des Mdl hat bei Notwendigkeit 
Durchführungsanweisungen zu erlassen. 

20. Meine Befehle Nr. 009/61 und 32/61 2 5 3 werden mit Herausgabe dieses Befehls 
ausser Kraft gesetzt und sind zurückzusenden. 

Maron 
Minister des Innern (Maron) 

2 5 3 Vgl Dokument 25. 
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Dokument 34254 

D E U T S C H E D E M O K R A T I S C H E R E P U B L I K 

N A T I O N A L E R V E R T E I D I G U N G S R A T 
D E R V O R S I T Z E N D E 

Geheime Kommandosache Berlin, den 12.9.1961 
16 Uhr 27 (persönlich) 272 5 5 

N A T I O N A L E R V E R T E I D I G U N G S R A T 
D E R D E U T S C H E N D E M O K R A T I S C H E N R E P U B L I K 

B E F E H L 

D E S V O R S I T Z E N D E N D E S N A T I O N A L E N V E R T E I D I G U N G S R A T E S 

Inhalt: Maßnahmen zur Erhöhung der Kampfkraft der bewaffneten Kräfte der 
Deutschen Demokratischen Republik 

Zur weiteren Festigung und Sicherung unserer Staatsgrenzen und zur Schaffung 
eines zuverlässigen Schutzes der Deutschen Demokratischen Republik gegen alle 
Versuche der westdeutschen Militaristen und Revanchisten, den sozialistischen 
Aufbau in der Deutschen Demokratischen Republik und den Abschluß des Frie-
densvertrages zu stören, 

1. Mit Wirkung vom 15. September 1961 wird [sie!] das Kommando der Deutschen 
Grenzpolizei und dessen nachgeordnete Verbände und Truppenteile, außer der 
5. Grenzbrigade, aus dem Bestand der bewaffneten Kräfte des Ministeriums des 
Innern herausgelöst und dem Minister für Nationale Verteidigung unterstellt. 

2. Die Übergabe und Übernahme des Kommandos der Deutschen Grenzpolizei, 
der Grenzbrigaden, der selbständigen Grenzbereitschaften und der Grenzab-
schnitte beginnt am 15. September und ist bis zum 30. September 1961 abzu-
schließen. Mit der Übernahme ist das Kommando der Deutschen Grenzpolizei in 
das „Kommando Grenze" umzubenennen. 

3. Dem Ministerium für Nationale Verteidigung sind zu übergeben und in Rechts-
trägerschaft zu übertragen, außer der 5. Grenz-Brigade: 

- alle Objekte, Liegenschaften, Lager und sonstige Einrichtungen, die im Fe-
bruar 195 7 2 5 6 vom Ministerium für Staatssicherheit an das Ministerium des In-
nern übergeben wurden; 

2 5 4 B A - M A , D VW-1/40338, Bl. 198-200, Befehl des Vorsitzenden des Nationalen Verteidi-
gungsrates über Maßnahmen zur Erhöhung der Kampfkraft der bewaffneten Kräfte der 
Deutschen Demokratischen Republik, 15. 9. 1961. 

2 5 5 Stempelaufdruck. 
2 5 6 Im Dezember 1956 beschloß das Politbüro, bis zum 1. 2. 1957 das Ministerium des Innern 

und das Ministerium für Staatssicherheit zu reorganisieren. Aus dem MfS wurden wieder 

14. 09. 1961 Berlin 

B E F E H L E I C H : 
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- alle Objekte und Einrichtungen, die von der Deutschen Grenzpolizei in der 
Zeit ihrer Zugehörigkeit zum Ministerium des Innern genutzt, in ihrem Inter-
esse geschaffen wurden bzw. solche, die zur Ubergabe an die Deutsche Grenz-
polizei vorgesehen waren; 

- alle die Deutsche Grenzpolizei betreffenden Unterlagen, wie Vorplanungen, 
Projekte, Pläne, Verträge usw. und die zu diesen Zwecken bereitgestellten und 
geplanten materiellen und finanziellen Mittel. 

4. Die Übergabe- und Übernahmedokumente sind dem Nationalen Verteidigungs-
rat in seiner 8. Sitzung2 5 7 zur Bestätigung vorzulegen. 

Dieser Befehl ist, außer der Urschrift , am 02. 01. 1962 zu vernichten. 

W. Ulbricht 
/Walter Ulbricht/ 
Vorsitzender des 
Nationalen Verteidigungsrates 

Verteiler: 
1. Ausfert igung = Gen. Honecker (Urschrift) 
2. „ = Minister für Nationale Verteidigung 
3. „ = Minister des Innern 
4. „ = Minister für Staatssicherheit 

ausgegliedert und dem Mdl angeschlossen: das Kommando der DGP, das Kommando der 
Bereitschaftspolizei und die Hauptverwaltung der Transportpolizei, die alle erst 1955 im 
Zuge der Bildung einer „Hauptverwaltung Innere Sicherheit" dem MfS unterstellt worden 
waren; vgl. S A P M O - B A , DY 30/J IV 2/2 A/539, o. Bl., Protokoll Nr. 65/56 Politbürosit-
zung, TOP 12.: Veränderung in der Struktur der Polizeikräfte, 18.-20. 12. 1956. Im Februar 
1957 konkretisierte die Sicherheitskommission beim Politbüro diese Entscheidung; vgl. 
B A - M A , DVW-1/39555, Bl. 2 -5 , 13. Sitzung der Sicherheitskommission, TOP 1.: Vorlage 
des Genossen Maron über die neue Struktur des Ministeriums des Innern, 9. 2. 1957. 

2 5 7 Vgl. B A - M A , DVW-1/39465, Bl. 99 - 1 13 , 8. NVR-Sitzung, TOP 9.: Bestätigung des Proto-
kolls der Übernahme der Deutschen Grenzpolizei in das Ministerium für Nationale Vertei-
digung, Anl. 11 und 12, 29. 11. 1961. 
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Dokument 35258 

Gkdos-Tgb-Nr. Va/210/61 Geheime Kommandosache 
(persönlich!) 
12 Ausfertigungen 
4. Ausfertigung = 7 Blatt 
1 Anlage/n = 2 Blatt 
Insgesamt: = 9 Blatt 

R E G I E R U N G 
DER D E U T S C H E N DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
MINISTERIUM FÜR NATIONALE VERTEIDIGUNG 

BEFEHL 
DES MINISTERS FÜR NATIONALE VERTEIDIGUNG 

Nr. 67/61 

23.09.1961 Strausberg259 

Inhalt: Maßnahmen zur Erhöhung der Gefechtsbereitschaft der NVA 

Ausgehend von der Verschärfung der internationalen Lage, die dadurch hervorge-
rufen wurde, daß die Länder der NATO und insbesondere Westdeutschland, in 
letzter Zeit die Kriegsvorbereitungen verstärkten, das Wettrüsten forcierten, die 
zahlenmäßige Stärke ihrer Armeen erhöhen und als Antwort auf den Vorschlag für 
den Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutschland sogar mit der Entfesselung 
eines neuen Krieges drohen, macht es sich erforderlich, weitere Maßnahmen zur Er-
höhung der Gefechtsbereitschaft durchzuführen. Dazu 

1. Das Ausbildungsjahr 1961 ist bis zum 31. 12. 1961 zu verlängern. Zur Beseiti-
gung der vorhandenen Mängel in der operativen und Gefechtsausbildung bis 
Ende 1961 haben mein Stellvertreter und Chef des Hauptstabes und mein Stell-
vertreter für Ausbildung eine Anordnung herauszugeben. Termin: 22. 09. 1961. 
Der Hauptstab und die Kommandos der Teile und MB nehmen im Oktober/ 
November an einer gemeinsamen Kommandostabsübung unter der Leitung des 
Oberkommandierenden der Vereinigten Streitkräfte teil. Mein Stellvertreter und 
Chef des Hauptstabes hat die erforderlichen Maßnahmen zur Vorbereitung und 
Durchführung dieser Übung anzuweisen. 

2. Die im Herbst 1961 vorgesehene Entlassung des Personalbestandes, dessen Ver-
pflichtung bis Ende 1961 abläuft, ist bis zur Festlegung eines neuen Termins zu-
rückzustellen. Ausnahmen genehmigt mein Stellvertreter und Chef des Haupt-
stabes. Die Uffz.2 6 0 Schüler, die bis Ende September 1961 ihre Uffz.-Ausbil-
dung erfolgreich abschließen, sind zu befördern und soweit kein Einsatz in eine 

2 5 8 B A - M A , D V W - 1 / 1 8 7 9 1 , Bl. 1 -9 , Befehl Nr. 67/61 des Ministers für Nationale Verteidi-
gung, 23. 9. 1961. 

2 5 9 Strausberg: Kleinstadt 25 km östlich von Berlin; seit 1954 befand sich hier der Hauptstab 
der KVP, 1956-1990 Dienstsitz des Ministeriums für Nationale Verteidigung der D D R . 

2 6 0 Uffz. - Unteroffizier. 

B E F E H L E I C H : 
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Uffz.-Planstelle möglich ist, als Stellvertretende Gruppenführer, Truppführer, 
Geschützführer usw. einzusetzen. Die Auffüllung der Uffz.-Lehrgänge für das 
Ausbildungsjahr 1962 hat vorwiegend aus den Neueingestellten vom 0 1 . 0 9 . 
1961 zu erfolgen. 

3. Der Bedarf an Neueinstellungen für den 28. 09. 1961 ist durch die Chefs der 
Teile und des M B zu präzisieren, danach sind durch die Chefs der M B die Auf-
lagen an die Bezirkskommandos mit dem Ziel, einer gleichmäßigen 102%igen 
Auffüllung lt. Stellenplan, zu verändern. 
Die Kommandeure und Politorgane haben zu gewährleisten, daß die neueinge-
stellten Armeeangehörigen ab 10. 11. 1961 im Bestand der Gruppen, Bedienun-
gen und Besatzungen Aufgaben erfüllen können. 
Die Versetzung der Offiziere von den Offz . 2 6 1 -Schulen in die Truppenteile ist 
bis zum 15. 10. 1961 zu beenden. 

4. Für das Inkrafttreten der neuen Stellenpläne werden folgende Termine festge-
legt: 
(1) M f N V 2 6 2 und J.andstreitkräfte (außer N a . - B . 2 « der M B ) 01. 10. 1961 
(2) Na. -B . der M B 20. 10. 1961 
(3) Volksmarine 0 1 . 1 1 . 1 9 6 1 
(4) L S K / L V 2 6 4 0 1 . 1 2 . 1 9 6 1 
Dabei sind ergänzend zu meinem Befehl Nr. 58/61 folgende Neuaufstellungen 
und Umgliederungen durchzuführen: 
a) Neuaufstellungen 
- sst. 2 6 5 Leitungsbau-Kp. 17; Standort: Potsdam, Behlert Str. 
- sst. Nachrichten-Kp. 16; Standort· Niederlehme 

Verantwortlich: Chef Nachrichten des M f N V 
- sst. Leitungsbau-Kp. 3; Standort: Leipzig, Schumannstr. 
- sst. Leitungsbau-Kp. 5; Standort: Fünfeichen 

Verantwortlich: Chef der M B 
- sst. Straßen- und Brückenbau-Ausb.-Btl . 2 6 6 3; Standort: Gera 
- sst. Straßen- und Brückenbau-Ausb.-Btl . 5; Standort: Prenzlau, Karl-Marx-

Str. 
Verantwortlich Chef der M B 

b) Umgliederung 
- das LAB 2 6 7-Transportwesen zum Eisenbahnpionier-Rgt. 2 2 6 8 

Verantwortlich: Chef Transportwesen 
Termin: bis 15. 10. 1961 
Die Kontrolle über das Inkrafttreten der neuen Stellenpläne, der Neuaufstellun-
gen und Umgliederung übertrage ich meinem Stellvertreter und Chef des 
Hauptstabes. 

-">' O f f z . - Off iz ier . 
2 6 2 M f N V - Minister ium für Nat iona le Verteidigung. 
2 6 3 N a . - B . - Nachr ichtenbata i l lon . 
2 6 4 L S K / L V - Lufts tre i tkräf te/Luftverte idigung. 
2 6 5 sst. - selbständig. 
2 6 6 A u s b . - B t l . - Ausbi ldungsbatai l lon. 
2 6 7 L A B - Lehrausbi ldungsbatai l lon. 
2 6 8 Rgt . - Regiment . 
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5. Im Monat November/Dezember ist die reale Entfaltung bzw. Neuaufstellung 
folgender Führungsorgane, Verbände und Truppenteile zu üben: 
- Armee- und Armeekorps-Kommando 
- eine Straßen-Kommandanten-Brigade 
- ein st.269 Nachrichtentruppenteil 
- ein Flugplatz-Pionier-Bataillon 
- vier Kfz.-Transport-Kolonnen 
- zwei Sanitäts-Transport-Kompanien 
Zusätzlich ist die Realität der Pläne und die Bereitschaft 
- zur Umgliederung von Krankenhäusern in örtliche Lazarette 
- zur Ubergabe der T/S270-Reserven an die Vereinigten Streitkräfte 
- zur Durchführung von Hauptinstandsetzungen in den festgelegten Betrieben 
zu überprüfen. 

6. Ab 1. 11. 1961 sind die Maßnahmen der erhöhten Gefechtsbereitschaft (Anlage 
Nr. 1) zu gewährleisten. 
Die von mir am 12. 08. 1961 befohlenen Maßnahmen der erhöhten Gefechtsbe-
reitschaft (G-Kdos-Tgb.-Nr.: Va/194/61271) treten am 31. 10. 1961 außer Kraft. 

7. Zur Durchführung der Uberprüfung der Gefechtsbereitschaft bis Ende 1961 hat 
mir mein Stellvertreter und Chef des Hauptstabes bis zum 25,09.1961 einen 
Plan zur Bestätigung vorzulegen. 
Bei der Überprüfung der Gefechtsbereitschaft sind die Hauptkonzentrierungs-
(Hauptbereitschafts-) Räume zu beziehen. Besondere Aufmerksamkeit ist zu 
richten auf: 
- die schnelle Alarmierung und Benachrichtigung an Sonn- und Feiertagen 
- Verbesserung und Beschleunigung der Waffen-, Munitions- und Geräteaus-

gabe 
- die allseitige Gefechtssicherstellung, besonders des Schutzes vor Massenver-

nichtungsmitteln bei Auslösung von Gefechtsalarm 
- die ständige und ununterbrochene Führung, besonders durch die Komman-

dos der Teile und MB sowie Verbandsstäbe. 
8. Auf dem Gebiet Nachrichten sind folgende Maßnahmen durchzuführen: 

(1) Im Monat Oktober 1961 ist in Form einer Schaltübung die kurzfristige 
Übergabe und Übernahme von Nachrichtenkanälen aus dem Fernmeldenetz 
der Deutschen Post zu üben. 

(2) Bis zum 15. 10. 1961 sind die Militärnachrichtenkommandanturen entspre-
chend dem Plan zu entfalten. 

(3) Der Zustand der bestehenden Nachrichtenverbindungen in den Hauptrich-
tungen ist bis zum 1. 11. 1961 zu überprüfen. 

2 6 9 st. - ständiger. 
270 T/S - Treibstoff/Schmierstoff . 
271 In der Nach t vom 12. zum 13. 8. 1961 wurde für die gesamte NVA Alarm ausgelöst und 

Maßnahmen der erhöhten Gefechtsbereitschaft befohlen. Vgl. BA-MA, DVW-1/6284, Bl. 
24-26, Maßnahmen der erhöhten Gefechtsbereitschaft , 12. 8. 1961. Hinweise auf Gefechts-
alarm bei der GSSD finden sich in: Die Flucht aus der Sowjetzone, S. 76. 
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(4) Die nachrichtenmäßigen Übergänge zur VRP 2 7 2 und CSSR 2 7 3 sind bis 1. 11. 
1961 zu schließen und für die militärische Nutzung vorzubereiten. 

Verantwortlich: Mein Stellvertreter und Chef des Hauptstabes 
9. Die Wachsamkeit und die Aufklärungstätigkeit ist zu verstärken. 

10. Auf das Ministerium für Verkehrswesen ist verstärkt Einfluß zu nehmen zur 
Durchführung folgender Maßnahmen: 
(1) Die Brückenkonstruktion zur Doublierung der Ubergänge Guben und Mus-

kau sind bis 1. 11. 1961 vorzubereiten und in der Nähe zu lagern. Die Zu-
gänge, zu den zur Doublierung vorgesehenen Ubergängen sind bis 1.11. 
1961 vorzubereiten, wenn örtlich möglich, auszubauen. 

(2) Die Konstruktion für die restlichen Neiße-Übergänge sind bis 31.12. 1961 
vorzubereiten. 

(3) Sicherstellung der Instandhaltung der festgelegten Verkehrswege und Umge-
hungsmöglichkeiten und ihre militärische Nutzung ab 1. 11. 1961. 

(4) Erfassung aller schwimmenden Mittel der D D R mit einer Tragfähigkeit von 
20 t und höher und ihre Vorbereitung zur Doublierung von Übergängen. 

11. Die Bezirks- und Kreiskommandos sind mit Wirkung vom /. 12.1961 in Wehr-
bezirks- und Wehrkreiskommandos umzubenennen. Die sich daraus ergeben-
den Änderungen sind durch meinen Stellvertreter und Chef des Hauptstabes 
anzuweisen. 

12. Der Bedarf der NVA an Bewaffnung, Ausrüstung, Versorgungsgütern, Lager-
und Instandsetzungskapazität aus der Volkswirtschaft ist durch die Chefs der 
Teile der NVA, der Dienstbereiche, Waffengattungen und Verwaltungen bis 
zum 15.10.1961 zu präzisieren. 
Durch den Chef Rückw.274 Dienste des Ministeriums für Nationale Verteidi-
gung sind die Bedarfsrechnungen an Versorgungsgütern, Lager- und Instandset-
zungskapazitäten zu koordinieren. 

13. Ab 1. 11. 1961 sind 50 % der Feuerabteilungen der Fla-Raketen2 7 5 im dienst-
habenden System mit einer Bereitschaft von 6-11 Minuten einzusetzen. 
Durch praktische Flüge ist die Organisation der Gefechtsstarts von den Aus-
weich- und Manöverflugplätzen zu überprüfen. Auf allen Flugplätzen, die für 
Manöver vorgesehen sind, sind die Vorräte an materiell-technischen Mitteln 
aufzufüllen und die Bereitschaft des technischen Bestandes, der dort stationier-
ten Truppenteile zur Bedienung der Jagdflugzeuge mit Raketen-Bewaffnung, zu 
überprüfen. 
Im Monat September/Oktober 1961 ist mit dem gesamten fliegenden Personal 
das Befliegen der Flugplätze des Zusammenwirkens abzuschließen. 
Das Befliegen der Funkmeßstationen aller Waffengattungen und die Festlegung 
der realen Auffassungszonen in großen und niedrigen Höhen ist durchzufüh-
ren. 
Verantwortlich: Mein Stellvertreter und Chef LSK/LV 

2 7 2 V R P - Volksrepublik Polen. 
2 7 3 t S S R - Ceskoslovenskä Socialisticki Republika (Tschechoslowakische Sozialistische Re-

publik) 
2 7 4 Rückw. - Rückwärtige. 
2 7 5 Fla-Raketen - Flugabwehrraketen. 
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14. Der Gefechtsdienst der Schiffe in den Verbänden ist zu organisieren. Ab 1. 11. 
1961 sind Kontrollübungen zur Uberprüfung der Gefechtsbereitschaft der 
Schiffe mit faktischer Anwendung der Waffen und der Zuführung von Munition 
u. a. Versorgungsarten durchzuführen. 
Verantwortlich: Chef der Volksmarine 

15. In Verbindung mit der bevorstehenden Lieferung der Raketen-Waffen 2 7 6 ist mit 
dem Ausbau der entsprechenden Anlagen zu beginnen. 
Verantwortlich: Mein Stellvertreter für Ausbildung und Chef der V M 2 7 7 

16. Der Chef Rückw. Dienste des M f N V hat: 
a) Maßnahmen zur Dezentralisierung der ungedeckten zentralen Lager und zur 

Lagerung der Vorräte in den erforderlichen Richtungen zu treffen. 
b) Bis zum 31. 10. 1961 eine Ordnung über die Zusammenarbeit mit den Rückw. 

Diensten der N V A und den verbündeten Armeen auszuarbeiten. 
Dabei ist von folgendem Grundsatz auszugehen: 
die mat.-technische2 7 8 und medizinische Sicherstellung der operativen und tak-
tischen Verbände, der Truppenteile der verbündeten Truppen wird durch das 
Kommando der Armeen sichergestellt, in deren Bestand sie handeln mit nach-
folgender Kompensation. 

17. Die Kampftechnik ist bis zum 1. 11. 1961 auf Winternutzung umzustellen. 
Verantwortlich: Chefs der Teile, M B und Waffengattungen 

18. Mit Wirkung vom 1 .1 . 1962 sind in den Bezirksstädten der D D R Stadtkom-
mandanten der N V A einzusetzen. 
Mein Stellvertreter und Chef des Hauptstabes hat dazu die Funktionellen 
Pflichten auszuarbeiten. 

19. Mit Wirkung vom 25. 09. 1961 treten außer Kraft 
a) Plan der Auswertung der gemeinsamen Kdo. 2 7 9-Stabsübung (G-Kdos-

Tgb.-Nr. : VIa/346/61) 
b) Plan der Überprüfung der Gefechtsbereitschaft (G-Kdos-Tgb.-Nr, : 

V/1542/61) . 
20. Dieser Befehl ist am 30. 12. 1962, außer der Urschrift, zu vernichten. 

- Armeegeneral - H o f f m a n n 

2 7 6 Hierbei handelt es sich um die 1962/63 erfolgte sowjetische Lieferung von operativ-takti-
schen Raketen des Typs R - l l / S c u d - A und taktischen Raketen des Typs L u n a / F R O G 3/5 
für die Landstreitkräfte der NVA. Beide Raketentypen waren als Einsatzmittel für Kern-
waffen vorgesehen. Die Volksmarine dagegen erhielt ab 1962 mit jeweils vier P-15/Styx-
Flugkörpern ausgerüstete Raketenschnellboote des Typs 2 0 5 / 0 s a - l sowie eine Batterie des 
Küstenraketensystems S-2/Sopka. Die Raketensysteme der Volksmarine waren nur für den 
Einsatz konventioneller Sprengköpfe ausgelegt. 

2 7 7 V M - Volksmarine. 
2 7 8 mat.-technische - materiell-technische. 
2 7 9 Kdo. - Kommando. 
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Geheime Kommandosache! 
Anlage Nr. 1 
zum Befehl 67/61 
. . . Ausf. = . . . Blatt 

Maßnahmen der erhöhten Gefechtsbereitschaft 

1. Ab Truppenteil aufwärts hat sich ein diensthabender Vertreter der Leitung stän-
dig im Objekt aufzuhalten (24-Stundendienst). 

2. Die Gefechtsstände aller Stufen der LSK/LV, Truppenluftabwehr und der Volks-
marine haben in Objekten arbeitsfähig zu sein. 

3. In jedem Truppenteil ist ein diensthabendes Bataillon (Abteilung) einzusetzen. 
4. Die Alarmdokumentation in den Stäben aller Stufen ist ständig zu überprüfen 

und auf dem laufenden zu halten. Die zur Alarmierung und Benachrichtigung 
erforderlichen Nachrichtenverbindungen sowie die Signalanlagen innerhalb der 
Objekte sind zu kontrollieren. 

5. Urlaubssperre ist anzuordnen. Urlauber und Kommandierte sind zurückzuru-
fen. Ausgang im beschränkten Umfang innerhalb des Garnisonsbereiches kann 
gewährt werden. 

6. Die Ausbildungsmaßnahmen sind nur in den Objekten oder in ihrer unmittel-
baren Nähe durchzuführen. 

7. Alle Waffen u.a. technischen Mittel sind zu entkonservieren und in einsatzbe-
reiten Zustand zu versetzen. 

8. Sämtliche Gefechts- und Transportfahrzeuge sowie Aggregate sind mit Kraft-
stoff aufzufüllen. 

9. Alle beweglichen Vorräte in den Verbänden und Truppenteilen sind zu verladen. 
10. Truppenteile und Einheiten, die sich zur Durchführung von Übungen, Ge-

fechtsschießen oder anderen Maßnahmen nicht in den Objekten befinden, sind 
unverzüglich zurückzurufen bzw. am Ort der Übung in volle Gefechtsbereit-
schaft zu versetzen. 

11. Die Rückw. Dienste haben sich auf die ununterbrochene Sicherstellung der Ver-
sorgung und Betreuung der Truppen vorzubereiten. 

12. Die Bewachung der Objekte, insbesondere Stäbe, Nachrichtenzentralen, Parks 
usw. ist zu verstärken. Der Standortstreifendienst ist besonders festzulegen und 
durchzuführen. 

13. Bei Notwendigkeit sind zur Bewachung von Brücken über große Wasserhinder-
nisse entsprechende Einheiten festzulegen. 

14. In der Volksmarine hat der Bereitschaftsdienst die 2. Bereitschaftsstufe herzu-
stellen. Der Vorpostendienst ist durchzuführen. 

15. Die funktechnische Aufklärung und -Beobachtung des Luft- und Seeraums ist 
verstärkt zu führen. In den MB sind die funktechnischen Posten und Rund-
blickstationen der FR280 und FA281 zu entfalten. 

280 f r - Flakregimentcr. 1961 unterstand jedem der zwei Militärbezirke ein eigenes Flakregi-
ment. 

281 FA - Flakabteilungen. 1961 unterstand jeder der sechs NVA-Divisionen eine eigene Flak-
abteilung. 
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16. Die Verbindung zu den benachbarten sowjetischen Stäben ist ständig zu ge-
währleisten. 

17. Die bereitgestellten Reservezüge, einschließlich des Lok- und Begleitpersonals, 
sind in ständiger Einsatzbereitschaft zu halten. 

18. In allen Truppenteilen der LSK/LV sind kaserniert unterzubringen: das flie-
gende Personal (in Abhängigkeit von der Anzahl der vorbereiteten Flugzeuge 
unter Berücksichtigung von Reservebesatzungen), das ingenieur-technische 
Personal der Geschwader, die Offiziere des Stabes, die Angehörigen der selb-
ständigen Bataillone für die fliegertechnische Sicherstellung und funktechnische 
Sicherstellung in der Anzahl, die für die Gewährleistung des Flugdienstes erfor-
derlich ist. 

Dokument 36282 

Geheim 
Exemplar Nr. 1 

A N D E N M A R S C H A L L D E R S O W J E T U N I O N 2 8 3 

Genossen M A L I N O W S K I , R.Ja. 
Ich berichte über die Lage in Berlin um 15.00 Uhr am 25.10. diesen Jahres, auf 
Grundlage eines Telefongespräches mit den Generälen Belik2 8 4 und Abramow. 
Am 25. 10. um 09.25 Uhr diesen Jahres setzte eine Grenzerabteilung der Deutschen 
Demokratischen Republik am Grenzkontrollpunkt Friedrichstraße einen amerika-
nischen Personenkraftwagen mit Zivilpersonen fest. Sofort danach ging ein ameri-
kanischer Offizier zum Grenzkontrollpunkt und erklärte in ultimativer Form, daß 
wenn die Grenzer der D D R das Fahrzeug nicht innerhalb einer Stunde in das De-
mokratische Berlin durchlassen, es mit Gewalt durchgebracht wird. 
Am 25. 10. um 10.00 Uhr trafen im erwähnten Bereich erste amerikanische Panzer 
ein und bis 14.00 Uhr befanden sich in einer Entfernung von 50 bis 60 Meter vom 
Kontrollpunkt 10 Panzer (zwei von ihnen mit Planierschaufeln auf der Mitte der 
Friedrichstraße), ebenfalls fuhren dort drei Jeeps und vier gepanzerte Mannschafts-
transportwagen auf. 
A m 25. 10. um 12.50 Uhr bewegten sich über den Grenzkontrollpunkt Friedrich-
straße fünf Jeeps mit jeweils vier Bewaffneten, um das amerikanische Fahrzeug mit 
den Zivilpersonen zu begleiten. Die gesamte Fahrzeuggruppe drang etwa 200 Meter 

2 8 2 R G A N I , 5/30/367, Bl. 162 f., Bericht von Generaloberst S.P. Ivanov an den Verteidigungs-
minister der U d S S R Marschall R.Ja. Malinovskij, 25. 10. 1961. 

2 8 3 Auf dem Dokument befindet sich folgender handschriftlicher Vermerk: „An Genossen N.S. 
Chruscev zu senden. Malinovskij - 2 5 . 10. 1961". 

2 8 4 Belik, Petr Alekseevic (1909-1980). Armeegeneral (1969) - 1. Stellv. Oberbefehlshaber der 
GSSD. 1953 Abschluß an der Militärakademie des Generalstabes. 1960-1966 1. Stellv. 
Oberbefehlshaber der Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland. 1966-1978 
Chef des Militärbezirkes Transbaikal, dann bis 1979 Oberbefehlshaber des T V D (strategi-
schen Operationsgebiets) Fernost. 
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auf das Territorium des Demokratischen Berlins vor und kehrte dann zurück. Dabei 
gab es keine Zwischenfälle. Zur gleichen Zeit wurde der Grenzkontrollpunkt von 
zwei amerikanischen Hubschraubern überflogen. 
Um 15.00 Uhr am 25. 10. wurde die gesamte amerikanische Garnison in Gefechts-
bereitschaft versetzt: Ausbildung und Übungsschießen wurden eingestellt, Kampf-
technik aufgefahren, der Personalbestand befindet sich in Nähe der Technik. 
Im Stationierungsraum der 2. und 3. Kampfgruppe285 fuhren 6 Panzer auf, 5 Panzer 
befinden sich auf dem Appellplatz der Panzerkompanie286 und fünf Panzer bewe-
gen sich in Richtung Norden zur Autobahn Berlin-Marienborn. 
Im englischen oder französischen Sektor wurde kein Alarm bei den Streitkräften 
beobachtet, lediglich die Patrouillen am Brandenburger Tor und am Potsdamer 
Platz wurden verstärkt (um bis 15-20 Mann). 
Im Bereich des Tiergartens befinden sich vier amerikanische287 gepanzerte Mann-
schaftstransporter, zwei rückstoßfreie Geschütze und vier Lastkraftwagen. 
Der Kommandant des amerikanischen Sektors bat um ein Treffen mit unserem 
Kommandanten. 
Das Treffen wird um 17.00 Uhr stattfinden, 
Marschall der Sowjetunion K O N E W hat persönlich über das Telefonsystem 
„VC" 2 8 8 folgende Anweisungen an Generalleutnant Belik gegeben: 
1. Am Grenzkontrollpunkt ist ein sowjetischer Offizier zu postieren. 
2. Der Kommandant Berlins Oberst Solowjow289 hat entschieden mit dem ameri-

kanischen Kommandanten zu sprechen. 

Iwanow 
25. Oktober 1961 Generaloberst S.P. Iwanow290 

2 S 5 Amerikanische Truppenverbände jeweils in Bataillonsstärke, die in der McNair-Kaserne in 
Berlin-Lichterfelde stationiert waren. 

286 D ; e ; n West-Berlin befindliche „F" Panzerkompanie des 40. US-Panzerregiments war in der 
Turner-Kaserne in Berlin-Dahlem untergebracht. 

21(7 D a der Tiergarten zum britischen Sektor gehörte, müßte es sich hierbei eigentlich um Ein-
heiten der britischen Berlin Indepent-Brigade-Group gehandelt haben. 

288 v c (vysokoj castotv) - Hochfrequenz. Offizielle sowjetische Bezeichnung für das als ab-
hörsicher geltende Regierungsfernmeldesystem der U d S S R . 

2 8 9 Solov'ev, Andrej I. (?-?) . Generalmajor (1962) - Stadtkommandant. Vom 9. Mai 1961 bis 
zum 22. August 1962 sowjetischer Stadtkommandant von Berlin. 

2 9 0 Ivanov, Semen Pavlovic (1907-1993) . Armeegeneral (1968) - Stellv. Generalstabschef. 1939 
Abschluß an der Frunse-Militärakademie, im 2. Weltkrieg Stabschef verschiedener Fronten. 
1948-1952 Stabschef der G S S D , dann Stabschef des Militärbezirkes Odessa. 1953-1956 
Stabschef des Militärbezirkes Moskau, 1956-1959 Stabschef des Militärbezirkes Kiew. 
1959-1962 Stellv. Chef des Generalstabes der Sowjetarmee. 1963 abgelöst und zum Chef des 
Militärbezirkes Sibirien ernannt. A b 1968 Leiter der Militärakademie des Generalstabes, 
1973 zur Gruppe der Generalinspekteure des Verteidigungsministeriums der U d S S R ver-
setzt. 
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Geheim 
Exemplar Nr. 1 

Protokoll des Gespräches 
zwischen dem Kommandanten der Garnison der sowjetischen Streitkräfte in Berlin 
Oberst Solowjow und dem Kommandanten des amerikanischen Sektors in Berlin 

Generalmajor Watson, vom 25. Oktober 1961 

General Watson 2 9 2 : Ich bin zu Ihnen wegen eines ernsten Gespräches gekommen. 
Wie Ihnen bekannt ist, besteht gegenwärtig am Grenzkontrollpunkt Friedrich-
straße eine sehr ernste Situation, die dadurch entstanden ist, daß die Ost-Berliner 
Polizei ohne jede gesetzliche Grundlage versucht, amerikanisches Personal bei der 
Durchfahrt nach Ost-Berlin zu kontrollieren. Als ich am 26. August bei Ihnen war, 
haben wir diese Frage erörtert und Sie haben mir damals erklärt, daß es keine Hin-
dernisse für die Bewegung des amerikanischen Personals geben würde. 

Oberst Solowjow: Wie Ihnen bekannt ist, bestehen für die Bewegungen von ameri-
kanischem Militärpersonal keine Hindernisse. 

General Watson: Sie versicherten mir damals, daß es keine Behinderungen bei den 
Bewegungen von amerikanischem Personal geben würde. 

Oberst Solowjow: Damit war das amerikanische Militärpersonal gemeint, es kann 
die Grenze ungehindert passieren. 

General Watson: Wir meinen, daß Personen, die sich in Fahrzeugen mit amerikani-
schen Nummern befinden, keiner Kontrolle unterliegen. Darüber hatte mein Poli-
tikberater Herr Trivers2 9 3 am 17. Oktober ein Gespräch mit Oberstleutnant Lasa-
rew 2 9 4 . A m 22.10. wurden unsere Fahrzeuge am Grenzübergang Friedrichstraße 
festgehalten. Hinsichtlich dieser Frage fand an dem selben Tag ein erneutes Treffen 
von Herrn Sabolyk 2 9 5 mit Oberstleutnant Lasarew unmittelbar am Grenzkontroll-
punkt statt. 
Dessen ungeachtet wurde heute bei der Durchfahrt ein amerikanisches Fahrzeug 

2 9 1 R G A N I , 5 /30/367 , Bl. 167-171, Bericht des Verteidigungsministeriums der UdSSR an das 
Z K der U d S S R über das Treffen von Oberst Solov'ev und General Watson, 26. 10. 1961. 

2 9 2 Watson, Albert II (1909-1993) . Generalleutnant (1963) - Stadtkommandant. 1953-1954 
Einsatz im Koreakrieg, 1960-1961 Kommandeur der in der Bundesrepublik stationierten 3. 
US-Division, 1961-1963 amerikanischer Stadtkommandant von Berlin. 1963-1964 Befehls-
haber der 3. US-Armee, 1964-1966 Kommandierender General des I X . US-Korps , 1966 
Abschied aus dem aktiven Dienst. 

2 9 3 Trivers, Howard ( ; f 1909) . Deutschlandexperte im State Department. 1957-1961 Politischer 
Berater des amerikanischen Stadtkommandanten von Berlin. Ab 1962 Direktor der Abtei-
lung Analyse und Untersuchung des Sino-Sowjetischen Blocks im Büro für Nachrichten-
dienst und Forschung des State Departments. 

2 9 4 Lazarev (?-?) . Oberstleutnant - Mitarbeiter Stadtkommandantur. 1961 Politischer Berater 
des sowjetischen Stadtkommandanten von Berlin. 

2 9 5 Sabolyk, Robert A. (?-?) . Oberstleutnant - Militärpolizist. 1961 Chef der amerikanischen 
Militärpolizei in Berlin. 
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am Grenzkontrol lpunkt Friedrichstraße angehalten und von den Personen, die sich 
darin befanden, die Dokumente gefordert. 
Wir meinen, daß die sowjetische Militärmacht verpflichtet ist, das Viermächteab-
kommen zu erfüllen. Die USA erkennt die DDR nicht an und deshalb wird sich das 
amerikanische Personal ihren Gesetzen nicht unterordnen. 

Während unserer Treffen haben Sie den Wunsch geäußert, jede Art von Provoka-
tion zu vermeiden. Das heutige Ereignis ist ein ernster Zwischenfall , wir fordern, 
daß es keine Behinderungen bei den Bewegungen von amerikanischem Personal 
zwischen West- und Ost-Berl in gibt. Jetzt, während meiner Fahrt über den Grenz-
kontrollpunkt Friedrichstraße, sah ich dort zwei amerikanische Militärbusse, ich 
bitte zu prüfen, warum sie festgehalten werden und Anweisung zu geben, sie nach 
Ost-Berl in durchzulassen. 

Oberst Solow)ow: In der letzten Zeit haben die Provokationen von Seiten des ame-
rikanischen Personals am Grenzübergangspunkt Friedrichstraße zugenommen. 
Diese äußern sich in dem Versuch, Zivilpersonen nach Ost-Berl in einfahren zu las-
sen, ohne daß diese Dokumente vorzeigen, die ihre Zugehörigkeit [zur amerikani-
schen Mil itärverwaltung - d .U.] bestätigen. Diese Fälle ereigneten sich am 22., 23. 
und 24. Oktober. 
Den schwersten Zwischenfall gab es am Abend des 22. Oktobers, als Zivilpersonen, 
die mit dem Fahrzeug Nr. B-2000 fuhren, sich weigerten, ihre Dokumente vorzu-
zeigen und ihnen deshalb auf gesetzlicher Grundlage die Einreise in das Demokra-
tische Berlin nicht gestattet wurde. Daraufhin drang der Chef der amerikanischen 
Militärpolizei Oberstleutnant Sabolyk zusammen mit neun bewaffneten Soldaten 
auf das Territorium der DDR vor. Dieser zum Himmel schreiende Akt einer be-
waffneten Provokation wiederholte sich innerhalb einer halben Stunde. 
Am 25. 10. um 7.45 wurde im Bereich des Grenzübergangs Friedrichstraße durch 
das amerikanische Militärpersonal eine neue, und in ihren Folgen noch gefährli-
chere, bewaffnete Provokation vorbereitet und durchgeführt . Ein Fahrzeug mit Zi-
vilpersonen, das auf gesetzlicher Grundlage durch die Polizei der DDR festgehalten 
wurde, überquerte die Sektorengrenze unter dem Schutz von fünf Jeeps, in denen 
sich 20 bewaffnete und zum Kampf bereite Soldaten befanden. Nur die kaltblütige 
Selbstbeherrschung der Polizei der DDR verhinderte fatale Folgen dieses Zwi-
schenfalls. Sie sollten verstehen, daß derartige Handlungen seitens der amerikani-
schen Besatzungsstreitkräfte nicht zu einer Verbesserung der Situation in Berlin 
führen, sondern diese lediglich verschärfen. 

Das Vordringen bewaffneter amerikanischer Soldaten auf das Territorium des De-
mokratischen Berlins ist unvereinbar mit den existierenden Beziehungen zwischen 
Staaten und der Lage in Berlin, in Verbindung damit erhebe ich entschiedenen Pro-
test und verlange, unverzüglich die Provokationen an der Sektorengrenze einzustel-
len. Im Wiederholungsfall könnten diese zu sehr gefährlichen Folgen führen, die 
Verantwortung hierfür würde allein bei der amerikanischen Mil itärmacht in Berlin 
liegen. 

General Watson: Ich erkläre nochmals, daß das Festhalten von amerikanischem Per-
sonal am Grenzkontrollpunkt Friedrichstraße ernsten Charakter hat, dies ist eine 
sehr prinzipielle Frage, hier wird unser Prestige berührt. Ihre Bemerkungen werde 
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ich meiner Regierung darlegen, aber bei der Wiederholung von ungesetzlichen 
Handlungen seitens der Ost-Berliner Polizei werden wir gezwungen sein, noch 
schärfere Maßnahmen zu unternehmen. 
Ich bitte Sie, daß bis zur Regulierung der Frage der Paßordnung für das amerikani-
sche Personal von Ihnen ein Posten am Grenzübergang Friedrichstraße aufgestellt 
wird, dem unser Personal ohne Frage seine Dokumente zeigen wird. Ich wiederhole 
nochmals, daß Fahrzeuge mit amerikanischen Nummern und die Personen, die sich 
in ihnen befinden, ungehindert Durchfahrt erteilt werden sollte. 

Oberst Solowjow: Amerikanisches Personal in Uniform unterliegt, wie mir bekannt 
ist, keiner Kontrolle und wurde niemals von der Polizei der D D R am Kontroll-
punkt festgehalten, was Personen in Zivilkleidung betrifft, so sollen diese nach den 
entsprechenden Verordnungen der Regierung der D D R ihre Dokumente den 
Grenzpolizisten vorzeigen, so daß diese sich versichern können, ob die Person zum 
amerikanischen Personal gehört. Unsere sowjetischen Bürger, die mir unmittelbar 
unterstellt sind, die im Gefängnis in Spandau2 9 6 arbeiten sowie bei anderen Behör-
den, unterliegen bei der Einfahrt nach West-Berlin der Kontrolle durch die West-
Berliner Polizei, und wir haben niemals dagegen protestiert. Was die Aufstellung 
eines unserer Posten am Grenzübergangspunkt Friedrichstraße betrifft, so ist dieses 
in den existierenden Übereinkünften nicht vorgesehen und auch nicht nötig, weil 
die Festlegung des Ausweisregimes ausschließlich in der Kompetenz der Regierung 
der D D R liegt. Ich sollte Ihnen mitteilen, daß Ihr Militärpersonal am Grenzüber-
gang Friedrichstraße unsere Militärfahrzeuge anhält, unbeachtet davon, ob sich in 
ihnen Offiziere befinden, und wir haben in diesen Fällen nicht bei Ihnen protestiert. 

General Watson: Dieser Fall ist mir nicht bekannt, dies wurde ohne meine Erlaubnis 
getan. Ich werde dies überprüfen und Anweisung dafür geben, daß sich dieses nicht 
wiederholt. 

Oberst Solowjow: Sie sehen, daß diese Handlungen des amerikanischen Personals 
und der West-Berliner Polizei bei den Einheiten der sowjetischen Garnison in Ber-
lin keinen Alarm ausgelöst haben und nicht zur Verlegung von militärischem Gerät 
an die Grenze geführt haben, wie dieses, gerade herausgesagt, heute unüberlegter-
weise seitens der amerikanischen Garnison getan wurde. Ihre Fahrzeuge, in denen 
sich Personen in Uniform befinden, wird niemand anhalten. Ich wiederhole noch-
mals, es geht ausschließlich um Personen in Zivilkleidung, sie sind verpflichtet an 
der Grenze ihre Dokumente zu zeigen, und dann wird es keine Zwischenfälle ge-
ben. 

Oberst Watson: Ich möchte ihre Aufmerksamkeit darauf lenken, daß eine ver-
schärfte und strengere Kontrolle am Grenzübergangspunkt Friedrichstraße erst in 
den letzten Tagen eingeführt wurde. 

Oberst Solowjow: Wie Ihnen bekannt ist, wurde die Kontrolle des Verkehrs zwi-
schen West-Berlin und dem Demokratischen Berlin durch die Regierung der D D R 
nach dem 13. August eingeführt; Neues gibt es hier nicht; die Polizei der D D R führt 

2 9 6 Im West-Berliner Bezirk Spandau befand sich das alliierte Kriegsverbrechergefängnis, das 
im regelmäßigen Wechsel von Soldaten der vier Siegermächte bewacht wurde. 
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lediglich die existierenden Instruktionen ihrer Regierung aus. Hinsichtlich des Fest-
haltens ihrer Busse ist mir absolut nichts bekannt, sie können nur festgehalten wer-
den, wenn sich Personen in Zivilkleidung weigern, ihre Dokumente vorzuzeigen. 

General Watson: Personen, die sich in diesen Bussen befinden, gehören zum ameri-
kanischen Personal, ganz gleich womit sie bekleidet sind. 

Oberst Solowjow: Ich kann Ihre Aufmerksamkei t nur nochmals darauf lenken, daß 
die Gesetze der DDR durch uns und Sie respektiert werden müssen, dann wird es 
keine Zwischenfälle geben. 

General Watson: Ich erkläre nochmals, die Angelegenheit liegt nicht beim Vorzei-
gen von Dokumenten, das Wichtigste besteht in der Grundsätzl ichkeit dieser Frage, 
mir ist nicht klar, weshalb in letzter Zeit eine derart strenge Kontrolle eingeführt 
wurde, in einer Zeit, in der unsere Regierungen Gespräche über Berlin führen. 

Oberst Solowjow: Die Verfügungen über die Kontrolle von Zivilpersonen bestan-
den bereits früher. Es ist offensichtlich, daß in letzter Zeit Ihre Leute verstärkt in Zi-
vilkleidung in das Demokratische Berlin fahren. Früher habe ich Sie nicht über die 
Festlegungen bei der Überquerung der Sektorengrenze informiert, die Verfügungen 
existierten bereits vorher. 

General Watson: Die Zahl der Personen, die in Zivi lkleidung die Grenze überque-
ren, hat sich nicht erhöht. Mir ist unverständlich, weshalb eine solche Strenge einge-
führt wurde. Ich bitte Sie, auf die entsprechenden Instanzen in der DDR einzuwir-
ken, damit am Grenzkontrol lpunkt Friedrichstraße das amerikanische Personal 
ungehindert passieren kann. 

Oberst Solowjow: Soweit mir bekannt ist, gab es am Regime der Ausweiskontrol le 
am Kontrollpunkt Friedrichstraße keine Änderungen. Ich weise Sie nochmals dar-
auf hin, daß es für amerikanisches Militärpersonal keine Behinderungen bei der Ein-
reise in das Demokratische Berlin gibt. Es gibt auch keine Behinderungen für ame-
rikanisches Personal in Zivilkleidung, in dem Fall, wenn sie beim Überqueren der 
Grenze Dokumente vorzeigen, die ihre Identität bestätigen. Ich hoffe, daß es bei der 
Erfüllung dieser Formalität keine Mißverständnisse geben wird. Ich bitte Sie, diese 
Frage zu regulieren. 

General Watson: Ich werde in dieser Frage meiner Regierung berichten und hoffe, 
daß Sie das ebenfalls tun werden. 

26. Oktober 1961 S.P. Iwanow 
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Dokument 38297 

Geheim 
Exemplar Nr. 1 

A n d a s Z K d e r K P d S U 

Ich berichte: 
1. Die Situation in der Deutschen Demokratischen Republik und in Ost-Berlin war 
während des 26. Oktobers und in der Nacht zum 27. Oktober unverändert. 
2. Die Streitkräfte der Westmächte und die West-Berliner Polizei setzten ihre Auf-
klärungstätigkeit und Patrouillen entlang der Sektorengrenze und am Ring um 
West-Berlin fort. Außerdem wird die Grenze durch Bodenposten und Hubschrau-
ber beobachtet. 
Die amerikanische Militärpolizei setzte ihre Patrouillen auf der Autobahn Helm-
stedt-Berlin mit vier Fahrzeugen fort. 
3. Am 26. 10. um 16.15 Uhr verletzte ein amerikanischer Hubschrauber die Sekto-
rengrenze und drang auf das Territorium des demokratischen Sektors in Berlin bis 
zum Gebiet Karlshorst vor. 
A m 26. 10. um 17.00 Uhr fuhren am Grenzkontrollpunkt Friedrichstraße 12 ameri-
kanische Panzer und 7 Jeeps mit Soldaten auf. In zwanzig Meter Entfernung vom 
Kontrollpunkt wurden auf westlicher Seite 10 Filmkameras aufgebaut. 
U m 18.20 Uhr zogen sich die Panzer und Fahrzeuge mit Ausnahme von zwei Jeeps 
in den rückwärtigen Raum West-Berlins zurück. 
Am 26. 10. um 17.50 Uhr überquerte ein amerikanisches Fahrzeug mit zwei Zivil-
personen und begleitet von drei Jeeps mit bewaffneten Soldaten den Kontrollpunkt 
Friedrichstraße, drang 200 Meter auf das Territorium des Demokratischen Berlins 
vor und kehrte dann zurück. 
A m 26. 10. um 13.00 U h r patrouillierten im Bereich des sowjetischen Ehrenmals im 
Tiergarten zwei gepanzerte Mannschaftstransporter, zwei rückstoßfreie Geschütze 
und vier Lastkraftwagen mit Soldaten der englischen Streitkräfte. 
4. Am 26. 10. um 21.00 Uhr protestierte der Kommandant der sowjetischen Streit-
kräfte in Berlin beim Kommandanten des amerikanischen Sektors in West-Berlin 
gegen die unzulässigen Flüge amerikanischer Hubschrauber über dem Demokrati-
schen Berlin sowie gegen die fortgesetzten provokativen Handlungen der Amerika-
ner am Grenzübergang Friedrichstraße. 
Der Text des Protestes und die Antwort darauf sind beigefügt2 9 8 . 
5. Während der vergangenen 24 Stunden flogen aus den U S A nach Europa 19 Flug-
zeuge des Typs B -47 2 9 9 , gleichzeitig kehrten 9 B-47 in die Vereinigten Staaten zu-
rück. 

2 9 7 R G A N I , 5/30/367, Bl. 174 ff., Bericht des Verteidigungsministeriums der UdSSR an das ZK 
der U d S S R über die Situation in Berlin und der D D R , 27. 10. 1961. 

2 9 8 Vgl. ebenda, Bl. 177 f. (hier nicht dokumentiert). 
2 9 9 Boeing B - 4 7 Stratojet. Das sechsstrahlige Flugzeug, das eine Bombenlast von mehr als 20 

Tonnen über eine Reichweite von 5800 km befördern konnte, bildete in den 50er und An-
fang der 60er Jahre das Rückgrat des Strategischen Luftkommandos (SAC) der USA. 
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Am 27. 10. um 06.00 Uhr befanden sich auf den Luftbasen außerhalb der USA: 
- im europäischen Raum 163 B-47 (in England - 65, in Spanien - 67, in Marokko -

31) 
- in Fernost 54 B-47 und 3 B-52300 (in Alaska 24 B-47 und 1 B-52, in Japan 6 B-47, 

auf den Inseln im Stillen Ozean 24 B-47 und 2 B-52). 
Uber den USA patrouillierten in der Luft 10 Flugzeuge des Typs B-52. 
6. Folgende Manöver werden fortgesetzt: 
- Übungen von Verbänden des 7. Armeekorps 3 0 1 der USA im Raum Bamberg, 

Nürnberg, München, Augsburg, Ansbach unter dem Codenamen „Herbst-
schild"; 

- Übung der vereinigten Seestreitkräfte der N A T O im Nordat lant ik zum Schutz 
der Seewege und zur U-Abwehr unter dem Codenamen „Sharp squall"; 

- an der Westküste der USA eine Übung der trägergestützten Angriffskräfte der 
1. US Flotte unter dem Codenamen „Strike axe". 

- eine Seeübung der US Flotte zur Eskortierung eines Konvois („Passrex") sowie 
eine Landungsübung der Marineinfanterie der USA im Bereich der Hawai i -In-
seln („Silver sword"). 

Am 26.10. endete im Raum Malta eine Übung von U-Booten und U-Abwehrkrä f -
ten der Seestreitkräfte der NATO. („Medsubasweeks") . 
7. Die Verlegungen von Einheiten der Panzerregimenter 4/68 und 3/32, die zum 
18. Luftlandekorps gehören, aus den USA in die BRD werden fortgesetzt, ferner 
werden verlegt eine Abteilung 203,2mm Haubitzen 3 0 2 und eine Abtei lung 155mm 
Haubitzen. 
8. Am 26. Oktober diesen Jahres passierten den Grenzkontrol lpunkt Marienborn 
Militärangehörige, Zivilbürger und Fahrzeuge der USA, Englands und Frankreichs: 
- nach West-Berlin - 277 Personen und 23 Fahrzeuge; 
- aus West-Berlin - 118 Personen und 23 Fahrzeuge. 
In den Luftkorridoren folgen 135 Flugzeuge, davon: 
- nach West-Berlin - 65 Flugzeuge; 
- aus West-Berlin - 75 Flugzeuge. 
9. Die Lage bei den Streitkräften der GSSD ist unverändert . 
Im Zusammenhang mit der Beteiligung von amerikanischen Panzern an den Provo-
kationen am Grenzübergang Friedrichstraße hat der Oberkommandierende der 
GSSD den Befehl gegeben, ein Panzerbatail lon des 68. Panzerregiments der 6. Mo-
torisierten Schützendivision (30 Panzer) in die Nähe dieses Gebiets zu verlegen und 

3 0 0 Boeing B-52 Stratofortress. Das ab Mitte der 50cr Jahre gebaute achtstrahlige Flugzeug 
kann eine Bombenlast von mehr als 31 Tonnen über eine Reichweite von 14000 km beför-
dern. Versionen der B-52 stehen noch heute beim S A C im Einsatz. 

3 0 1 VII. US Army Corps (Stuttgart) - im Südwesten der Bundesrepublik stationierter operati-
ver Truppenverband der zur damaligen Central A r m y Group ( C E N T A G ) gehörenden 7. 
US-Armee. Zu seinem Bestand zählten 1961: die 4. US-Panzerdivision, die 24. US-Infante-
riedivision (mechanisiert), das 2. US-Panzeraufklärungsregiment sowie selbständige Trup-
penteile und Einheiten. 

3 0 2 Haubitze: Artilleriegeschütz schweren und mittleren Kalibers für Flach- und Steilfeuer. Die 
US-Haubitzen der Kaliber 203mm und 155mm waren u.a. auch zum Verschuß von Kern-
ladungen mit einer Sprengkraft von 0,8 Kt vorgesehen. 
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in den umliegenden Straßen zu postieren. Der Einsatz des Bataillons erfolgt nur auf 
Anweisung des Oberkommandierenden der Gruppe. 
10. Am 27. 10. um 03.57 Uhr wurde mit funktechnischen Mitteln der Luftverteidi-
gung über der Insel Saaremaa303 in 11 000 Meter Höhe ein auf Ostkurs befindlicher 
und sich mit einer Geschwindigkeit von 150 km/h bewegender Ballon ausfindig 
gemacht. U m 07.10 Uhr befand sich der Ballon im Raum Nowgorod. Infolge des 
bedeckten Himmels konnten unsere Abfangjäger nicht aufsteigen. Maßnahmen zur 
Vernichtung werden mit Verbesserung des Wetters eingeleitet. 

R. Malinowski 
R. Malinowski 
M. Sacbarow 
M. Sacharow 

27. Oktober 1961 
Nr. 80814 

Dokument 39304 

Eingang Fernschreiben/Fernspruch/Funkspruch Streng geheim! Nr. 99991 
FS-Nr. 906 vom 27. 10. 1961 Dringlichkeit Blitz 

Absender: Genösse Ulbricht - Moskau 
An Polit-Büro - Genossen Matern 

Berlin, den 27. 10. 1961 

Es ist momentan noch nicht zweckmäßig, über die Besprechung zwischen General 
W a t s o n und Oberst S o l o w j o w in der Presse zu berichten. Die bisherigen An-
weisungen, daß Zivilpersonen der 3 Westmächte verpflichtet sind, Personalausweis 
vorzuzeigen, sind genau durchzuführen. 
In der Presse vertreten wir unseren prinzipiellen Standpunkt, daß in der Hauptstadt 
der D D R die Kontrolle an der Westberliner Grenze zu den souveränen Rechten der 
Staatsorgane der D D R gehört. 
Da wir die Lösung noch anderer Probleme vorbereiten, ist es nicht zweckmäßig, öf-
fentlich die 3 Westmächte in übertriebener Weise anzugreifen, damit uns andere 
Maßnahmen nicht unnötig aus Prestigegründen erschwert werden. 
Genösse Mielke ist anzuweisen, daß innerhalb von 3 Tagen ein Schlagbaum aus 
Stahl für die ganze Breite der Friedrichstraße fertiggestellt wird. Für den Zeitpunkt 
der Errichtung des Schlagbaums erfolgt besondere Anweisung. 
Oberst Solowjow hat gegenüber den Westmächten eindeutig erklärt, daß die Kon-
trolle Sache der deutschen Volkspolizei ist. Er hat protestiert gegen den Akt des 
provokatorischen Eindringens in die D D R . Er hat Gegenmaßnahmen angekündigt. 

3 0 3 Vor der estnischen Küste in der südöstlichen Ostsee gelegene Insel, die damals zum Territo-
rium der U d S S R gehörte. 

3 0 4 S A P M O - B A , D Y 30/3291, Bl. 70, Telegramm von Ulbricht aus Moskau an Matern, 27. 10. 
1961. 
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Außenminister Gromyko 3 0 5 hat den U S A Botschafter Thompson 3 0 6 zu sich gebe-
ten, um ihm eine gleiche Erklärung zu übermitteln. 

Ulbricht 

Dokument 40307 

Geheim 
Exemplar Nr. 1 

A n d a s Z K d e r K P d S U 

Ich berichte: 
1. Die Situation in der Deutschen Demokratischen Republik und in Ost-Berlin war 
während des 27. Oktobers und in der Nacht zum 28. Oktober unverändert. 
2. Die Streitkräfte der Westmächte und die West-Berliner Polizei setzten ihre Auf-
klärungstätigkeit und die Patrouillen entlang der Sektorengrenze sowie am Ring um 
West-Berlin fort. Es wurde eine Verstärkung der Posten an der Sektorengrenze und 
am Ring um West-Berlin beobachtet. 
Am 27. 10. um 17.55 Uhr wurde in der amerikanischen Garnison in Berlin Ge-
fechtsalarm ausgelöst. 
Die amerikanische Militärpolizei setzte ihre Patrouillen auf der Autobahn Helm-
stedt-Berlin mit vier Fahrzeugen fort. Von unserer Seite wurden diese Fahrzeuge 
unter ständige Kontrolle genommen, indem sie begleitet werden. 
3. Die Amerikaner setzen ihre Provokationen im Bereich des Grenzübergangs-
punktes Friedrichstraße fort: 
Am 27. 10. um 16.25 Uhr fuhren am Grenzkontrollpunkt Friedrichstraße 3 Jeeps 
und ein L K W mit 30 Soldaten auf. Hinter ihnen näherten sich 14 amerikanische 
Panzer, die vor dem Grenzübergang anhielten. Danach begleiteten die drei Jeeps mit 
jeweils vier Soldaten und fünf Soldaten zu Fuß, ohne ihre Dokumente vorzuzeigen, 
einen P K W mit Zivilpersonen durch den Kontrollpunkt und drangen einige Dut-
zend Meter auf das Territorium des Demokratischen Berlins vor. 
Auf Befehl des Stellvertretenden Oberkommandierenden der G S S D wurde zum 
Bereich des Kontrollpunktes eine Kompanie unserer Panzer geschickt. 
Nachdem sie die sich nähernden Panzer erblickt hatten, machte die gesamte Gruppe 
der Amerikaner (darunter auch die Panzer) kehrt und zog sich zurück. 

3 0 5 Gromyko, Andrej Andreevic (1909-1989) . Sowjetischer Außenminister. A b 1939 im diplo-
matischen Dienst tätig, 1943-1946 sowjetischer Botschafter in den U S A , 1952/53 Botschaf-
ter in Großbritannien, 1949-1952 und 1953-1957 stellvertretender Außenminister der 
UdSSR, 1957-1985 Außenminister der U d S S R . 1956-1989 Mitglied des Z K der KPdSU, 
1973-1988 Mitglied des Politbüros der K P d S U , 1985-1989 Vorsitzender des Präsidiums des 
Obersten Sowjets der UdSSR. 

3 0 6 Thompson, Llewellyn Ε. (1904-1972) . US-Diplomat . Seit 1929 im diplomatischen Dienst, 
Osteuropa- und Sowjetexperte. 1957-1962 und 1967-1969 US-Botschafter in der UdSSR, 
Berater Kennedys während der Berlin- und der Kuba-Krise. 

3 0 7 R G A N I , 5/30/367, Bl. 179-182, Bericht des Verteidigungsministeriums der U d S S R an das 
Z K der UdSSR über die Situation in Berlin und der D D R , 28. 10. 1961. 
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U m 19.20 Uhr wurde unsere Panzerkompanie zu ihrem Standplatz (1,5 km vom 
Kontrollpunkt) zurückgeführt. 
Während dieser Zeit versammelten sich im Bereich des Grenzübergangs auf beiden 
Seiten bis zu 200 Personen, darunter auch Fotoreporter. 
U m 19.40 Uhr fuhren am Grenzübergangspunkt Friedrichstraße erneut 8 amerika-
nische Panzer auf, woraufhin unsere Panzerkompanie ebenfalls zum Kontrollpunkt 
geschickt wurde. 
Unsere und die amerikanischen Panzer stehen sich in einer Entfernung von ca. 100 m 
mit aufeinander gerichteten Kanonen gegenüber. 
Auf Befehl des Oberkommandierenden der G S S D wurde am 28. 10. um 01.00 Uhr 
im Bereich des Operntheaters ein weiteres Panzerbataillon zusammengezogen, und 
seit dem Morgen des 28. 10. befinden sich hier 60 unserer Panzer. 
Zur Beurteilung der Lage wurde am Grenzkontrollpunkt Friedrichstraße ein Beob-
achtungspunkt des Stabes der G S S D eingerichtet, auf dem sich der Stellvertreter des 
Oberbefehlshabers der Gruppe für Gefechtsausbildung und drei Offiziere befin-
den. 
4. Am 27. 10. 61 erhielten wir die schriftliche Antwort des Chefkontrolleurs der 
amerikanischen Sektion der Berliner Luftsicherheitszentrale (BCVB), gleichzeitig 
gab der diensthabende Kontrolleur dieser Sektion unserem Vertreter eine mündli-
che Verlautbarung auf unseren Protest vom 26.10. wegen der Verletzung der Luft-
hoheit des demokratischen Berlins durch einen amerikanischen Hubschrauber. Die 
Texte der schriftlichen Antwort und der mündlichen Verlautbarung sind beige-
fügt 3 0 8 . 
A m 27. 10. um 17.00 Uhr wurde unsere Militärmission in Westdeutschland durch 
den amerikanischen Oberstleutnant Raymond 3 0 9 besucht, er teilte mit, daß am 
28. 10. um 15.00 Uhr vor der Mission eine Demonstration (ca. 100 Personen) einer 
deutschen pazifistischen Organisation stattfinden wird, diese will ein Protestschrei-
ben gegen die Atomversuche in der U d S S R übergeben. Raymond erklärte, wenn 
wir das Protestschreiben annehmen, wird sich die Demonstration rasch auflösen. 
Dem Chef unserer Militärmission wurde Anweisung gegeben, keine Proteste anzu-
nehmen und die Verantwortung für die Sicherheit der Mission dem amerikanischen 
Kommando zu übertragen. 
5. Während der vergangenen 24 Stunden kehrten aus Europa 15 B-47 in die Verei-
nigten Staaten zurück. 
A m 28. 10. um 06.00 Uhr befanden sich auf den Luftbasen außerhalb der USA: 
- im europäischen Raum 148 B-47 (in England - 59, in Spanien - 60, in Marokko -

29) 
- in Fernost 54 B-47 und 4 B-52 (in Alaska 24 B-47 und 1 B-52, in Japan 6 B-47 

und 1 B-52, auf den Inseln im Stillen Ozean 24 B-47 und 2 B-52). 
Uber den U S A patrouillierten in den vergangenen 24 Stunden 10 Flugzeuge des 
Typs B-52. 
Die Atom-Raketen-U-Boote der U S A „George Washington"3 1 0 , „Theodor Roose-

3 0 8 Hier nicht dokumentiert. 
3 0 9 Nicht ermittelt. 
3 1 0 Erste zur George Washington-Klasse gehörende Atom-Raketen-U-Boote der USA, seit 
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velt" und „Patrick Henry" setzen ihre Gefechtsfahrt im Nordmeer fort. Die „Abra-
ham Lincoln" und die „Robert Lee" befinden sich auf dem Stützpunkt Holy Loch 
(England). 
6. Folgende Manöver wurden im Verlauf des 27. 10. fortgesetzt: 
- Übungen von Verbänden des 7. Armeekorps der USA im Raum Bamberg, Nürn-

berg, München, Augsburg, Ansbach unter dem Codenamen „Herbstschild"; 
- an der Westküste der USA eine Übung der trägergestützten Angriffskräfte der 

1. US Flotte unter dem Codenamen „Strike axe". 
- eine Seeübung der US Flotte zur Eskortierung eines Konvois („Passrex") sowie 

eine Landungsübung der Marineinfanterie der USA im Bereich der Hawaii-In-
seln („Silver sword") 

- Die Übung der vereinigten Seestreitkräfte der NATO im Nordatlantik zum 
Schutz der Seewege und zur U-Abwehr („Sharp squall") wurde am 27.10. been-
det. 

7. Am 27. Oktober diesen Jahres passierten den Grenzkontrollpunkt Marienborn 
Militärangehörige, Zivilbürger und Fahrzeuge der USA, Englands und Frankreichs: 
- nach West-Berlin - 346 Personen und 34 Fahrzeuge; 
- aus West-Berlin - 280 Personen und 24 Fahrzeuge. 
In den Luftkorridoren folgen 134 Flugzeuge, davon: 
- nach West-Berlin - 67 Flugzeuge; 
- aus West-Berlin - 67 Flugzeuge. 
8. Die Lage bei den Streitkräften der GSSD ist unverändert. 
9. Am 27. 10. 61 um 19.55 Uhr verstarb im Krankenhaus des Kreml der Chef der 
Akademie des Generalstabes Armeegeneral Malandin, G.K311 . 

R. Malinowski 
R. Malinowski 
M. Sacharow 
M. Sacharow 

28. Oktober 1961 
Nr. 80818 

E n d e 1960 im Einsatz, ausgestattet mit jeweils 16 Atomraketen des Typs Polaris A l , die eine 
Reichweite von ca. 2 7 0 0 km hatten. 

3 1 1 Malandin, G e r m a n Kapitonovic ( 1 8 9 4 - 1 9 6 1 ) . Armeegeneral (1948) - Leiter der Akademie 
des Generalstabes. 1 9 4 3 - 1 9 4 5 Stabschef der 13. Armee, nach Kriegsende Stabschef der Zen-
tralen Gruppe der Streitkräfte in Osterreich. 1 9 4 6 - 1 9 4 8 C h e f des Hauptstabes der Land-
streitkräfte, 1 9 4 8 - 1 9 5 5 Stellv. C h e f des Generalstabes. 1 9 5 5 - 1 9 5 6 erneut C h e f des Haupt-
stabes der Landstreitkräfte. 1 9 5 6 - 1 9 6 1 C h e f der Akademie des Generalstabes. 
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An die 
Mitglieder des Politbüros 
Genossen Hermann Matern 

Werte Genossen! 

Dokument 41312 

Moskau, den 29. 10. 1961 

In der Frage der Sicherung unserer Grenze in Berlin gegenüber Westberlin scheint 
es ein Mißverständnis zu geben. Vor längerer Zeit wurde beschlossen, daß an den 
Hauptpunkten dieser Grenze pioniermäßig Panzerhindernisse errichtet werden sol-
len. Es wurde ausdrücklich gesagt, daß das notwendig ist westlich des Brandenbur-
ger Tors, am Potsdamer Platz und an anderen Stellen. Das ist deshalb erforderlich, 
damit der Gegner nicht in Versuchung kommt, an diesen Stellen unsere Drahthin-
dernisse niederzuwalzen und eine politische Demonstration durchzuführen. 
Leider hat das Ministerium für Nationale Verteidigung, das für diese Aufgabe ver-
antwortlich ist, diese Anordnung bisher nicht durchgeführt. Ich bin also dafür, daß 
der Minister für Nationale Verteidigung gemeinsam mit dem Minister für Staatssi-
cherheit an den politisch wichtigsten Grenzstellen solche Panzerhindernisse (Hok-
ker) errichtet. 
Gleichzeitig ist es notwendig, für die Friedrichstraße und für die anderen 6 Uber-
gänge solche Panzerhindernisse vorzubereiten. Da angenommen werden muß, daß 
bei einer zeitweisen Sperrung der Friedrichstraße Okkupationstruppen aus West-
berlin an den 6 anderen Ubergängen durchzukommen versuchen, müssen also auch 
für diese Übergänge die Vorbereitungen beschleunigt getroffen werden. Es ist not-
wendig, dafür nicht nur erfahrene Pioniere auszuwählen, sondern auch Angehörige 
der Polizei oder Aktivisten des Betonbaus, die zum gegebenen Zeitpunkt schnell 
eingesetzt werden können. 

Mit sozialistischem Gruß! 
W Ulbricht 
W. Ulbricht 

312 SAPMO-BA, DY 30/3291, Bl. 71, Brief von Ulbricht aus Moskau an Matern, 29.10. 
1961. 
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Dokument 42313 

Geheim 
Exemplar Nr. 1 

A n d a s Z K d e r K P d S U 

Ich berichte: 
1. Die Situation in der Deutschen Demokratischen Republik und in Ost-Berl in war 
während des 28., 29. Oktobers und in der Nacht zum 30. Oktober unverändert. 
2. Die Streitkräfte der Westmächte und die West-Berliner Polizei setzten ihren Pa-
trouillen- und Aufklärungsdienst entlang der Sektorengrenze und am Ring um 
West-Berlin fort. Die Beobachtung der Grenze erfolgte durch Bodenposten und 
periodische Aufklärungsflüge von Hubschraubern und Flugzeugen. Die Engländer 
richteten auf dem Gebäude des Reichstages einen Beobachtungspunkt ein. 
Im Zusammenhang mit einer Anweisung des Marschalls der Sowjetunion, Gen. I.S. 
K O N E W , sind seit dem 29. 10. 08.00 U h r Patrouillenfahrten von amerikanischen 
Fahrzeugen auf der Autobahn Berlin-Helmstedt untersagt. 
3. Am 29. 10. um 14.00 Uhr überflog ein amerikanischer Hubschrauber in 800 bis 
900 m H ö h e die Sektorengrenze im Bereich des Grenzübergangspunktes Friedrich-
straße und flog über den Karl-Marx-Platz in Richtung Brandenburger Tor wieder 
nach West-Berlin zurück. 
4. Im Bereich Friedrichstraße: 
- in der Nacht zum 28. Oktober bis um 10.50 Uhr befanden sich dort 17 amerika-

nische Panzer und eine Panzerkompanie der G S S D ; 
- am 28. 10. um 10.50 Uhr wurde unsere Panzerkompanie zum Operntheater hin 

(1,5 km nördlich des Grenzkontrollpunktes Friedrichstraße) abgezogen; 
- am 28. 10. um 12.00 Uhr zogen sich die amerikanischen Panzer in das rückwär-

tige Gebiet Westberlins zurück; 
- am 28. 10. um 16.00 versammelten sich auf West-Berliner Seite eine Menschen-

menge von 1000-1500 Personen, die um 16.30 U h r von der West-Berliner Polizei 
zerstreut wurde; 

- am 29. 10. um 14.30 Uhr kamen am Kontrollpunkt zwei Autobusse mit engli-
schem Militär- und Zivilpersonal an. Die Zivilisten verweigerten das Vorzeigen 
von Dokumenten gegenüber den Grenzern der D D R . Die Autobusse wurden 
nicht durchgelassen und kehrten nach West-Berlin zurück. U m 17.20 fuhren die 
Autobusse erneut zum Kontrollpunkt und nach der Überprüfung der Doku-
mente wurden sie in das Demokratische Berlin durchgelassen. 

Versuche der ungesetzlichen Einreise in das demokratische Berlin sowie andere 
Handlungen seitens der Amerikaner und Engländer gab es nicht. 
5. Am 28. Oktober fand in Frankfurt am Main eine Demonstration von Einwoh-
nern der Stadt statt, an der sich ca. 100 Personen beteiligten. Sie bewegte sich zur so-
wjetischen Militärmission, um einen Protestbrief gegen die Erprobung von Atom-
waffen in der UdSSR zu übergeben. Der Chef unserer Mission verbot den fünf De-

3 , 3 R G A N I , 5/30/367, Bl. 184 ff., Bericht des Verteidigungsministeriums der U d S S R an das Z K 
der UdSSR über die Situation in Berlin und der D D R , 30. 10. 1961. 
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legierten der Versammelten, sich auf das Territorium der Militärmission zu begeben. 
Es gab keine Zwischenfälle. 
6. In der Zeit vom 28. bis zum 30.10. wurden keine nennenswerten Änderungen in 
der Gruppierung der Strategischen Luftstreitkräfte der USA in Europa und Fernost 
festgestellt. 
Am 30.10. um 06.00 Uhr befanden sich auf den Luftbasen außerhalb der USA: 
- im europäischen Raum 138 B-47 (in England - 55, in Spanien - 54, in Marokko-29) 
- in Fernost 54 B-47 und 4 B-52 (in Alaska 24 B-47 und 1 B-52, in Japan 6 B-47 

und 1 B-52, auf den Inseln im Stillen Ozean 24 B-47 und 2 B-52). 
Über den USA patrouillierten in der Luft 17 Flugzeuge des Typs B-52. 
7. Vom 28. bis zum 30.10. diesen Jahres passierten den Grenzkontrollpunkt Marien-
born Militärangehörige, Zivilbürger und Fahrzeuge der USA, Englands und Frank-
reichs: 
- nach West-Berlin - 485 Personen und 43 Fahrzeuge; 
- aus West-Berlin - 550 Personen und 49 Fahrzeuge. 
In den Luftkorridoren folgen 236 Flugzeuge, davon: 
- nach West-Berlin - 118 Flugzeuge; 
- aus West-Berlin - 67 Flugzeuge. 
8. Am 28.10. endete die Militärübung des 7. Armeekorps der USA unter dem Code-
namen „Herbstschild". 
Auf dem Truppenübungsplatz Grafenwöhr (55 km nordöstlich von Nürnberg) ab-
solvieren gegenwärtig drei Raketenabteilungen der USA ihre Gefechtsausbildung. 

R. Malinowski 
R. Malinowski 
M. Sacharow 
M. Sacharow 

30. Oktober 1961 
Nr. 80837 

Dokument 43314 

MINISTERIUM 
FÜR N A T I O N A L E VERTEIDIGUNG 
- Operative Verwaltung -
G-Kdos-Tgb.-Nr.: Va/67/63 

O.U., den 1961 
Geheime Kommandosache! 
. . . Ausfertigungen 
1. Ausfertigung = 4 Blatt 

Aktennotiz 

Betr.: Stand der Erfüllung des Befehls 67/61 des Ministers für Nationale Vertei 
digung 

314 BA-MA, DVW-1/18791, Bl. 34-37, Aktennotiz von Oberst Skerra über den Stand der Er 
füllung des Befehls 67/61, ohne Datum (Ende November/Anfang Dezember 1961). 
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Nach Rücksprache mit dem 
- Stellv. des Chefs des Hauptstabes für Organisation 
- Chef Nachrichten 
- Chef Transportwesen 
- Stabschef der Rückw. Dienste 
- Stellv. des Chefs des Stabes für op. Fragen des Kommandos LSK/LV 
- Leiter Operativ des Kommandos Volksmarine 
ergibt sich folgender Stand der Erfüllung: 

Zu 1.: 
Entsprechende Anordnungen wurden herausgegeben. 
Zu 2.: 
Die Regelung der Entlassungen erfolgte durch die Anweisung 7/61 des Ministers 
für Nationale Verteidigung. 
Die Auffüllung der Uffz . -Ausb.-Rgt . 3 1 5 erfolgte termingemäß. 
Zu 3.: 
Erfüllt. 
Zu 4.: 
Inkrafttreten der Stellenpläne ist erfolgt bzw. gewährleistet (LSK/LV) . 
Die Neuaufstcllung der Leitungsbau- und Nachrichtenkompanie ist erfolgt, jedoch 
nur mit Ausbildungstechnik. 
Die Aufstellung der Straßen- und Brückenbau-Ausb.-Btl . 3 und 5 ist abgeschlossen 
ohne Ausstattung mit Großtechnik. 
Die Umgliederung des Eisenbahn-Pionier-Rgt. 2 ist abgeschlossen. 
Zu 5.: 
Die Vorbereitungen werden bis Ende November abgeschlossen. 
Zu 6.: 
Die Maßnahmen der erhöhten Gefechtsbereitschaft wurden bis auf weiteres ver-
legt3 1 6 . 
Zu 7.: 
Der Plan der Uberprüfung der Gefechtsbereitschaft wurde erarbeitet und vom Mi-
nister für Nationale Verteidigung bestätigt. 
Zu 8.: 
(1) Die Ubergabe von Na 3 , 7 -Kanälen wurde geübt. Eine weitere Übung wird vor-

bereitet. 
(2) Die Entfaltung der Militär-Nachrichtenkommandanturen wurde zurückgestellt. 

Voraussetzungen zur Entfaltung sind geschaffen. 
(3) Der Zustand der Nachrichten-Verbindungen in den Hauptrichtungen wird lau-

fend überprüft. 

3 1 5 Uffz.-Ausb.-Rgt. - Unteroffiziersausbildungsregiment. 
1 1 6 Statt dessen blieben bis zum 5. 12. 1961 die bereits am 12. 8. 1961 festgelegten und mündlich 

befohlenen Maßnahmen der erhöhten Gefechtsbereitschaft in Kraft. Am 5. 12. 1961 legte 
Verteidigungsminister Hoffmann fest, daß die Maßnahmen der erhöhten Gefechtsbereit-
schaft gemäß Punkt 6 und Anlage Nr. 1 des Befehls 67/61 erst auf besondere Weisung in 
Kraft treten würden. Vgl. B A - M A , D V W - 1 / 1 8 7 9 1 , Bl . 11, Schreiben vom Chef des Haupt-
stabes Riedel betr. Maßnahmen der erhöhten Gefechtsbereitschaft, 9. 1. 1962. 

5 1 7 Na - Nachrichten. 
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(4) Zur Schließung der nachrichtenmäßigen Übergänge zur V R 3 1 8 Polen wurden 
Konsultationen durchgeführt. Maßnahmen werden bis Mitte Dezember abge-
schlossen. 

Entsprechende Maßnahmen mit der C S S R sind vorbereitet. 
Zu 10.: 
(5) Die Brückenkonstruktionen wurden zum 2 0 . 1 1 . 1961 fertiggestellt. Die Zu-

gänge können nicht ausgebaut werden, da es sich um Privatgelände handelt. 
(6) Die erforderlichen Maßnahmen für die Konstruktion der restlichen Neiße-, der 

Elbe- und Muldeübergänge sind vorbereitet (Anordnung 11/61 des Vorsitzen-
den des Ministerrates). 

(7) Die Sicherstellung der Verkehrswege und der Umgehungsmöglichkeiten ist ab 
1. 11. 1961 gewährleistet. 

(8) Die Erfassung aller schwimmenden Mittel ist durchgeführt. Hinsichtlich einer 
erforderlichen Konsultation mit Spezialisten der Sowjetunion sind Maßnahmen 
eingeleitet. 

Zu 11.: 
Diese Maßnahmen wurden am 1. 12. 1961 zurückgestellt. 
Zu 12.: 
Bedarfsrechnung durch den Chef Rückw. Dienste koordiniert. An der laufenden 
Präzisierung wird gearbeitet. 
Zu 13.: 
Die 1. Feuerabteilung des F R - 1 6 3 1 9 ist einsatzbereit. 
Praktische Flüge wurden durchgeführt. 
Erarbeitet wurde ein Plan der Vorbereitung der Schaffung von materiell-techni-
schen Mitteln für die Flugplätze, die für Manöver vorgesehen sind, mit Ausnahme 
der Munition der Ausweichführungsplätze Dresden, die in Bernburg lagert, Schö-
nefeld, Lagerung in Eggersdorf und Alteno, Lagerung in Cottbus. Treibstoff für 
Alteno kann am Ort aufgrund fehlender Einlagerungsmöglichkeiten nicht gelagert, 
aber auf besonderen Befehl hingebracht werden. 
Durch Kommandanturen, die durch die Fliegertechn.-Btl.3 2 0 gebildet wurden, kann 
nach besonderem Plan der Einsatz auf Ausweich- und Manöverflugplätze erfolgen. 
Eine Wartungsgruppe wurde in Marxwalde geschaffen, die auch durch das MfS be-
stätigt wurde. 
2 Staffelkampfsätze Fla-Raketen 3 2 1 befinden sich in B - 2 3 2 2 mit aufgeladenen Akku 
und werden auf besonderen Befehl mit Lufttransport sofort nach Marxwalde über-
führt. 2 Staffelkampfsätze Fla-Raketen befinden sich in B -2 ohne aufgeladenen 

318 V R - Volksrepublik. 
319 F R - 1 6 - Fla-Raketenregiment 16. Das bei Bernau stationierte Fla-Raketenregiment 16 war 

mit Flugabwehrraketen des Typs V-750/SA-2 Guideline ausgestattet und gehörte zu der im 
Raum Berlin befindlichen 1. Luftverteidigungsdivision der LSK/LV. 

320 Fliegertechn.-Btl. - Fliegertechnische Bataillone. 
3 2 1 Hier sind R S - 2 U / A A - l - „ A l k a l i " Luft-Luft-Raketen gemeint, die ab 1959 zur Bewaffnung 

des bei den L S K / L V eingeführten Jagdflugzeuges Mig-19PM gehörten. Die Mig-19PM war 
1961 der einzige Flugzeugtyp der N V A , der über gelenkte Luft-Luft-Raketen verfügte. 

322 b - 2 - Bereitschaftsstufe 2. 
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Akku für den Fall der Verlegung des JG-3 3 2 3 nach/?/ 3 2 4 . 1 Kettenkampfsatz Fla-Ra-
keten befindet sich in B - l 3 2 5 an den Flugzeugen. 
Das Befliegen der Flugplätze des Zusammenwirkens und der Funkmeßstationen 
wurde nach einem besonderen Plan durchgeführt. 
Zu 14.: 
In der Zeit vom 2.-11. 11. 1961 wurde verstärkte taktische Ausbildung in beiden 
Flottillen durchgeführt, bei der alle typischen Aufgaben unter schwierigsten Bedin-
gungen geübt wurden. 
Zu 15.: 
Im Bereich der Volksmarine wurde mit dem Ausbau begonnen, für die Landstreit-
kräfte wurden erforderliche Investitionen geplant. 
Zu 16.: 
a) Es wurden Maßnahmen eingeleitet, die eine 50% ige Auslagerung an Versor-

gungsgütern und eine Lagerung an Vorräten in den erforderlichen Richtungen 
ermöglichen. Vorschläge wurden dem Chef des Hauptstabes unterbreitet, die 
nochmals überarbeitet werden müssen. 

b) Auf Anweisung des Ministers für Nationale Verteidigung vom 8. 11. 1961 wurde 
die Durchführung dieser Maßnahme zurückgestellt. 

Zu 17.: 
Erfüllt. 
Zu 18.: 
Vorbereitungen wurden bis zum 30. 11. 1961 abgeschlossen. 

Stellv. d. Chefs d. Hauptstabes 
für operative Fragen 

- Oberst - (S k e r r a3 2 6) 

5 2 3 JG-3 - Jagdgeschwader 3. In Preschen stationierter Fliegertruppenteil, der als einziger in-
nerhalb der LSK/LV insgesamt 12 Jagdflugzeuge des Typs Mig-19PM im Bestand hatte. 

32·· Ortsangabe fehlt. 
3 2 5 B- l - Bereitschaftsstufe 1. 
3 2 6 Skerra, Horst (*1930). Generalleutnant (1977) - Stellv. Chef des Hauptstabes der NVA. 

Ausbildung zum Traktoristen. 1949 Eintritt in die KVP. 1951 bis 1952 Offiziershörer an der 
VP-Schule Köchstedt, dann von 1952 bis 1956 Studium an einer sowjetischen Militärakade-
mie. 1956 bis 1960 Leiter einer Unterabteilung in der Verwaltung Operativ des MfNV. Ab 
1960 Stellv. Chef des Hauptstabes der NVA. Im Sommer 1961 zum Oberst befördert. 1964 
bis 1966 an der Generalstabsakademie der UdSSR in Moskau, dann Kommandeur der 1. 
MSD. 1969 bis 1973 Stabschef des M B III , von 1974 bis 1976 Chef der Verwaltung Operativ 
im MfNV. 1976 bis 1982 Chef des M B III , dann bis 1989 Chef des Stabes im Kommando 
Landstreitkräfte (Potsdam-Geltow). 1990 Ernennung zum Chef der Landstreitkräfte, seit 
30. 9. 1990 im Ruhestand. 
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Dokument 44327 

Geheime Verschlußsache! 
GVS-Tgb.-Nr.328; V/3408/61 
Geheime Verschlußsache! 
1. Ausfertigung = 8 Blatt 
2 Anlage/n = 3 Blatt 

Insgesamt = 1 1 Blatt 

Bestätigt: 

am: 14. 12. 1961 

Vorsitzender 
des Nationalen Verteidigungsrates 

P R O T O K O L L 
über 

die Übergabe der Deutschen Grenzpolizei durch das Ministerium des Innern und die 
Übernahme der Grenztruppen durch das Ministerium für Nationale Verteidigung 

1. Die Übergabe der Grenztruppen erfolgt auf der Grundlage des Befehls Nr. 
1/61329 des Vorsitzenden des Nationalen Verteidigungsrates vom 12. 09. 1961 so-
wie des Übergabeplanes des Ministers des Innern und des Ministers für Natio-
nale Verteidigung vom 06. 09. 1961330 in der Zeit vom 15. 09. - 30. 09. 1961. 

2. Die Chefs der Verwaltungen, Waffengattungen und Dienste des Ministeriums für 
Nationale Verteidigung haben sich auf ihren Gebieten mit dem Zustand der 
Grenztruppen bekannt gemacht und eine allgemeine Übernahme vollzogen. Ent-
sprechende Protokolle, gemäß Anlage, wurden angefertigt. 

3. Die Grenztruppen wurden am 15. 09. 1961 mit einer Stärke von 

2 Generalen 
4167 Offizieren 
6617 Unteroffizieren 

27532 Soldaten 

Gesamtstärke 38318 übergeben. 

Von der Gesamtstärke - mit Stichtag 30. 06. 1961 - sind 42% = 12064 Mitglieder 
und Kandidaten unserer Partei, davon: 

327 BA-MA, AZN 30885, o. Bl., Protokoll über die Übergabe der Deutschen Grenzpolizei 
durch das Ministerium des Innern und die Übernahme der Grenztruppen durch das Mini-
sterium für Nationale Verteidigung, bestätigt am 14. 12. 1961; auch in ebenda, 
DVW-1/39465, Bl. 99-108, 8. NVR-Sitzung, TOP 9.: Bestätigung des Protokolls der Über-
nahme der Deutschen Grenzpolizei in das Ministerium für Nationale Verteidigung, Anl. 11, 
29. 11. 1961. 

328 GVS-Tgb.-Nr. - Geheime Verschlußsachen-Tagebuch-Nummer 
329 Vgl. Dokument 34. 
330 Vgl. Dokument 33. 

W Ulbricht 
/W. Ulbricht/ 
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33,7% Offiziere 
32,7% Unteroffiziere 
33,6% Soldaten 

Die FDJ-Organisation umfaßt 19607 Mitglieder. 

Vom 01. 01. bis 15. 09. 1961 stellten 3600 Angehörige der Grenztruppen den An-
trag, Kandidaten der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands zu werden. 
Die Parteiorganisationen der Grenztruppen gewährleisten die führende Rolle der 
SED in den Verbänden, Truppenteilen und Einheiten. 

Die Soldaten, Unteroffiziere und Offiziere stehen treu zur Partei und Regierung 
und erfüllen ihre militärischen Pflichten. 
Die Mehrheit von ihnen übernahmen [sie!] Verpflichtungen im Sozialistischen 
Wettbewerb und kämpfen [sie!] um Bestentitel. 

Mit dem Stand i i { vom 15. 09. 1961 haben sich 50,2% der Soldaten und Unter-
offiziere, deren Dienstzeit im Herbst 1961 abläuft, weiterverpflichtet. 
Für vorbildliche Pflichterfüllung konnten bisher im Jahre 1961 40581 Belobi-
gungen und Auszeichnungen ausgesprochen bzw. verliehen werden. 
Bei der Erhöhung der Sicherheit und Ordnung im Grenzgebiet hat sich das Ver-
hältnis der Soldaten, Unteroffiziere und Offiziere zu den Werktätigen weiter ge-
festigt. 

Trotzdem kann der politisch-moralische Zustand der Grenztruppen nicht befrie-
digen, da insbesondere die Zahl der Fahnenfluchten und anderen besonderen Vor-
kommnisse sehr hoch liegt. Vom 01. 01. bis 15. 09. 1961 wurden fahnenflüchtig: 

3 ehemalige Offiziere 
22 ehemalige Unteroffiziere und 

132 ehemalige Soldaten, 

davon 28 Mitglieder und Kandidaten der SED und 109 FDJ-Mitglieder. 
Den Schwerpunkt der besonderen Vorkommnisse bilden die 2. und 3. Grenzbri-
gade. 
Im 1. Halbjahr 1961 gab es 6078 Disziplinarverstöße sowie 149 Fälle von Verge-
hen gegen die militärische Disziplin und Ordnung. Schwerpunkt sind Verstöße 
gegen Befehle und Forderungen der Dienstvorschriften wie: Wachvergehen, 
Nichtausführung von Befehlen, Urlaubsüberschreitungen und unerlaubtes Ent-
fernen von der Truppe. Fälle von Hetze gegen den Staat und Kontaktaufnahmen 
mit dem Gegner durch Grenzposten traten auf. 
Das Hauptkettenglied ist die Verbesserung der politisch-ideologischen Erzie-
hungsarbeit, vor allem in den Kompanien und Stäben. Eine Veränderung des po-
litisch-moralischen Zustandes kann nur durch eine Summe von Maßnahmen auf 
allen Gebieten erreicht werden. 

4. Der Offiziersbestand der Grenztruppen war am 15. 09. 1961 zu 92,3%, der Un-
teroffiziersbestand zu 90,8% aufgefüllt. In der Iststärke der Soldaten sind 10234 
= 37,2% Neueingestellte enthalten, die sich zur Zeit in der Grundausbildung be-
finden. 

3 3 1 Maschinenschriftlich: Stab; handschriftliche Korrektur. 
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Soziale Zusammensetzung: 

Offiziere: Unteroffiziere: Soldaten: 
Arbeiter 82 ,9% 
Angestellte 7 ,7% 
Sonstige 9 ,3% 

82,9% 
7 ,6% 
9 ,5% 

80,2% 
8,7% 

11,2% 

Kommandeure und Stäbe beherrschen im wesentlichen die Organisation und 
Führung der normalen und verstärkten Grenzsicherung. 
Sie sind ungeübt in der Erfüllung ihrer Aufgaben bei komplizierter Lage und ver-
kürzter Vorbereitungszeit. 
Schwach wird die Organisation der militärischen Sicherung der Staatsgrenze be-
herrscht. 
Die militärische Qualifizierung der Offiziere einschließlich der Polit-Offiziere 
ist erforderlich. Die Qualifikation des Unteroffizier-Korps bedarf einer dringen-
den Verbesserung. Der Ausbildungsstand der Grenzkompanien gewährleistet die 
Sicherung des Grenzabschnittes; die Durchführung von Gefechtshandlungen nur 
unter einfachen Bedingungen. Die Spezialeinheiten haben einen befriedigenden 
Ausbildungsstand. 

5. Das bisherige System der Grenzsicherung entspricht nicht den militärischen For-
derungen. Die Staatsgrenze zur Westzone ist eine offene Grenze mit einer Länge 
von 1370 km, von denen lediglich nur 130 km = 9 ,5% durch einfache Drahtsper-
ren auf zwei Pfählen gesichert sind. 
Außerdem war durch ungenügende Auffüllung bis zum 15. 09. 1961 eine unzu-
reichende Postendichte vorhanden. 
Die Gefechtsausbildung der eingesetzten Grenzsoldaten entspricht noch nicht 
voll den Forderungen, die an sie zur zuverlässigen Sicherung der Staatsgrenze ge-
stellt werden. 
Mit den vorhandenen Kräften und Mitteln sind die Grenztruppen lediglich in der 
Lage, die Aufgaben im 500-m-Streifen 3 3 2 zu erfüllen. Es ist zu überprüfen, wel-
che Aufgaben durch andere Organe erfüllt werden können. 

Von den Grenztruppen sind eingesetzt: 

- an der Staatsgrenze zur Westzone 6 8 % 
- an der Küste 6 % 
- an der Staatsgrenze zur V R Polen 4 % 
- an der Staatsgrenze zur C S S R 2 % 
- sonstige (Kdo., Schulen, Sonderobjekte) 2 0 % 

Der zuverlässige und wirksame Schutz der Staatsgrenze West erfordert den ver-
stärkten, systematischen Aufbau des Sperrsystems und die Verbesserung der 
Standortverteilung der Grenztruppen. 

3 3 2 Schon 1952 wurden die Sicherheitsmaßnahmen entlang der Demarkationslinie zwischen 
Ost - und Westdeutschland verschärft. Eine neu eingerichtete Sperrzone bestand aus einem 
10-m-Kontrollstreifen, in dem alle Häuser und natürlicher Bewuchs entfernt wurden, ei-
nem 500-m-Schutzstreifen und einer 5-km-Sperrzone, in denen der Aufenthalt nur mit 
einer besonderen Genehmigung erlaubt war. Vgl. Schultke, „Keiner kommt durch", S. 34. 
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6. Der Zustand der Bewaffnung und Kfz.-Technik ist befriedigend. 
Mängel bestehen im folgenden: 
- Die Bewaffnung und Ausrüstung besteht vorwiegend aus älteren Typen, die 

infolge jahrelanger Nutzung nur bedingt brauchbar sind; 
- die Einsatzbereitschaft wird zum Teil herabgesetzt, weil vielfach Ersatzteile 

fehlen, deren Produktion seit Jahren eingestellt wurde; 
- die strukturmäßige Bewaffnung ist teilweise mit nichtartverwandtem Ersatz 

aufgefüllt; die vorhandene Kfz.-Technik ist zum größten Teil veraltet und 
nicht geländegängig. 
Dadurch ist die Manövrierfähigkeit der Grenztruppen stark eingeschränkt, es 
fehlen SPW 3 3 3 ; 

- die Einsatzbereitschaft der gepanzerten Fahrzeuge, besonders der SFL 3 3 4 so-
wie der Boote ist durch Uberalterung erheblich gemindert. 

Auf fast allen Gebieten gibt es gegenüber dem Soll ein beträchtliches Fehl; die 
Bereitstellung größerer finanzieller Mittel für die nächsten Jahre macht sich des-
halb zur Auffüllung der materiellen und technischen Mittel erforderlich. Der Be-
stand an Hauptarten der Bewaffnung und Ausrüstung mit den Einsatzkoeffizien-
ten ist in der Anlage Nr. I 3 3 5 enthalten. 

7. Die Nachrichtenverbindungen der Führung sind nach dem Unterstellungsver-
hältnis auf der Grundlage der zu lösenden Aufgaben sowie der vorhandenen 
Kräfte und Mittel organisiert. Die Funkverbindungen sind abwärts der Brigaden 
bis zu den Kompanien stabil. In der Ebene Kommando werden sie durch das 
Fehlen leistungsstarker Sender stark beeinträchtigt. 

Drahtverbindungen entsprechen den Erfordernissen bei normaler Lage. Ihre Si-
cherstellung unter Gefechtsverbindungen3 3 6 ist zur Zeit nicht gewährleistet. 
Das Grenzmeldenetz befindet sich in gutem, die Feld-Dauerlinie in zum Teil un-
befriedigendem Zustand. 

Das gesamte System der Verbindungen des Zusammenwirkens muß auf der 
Grundlage der Umunterstellung neu organisiert werden. Die stationäre Technik 
ist veraltet und in einem zum Teil unbefriedigenden Zustand. 
Eine organisierte Instandsetzung der Technik ist zur Zeit weder kräfte- noch mit-
telmäßig sichergestellt. 

8. Die Rückwärtigen Dienste der Grenztruppen sind gegenwärtig in der Lage, die 
Versorgung der Verbände, Truppenteile und Einheiten unter den Bedingungen 
der normalen Grenzsicherung zu organisieren. 

Zur Lösung von Versorgungsaufgaben unter gefechtsmäßigen Bedingungen feh-
len die erforderlichen Transporteinheiten, Einrichtungen und Vorräte. 
Die Medizinischen Dienste verfügen nur in der Ebene der Grenzbereitschaften 

333 SPW - Schützenpanzerwagen. 
3 3 4 S F L - Selbstfahrlafette(n). 
3 3 5 Hier nicht dokumentiert. 
3 3 6 Gemeint ist hier: unter Gefechtsbedingungen. 
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über eigene Einrichtungen. Sie sind entsprechend den Normen der NVA in der 
Grenzbereitschaft ausgestattet. 
Klinische Behandlungen werden in zivile Einrichtungen überwiesen. 
Die Wintereinkleidung ist noch nicht in vollem Umfang gewährleistet. 
Das Kommando ist nicht in der Lage, infolge von Neueinstellungen entspre-
chend den vorhandenen eigenen Beständen, unter Berücksichtigung der noch zu 
realisierenden Mengen aus dem Waren- und Materialplan 1961 und den lt. Proto-
koll vom 26.9.61 durch das Ministerium des Innern dem Kommando der Grenz-
truppen zur Verfügung gestellten Menge, die materielle Sicherstellung für die 
Winterbekleidung bzw. Resteinkleidung der Neueinstellung zu gewährleisten. 

Es macht sich die Erarbeitung von Nachtragsplänen zum Waren- und Material-
plan 1961 und zu dem vorläufig bestätigten Waren- und Materialplan 1962 erfor-
derlich. 

Die Unterkünfte der Grenztruppen sind zu ca. 1/3 Massivobjekte und zu 2/3 Ba-
rackenobjekte. Die Barackenobjekte wurden in der Zeit von 1948-1954 gebaut und 
befinden sich zum größten Teil in einem unbefriedigenden baulichen Zustand. 
Darüber hinaus entspricht die Standortverteilung nicht den Forderungen der zu-
verlässigen Sicherung der Staatsgrenze. Bei diesen Objekten ist ein kontinuierli-
ches Ablöseprogramm mit Massivobjekten in den nächsten fünf Jahren erforder-
lich. Die Grenztruppen verfügen zur Zeit über nur 1/3 der erforderlichen Woh-
nungseinheiten für die Stäbe. In den Kompaniebereichen ist der Wohnraum nicht 
im vollen Umfang vorhanden. 

D e m Ministerium für Nationale Verteidigung werden die Objekte gemäß O b -
jektliste des Ministeriums des Innern übergeben. 
Die Übergabe der Versorgungslager Löcknitz und Torgau mit sämtlichen Kräf-
ten und Mitteln erfolgt bis zum 31. 12. 1961. 

9. Die stationären Werkstätten für die Instandsetzung der Bewaffnung und Technik 
sind teilweise in behelfsmäßigen Räumen untergebracht und in der Lage, mittlere 
Instandsetzungen der Artl . 3 3 7 -Bewaffnung, Grundüberholung der Infanterie-
Bewaffnung, laufende Instandsetzungen der Panzer und gepanzerten Fahrzeuge, 
laufende und zum Teil mittlere Instandsetzungen bei Kraftfahrzeugen und lau-
fende Instandsetzungen an den Geräten des Pionier- und Chemischen Dienstes 
auszuführen. 

Vorgesehene Komplexwerkstätten für die Kfz./- / und Waffeninstandsetzung sind 
im Bauplan bis 1965 enthalten. 
Die Instandsetzung unter gefechtsmäßigen Bedingungen ist zur Zeit nicht voll 
gewährleistet. 

Minister des Innern Minister für Nationale Verteidigung 
- Generalleutnant - - Armeegeneral -

Maron Ho f f mann 
/ M a r o n / / Η ο f f m a η η/ 

3 3 7 Art l . - Arti l lerie . 
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Dokument 45338 

Geheime Verschlußsache Geheime Kommandosache 
27 (persönlich) 27339 11/62 

D E U T S C H E D E M O K R A T I S C H E R E P U B L I K 4. Ausf. 2 Bl. 

N A T I O N A L E R VERTEIDIGUNGSRAT 
DER V O R S I T Z E N D E 

Minister des Innern 
Genösse Generaloberst Karl Μ a r ο η 

B e r l i n 

Inhalt: Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der Hauptstadt der Deut-
schen Demokratischen Republik 

Zur Gewährleistung der Sicherheit der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen 
Republik, Berlin, und der damit verbundenen Aufgaben 

1. Mit Wirkung vom 23. 8. 62 werden die 
1. Grenzbrigade (B) 
2. Grenzbrigade (B) 
4. Brigade (Ausbildungsbrigade)340 

aus dem Bestand des Ministeriums des Innern herausgelöst und dem Minister für 
Nationale Verteidigung unterstellt. 

2. Die Ubergabe und Übernahme der drei Brigaden beginnt am 23.8.62 und ist bis 
zum 6.9.62 abzuschließen. Der Stadtkommandant der Hauptstadt der Deutschen 
Demokratischen Republik ist Kommandeur der Grenztruppen Berlin341. 

3. Dem Minister für Nationale Verteidigung sind zu übergeben und in Rechtsträ-
gerschaft zu übertragen: 

138 BA-MA, DVW-1/40338, Bl. 180f., Befehl des Vorsitzenden des Nationalen Verteidigungs-
rates über Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der Hauptstadt der Deutschen 
Demokratischen Republik, 22. 8. 1962. 

3 , 9 Stempelaufdruck. 
340 Eine 3. Brigade fehlt bzw. die Nummer wurde nicht vergeben. 
341 Vgl. zum Stadtkommandanten auch BA-MA, DVW-1/39469, Bl. 13-19, 12. NVR-Sitzung, 

T O P 1.: Bericht über die Gewährleistung der Sicherheit an der Staatsgrenze nach Westber-
lin, Anl. 2, 14. 9. 1962, sowie ebenda, DVW-1/39470, Bl. 18-21, 13. NVR-Sitzung, T O P 3.: 
Statut des Stadtkommandanten der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Berlin, und Bezeichnung des Wachrcgiments der Nationalen Volksarmee, Anl. 3, 23. 9. 

B E F E H L 
22. 8. 1962 Berlin 

B E F E H L E I C H : 

1962. 
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- alle Objekte, Liegenschaften, Lager und sonstige Einrichtungen, die zum Zeit-
punkt der Ubergabe durch diese drei Brigaden genutzt werden; 

- alle Unterlagen wie Vorplanungen, Projekte, Pläne, Verträge usw. sowie zu 
diesem Zweck bereitgestellte bezw. geplante materielle und finanzielle Mittel. 

4. Am 10. 9. 62 ist mir über die Durchführung dieses Befehls Vollzug zu melden. 

5. Dieser Befehl ist außer der Urschrift am 1. 2. 1963 zu vernichten. 

W. Ulbricht 
Walter Ulbricht 

Dokument 46342 

Auszug aus einem Pressegespräch des in den Westen geflohenen 
Regimentskommandeurs der NVA Oberstleutnant Martin Herbert Löffler, 1962 

Löffler: 
Wir waren praktisch, das ganze Regiment, immer konzentriert, d.h. einzelne Ein-
heiten, Bataillone hatten verschiedene Räume bezogen in einer Entfernung von 
600 m bis zu l ' / 2 km von der Grenze weg. Mein Gefechtsstand selbst befand sich 
unmittelbar im Objekt und voraus war die Bereitschaftspolizei und die Grenztrup-
pen343. Hinter uns war die sowjetische Armee. 

Frage feines Journalisten]: 
Waren Ihre Einheiten überhaupt vorbereitet auf die Möglichkeit eines bewaffneten 
Konfliktes mit den Alliierten? 

Löffler: 
Jawohl, wir wurden bereits mehrere Tage zuvor konzentriert. Dort war die gesamte 
Division konzentriert und eine Gruppe des Ministeriums hat die Division inspiziert 
und ihr sozusagen den letzten Schliff gegeben, die volle Marschbereitschaft, Ge-
fechtsbereitschaft der . . . 

Frage: 

Wurde Ihnen auch gesagt, daß die Möglichkeit eines Angriffs der Bundeswehr . . . 

Löffler: 
Nein. Ich möchte sagen, daß man uns dieses nicht im voraus gesagt hat, warum man 
uns dort konzentriert, sondern erst in der Nacht bzw. am späten Abend vom 12. 
zum 13. wurde ich persönlich zum Minister berufen und dort bekamen wir dann 
praktisch die einzelnen Befehle. 

3 4 2 B A - M A , BW-1/21656 , Bl. 10-12 , Auszug aus Pressegespräch mit Martin Herbert Löffler, 
moderiert vom damaligen Leiter des Informations- und Pressestabes im Bundesministe-
rium der Verteidigung, Oberst i .G. Gerd Schmückle, ohne Datum (1962). 

3 4 3 Löffler meint: Grenzpolizei. Die Deutsche Grenzpolizei wurde erst mit einem Befehl des 
Vorsitzenden des Nationalen Verteidigungsrates, Walter Ulbricht, vom 12. 9. 1961 zu 
Grenztruppen umformiert und dem Ministerium für Nationale Verteidigung unterstellt. 
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Frage: 
Wann war es zum ersten Mal, daß Sie davon gehört haben, daß sich in Berlin etwas 
tun würde? Daß eine Mauer gebaut werden sollte? Gab es darüber Geheimbefehle? 

Löffler: 
Nein, nichts. Den ersten Befehl für die Schließung der Grenze sozusagen hatten wir 
bekommen in der Nacht vom 12. zum 13. in Strausberg, genau in Wilkendorf im 
Schloß. 

Frage: 
Ist beim Empfang beim Minister in dieser Nacht irgend etwas gesagt worden, was 
Sie tun sollten, wenn es zu Auseinandersetzungen kommt. Sind dort nähere Anwei-
sungen gegeben [worden], falls es zu Auseinandersetzungen kommt? 

Löffler: 
Nein. 

Frage: 
Haben Sie, als die Mauer errichtet wurde, in Ihren Offizierskreisen damit rechnen 
müssen, daß die Mauer eingerissen würde bzw., wenn sie eingerissen würde, wie Sie 
sich zu verhalten hatten? 

Löffler: 
Nein. 

Frage: 
Können Sie etwa sinngemäß wiederholen, was dort in Strausberg vor [von] dem 
Minister gesagt wurde? 

Löffler: 
Ja, mit wenigen Worten nur. Ich bekam einen Umschlag mit der Aufschrift „persön-
lich", unten links in der Ecke war der Stempel des Ministers. Auf dieser Karte stand: 
Sie werden eingeladen zu einer Filmveranstaltung heute abend, ich kann jetzt nicht 
hundertprozentig sagen, 18 oder 19 Uhr3 4 4 , mit einem anschließenden Abendessen. 
Anzug: Dienstanzug. Da habe ich gesagt, mir war dann klar, daß irgend etwas kom-
men mußte, denn es war das erste Mal, daß man Offiziere einlud zum Abendessen 
mit Stiefeln, nicht? Wir kamen dort hin, haben dort gewartet. Es waren anwesend 
alle Regimentskommandeure mit ihren Polit-Stellvertretern von den zwei mot. 
Schützendivisionen, die eingesetzt wurden für Berlin, und zwar bekanntlich die 
8. mot. Schützendivision, die Schweriner Division, im Zentrum von Berlin und die 
1. mot. Schützendivision, [an] dem Außenring. Anwesend waren außerdem noch 
alle Divisionskommandeure mit ihren Politstellvertretern und einige Generale bzw. 
noch die Chefs der Militärbezirke. Es war dort ein sogenanntes Stehbankett vorbe-
reitet, der Minister kam, hat jeden begrüßt und sagte, werden wir erstmal etwas zu 
uns nehmen und nachher sehen wir uns einen Film an. Wir haben dort erst den Im-
biß genommen, sind dann zum Film und anschließend sagte er dann, so ich bitte 

3 4 4 Laut Hans Leopold, damals in der Politischen Hauptverwaltung der N V A für die Jugend-
arbeit zuständiger Abteilungsleiter, trafen die Offiziere bereits zwischen 17.00 U h r und 
17.30 Uhr in Wilkendorf ein. Vgl. Dokument 47. 
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noch, daß jeder seinen Stuhl mitnimmt, wir gehen jetzt etwas höher. Da sind wir in 
den ersten Stock gegangen, dort wurde dann die Aufgabe bzw. die Lage erläutert. Er 
sagte weiterhin noch, so um 10 Uhr345 werden sich die Politstellvertreter in Marsch 
setzen zu den Regimentern und werden die Regimenter zur Grenze führen. Fassen 
Sie das nicht auf, Kommandeure, als irgendein Mißtrauen, aber das ist eine Frage 
der Geheimhaltung. Sie werden kurz nach 12 [Uhrpib dieses Haus verlassen und 
dann zu Ihren Einheiten zurückfahren, die sich bereits auf dem Marsch befinden. 
Wir haben dann noch sozusagen gemütlich beisammen gesessen und sind dann ge-
nau 0.15 Uhr zu unseren Einheiten gefahren. 

Frage: 
Ist es nicht ungewöhnlich, daß die Kommandeure dabehalten wurden/?/ Wurden 
Fragen gestellt? 

Löffler: 
Für uns war es ungewöhnlich, weil es in der Regel so ist, daß der Politstellvertreter 
selbst keine militärischen Kenntnisse bzw. sehr mangelhafte militärische Kenntnisse 
besitzt. Wir selbst als Kommandeure waren in Sorge, deshalb haben wir auch die 
Frage gestellt, und uns wurde nur erklärt, das ist eine Frage der Geheimhaltung, das 
müssen Sie verstehen, und der Politstellvertreter bekommt eine Karte mit den takti-
schen Befehlen darauf, und er kommt bestimmt klar mit dieser Karte. Das war die 
ganze Begründung. 

Frage: 
Herr Löffler, Sie haben gesagt, er hat die Lage geschildert und erläutert. Können Sie 
uns darüber Einzelheiten sagen? 

Löffler: 
Na gut, also er hat nicht die Lage geschildert, wie sie in West-Berlin zur Zeit ist, 
sondern er hat praktisch nur die Gefechtsaufgabe gestellt, wie man bei uns so schön 
sagt, seinen Gefechtsbefehl gegeben. Er hat nur eingangs gesagt, wir warten deshalb 
bis 0.15 Uhr, weil sich dann die meisten S- bzw. U-Bahnwagen bei uns im Sektor 
befinden. Und dann hat er ganz kurz die Aufgabe gestellt, was die Division für eine 
Aufgabe hat, die einzelnen Regimenter und dann [hut er] noch erläutert kurz die 
Aufgabe der sowjetischen Truppen, die praktisch in der 2. Staffel hinter uns lagen. 

Frage: 

Hat er da Einzelheiten gesagt? Die ufgabe der sowjetischen Truppen, Eingreifen 

Löffler: 

Nein, er hat nur gesagt, die soundsovielte Panzerdivision meinetwegen, z.B. bei mir 
die Krampnitzer-Division347, die lag hinter mir, konzentriert sich in diesem und 
diesem Raum. 

345 Gemeint ist: 22.00 Uhr. 
3 4 6 24.00 Uhr. 
3 4 7 Es handelte sich um die 10. Garde-Panzerdivision der GSSD, die zur 20. Garde- Armee ge-

hörte. 
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Frage: 
Im Falle von Widerstand gegen die Schließung der Grenze. Was wäre Ihr Befehl ge-
wesen bei einem alliierten Widerstand der Amerikaner, Engländer und der Franzo-
sen? 

Löffler: 
Also, erstens möchte ich sagen, daß nicht sofort, soviel ich orientiert bin, am 
13. August begonnen wird [sie!] mit dem Bau der Mauer, sondern einige Tage später, 
wenn ich mich nicht irre. Und zusätzliche Befehle haben wir nicht bekommen in 
dieser Richtung, evtl. bei Eingreifen der alliierten Mächte; hatten wir nicht bekom-
men. 

Frage: 

Glauben Sie, Ihre Streitkräfte hätten eingegriffen? 

Löffler: 
Ja, ich bin überzeugt, sie hätten eingegriffen. 

Dokument 47348 

MILITÄRGESCHICHTLICHES INSTITUT DER DDR 
Arbeitsgruppe Befragungen/Erinnerungen 

Erinnerungsbericht des Generalmajors a.D. Hans Leopold349 an den 

13. August 1961 

Erlebnis 13. August 1961 

Berichtet von Generalmajor Hans Leopold 
Urlaub. Was verbindet sich nicht alles mit diesem Wort! Spazierengehen, Kaffee-
trinken, kulturelle Veranstaltungen besuchen, etwas Sport treiben und sich auch mal 
auf die sogenannte faule Haut legen. 
In jenem Sommer des Jahres 1961 haben wir das allerdings nur ein paar Tage genie-
ßen können. Unser Urlaub sollte bald ein jähes Ende nehmen. Es war der 11. Au-
gust. Meine Frau A.3 5 0 und mein Sohn S.-J. und ich brutzelten an diesem Tag behag-
lich am Strand des Werbellinsees, ca. anderthalb Kilometer vom damaligen Erho-
lungsheim der NVA entfernt, in der Sonne. Gemeinsam mit unserem Nachbarn, der 

3 4 8 Archiv des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes, Auszug aus dem Erinnerungsbericht 
von Generalmajor a.D. Hans Leopold, Bl. 1 -13 , Potsdam 1989. 

3 4 9 Leopold, Hans-Joachim ("1931) . Generalmajor (1978) - 1961 Mitarbeiter der Politischen 
Hauptverwaltung des MfNV. 1956-1957 Studium an der Militärpolitischen Akademie der 
UdSSR. 1961-1964 Leiter der Abteilung Jugendarbeit in der Politischen Hauptverwaltung 
des MfNV. 1964-1968 Militärakademie Dresden, dann Politinstrukteur der 7. PD. 
1971-1975 Stellv. Kommandeur und Politchef der 1. M S D . 1976-1981 Stellv. Chef der Poli-
tischen Verwaltung des M B V, 1981 -1990 Stellv. Chef der Politischen Verwaltung der Land-
streitkräfte der N V A . Seit September 1990 im Ruhestand. 

3 5 0 Namen unbeteiligter Dritter im folgenden unkenntlich gemacht. 
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Familie S., mit der wir unseren Urlaub verbrachten, hatten wir eine Zitronenbowle 
vorbereitet. Wir wollten auf unsere Ferientage anstoßen. Da trat jemand von den 
Mitarbeitern des Heimes zu uns und teilte mir mit, ich solle sofort ans Telefon kom-
men. Eilig lief ich ins Zimmer des Heimleiters, griff nach dem Hörer, meldete mich. 
A m anderen Ende der Leitung war Helmut Klabunde 3 5 1 , damals Leutnant und Mit-
arbeiter in der von mir geleiteten Abteilung Jugend der Politischen Hauptverwal-
tung, später Generalmajor d.R. 3 5 2 und Vorsitzender der Gewerkschaft der Zivilbe-
schäftigten. Er sagte: „Hans, Du mußt sofort zurück. Morgen früh sollst Du Dich in 
der Politischen Hauptverwaltung melden. Wir schicken Dir ein Auto rüber." Auf 
meine Frage, was denn eigentlich los sei, antwortete er mir lediglich: „Das wirst Du 
hier erfahren!" 
Hier liegt was in der Luft, das war mein erster Gedanke. Ich ging zum Strand zu-
rück, informierte meine Frau. Aus der Zitronenbowle wurde nichts mehr. Natürlich 
unterhielt ich mich auch mit Dieter S. Er, Oberstleutnant, war damals Leiter der 
Abteilung für militärische Fragen beim Zentralrat der F D J - später war er Oberst 
und Leiter der Abteilung für Sicherheitsfragen der Bezirksleitung der S E D Berlin. 
Ich fragte ihn: „Sag mal, kannst Du Dir vorstellen, um was es dabei geht?" Er ant-
wortete: „Wenn mich nicht alles täuscht, denken wir beide wohl dasselbe". Daß 
irgend etwas anliegen mußte, war nichts Herbeigeholtes. Wochen vorher hatte sich 
die Lage infolge der zunehmenden imperialistischen Aggressionsvorbereitungen, 
insbesondere der B R D gegen unsere Republik, gefährlich zugespitzt. Anfang Au-
gust wurden die NATO-Verbände in Westeuropa in erhöhte Alarmbereitschaft ver-
setzt. Wenige Tage später fanden vor unserer Küste Seekriegsmanöver der N A T O 
statt. Zugleich nahmen Provokationen, Hetze, organisierter Menschenhandel, Sa-
botage· und Diversionsakte gegen uns zu. 
All diese feindlichen Aktivitäten konnten die Staaten des Warschauer Vertrages 
nicht einfach unbeachtet lassen. Daß sie darauf reagieren werden, erwartete nicht 
nur ich. Nur, wie die Reaktionen darauf mal in der Realität, in der Praxis aussehen 
würden, darüber konnte sich keiner eine rechte Vorstellung machen. 
Als ich mich von Dieter S. verabschiedete, bemerkte er noch: „Es wird wohl nicht 
lange dauern, und ich komme hinterher." So kam es auch. Noch am selben Tag, in 
den späten Nachmittagsstunden, wurde er in den Zentralrat der F D J zurückgeru-
fen. Auch ich fuhr an diesem Freitag nach Strausberg zurück. Es war schon Abend 
geworden, als ich in meiner Wohnung eintraf. A m Morgen darauf meldete ich mich 
in der Politischen Hauptverwaltung. Eine merkwürdige Ruhe umfing mich. Ich 
ging von Zimmer zu Zimmer, um etwas in Erfahrung zu bringen. Viele Mitarbeiter 
der Abteilungen Propaganda und Agitation waren schon nicht mehr im Hause. Auf 
meine Frage, wo sie seien, gab es mehr Schulterzucken als Antworten. Ich erfuhr 
lediglich, daß einige für eine besondere Aufgabe eingesetzt seien, andere sich zur 

3 5 1 Klabunde, Helmut (::~1935). Generalmajor der Reserve (1988) - 1961 Mitarbeiter der Politi-
schen Hauptverwaltung des MfNV. Seit 1955 in den bewaffneten Organen der D D R , 
1961-1967 Oberinstrukteur Jugendarbeit bei der Politischen Hauptverwaltung des MfNV. 
1967-1970 Militärakademie Dresden, dann erneut Oberinstrukteur Jugendarbeit bei der 
Politischen Hauptverwaltung des MfNV. 1975-1981 Abteilungsleiter Jugend in der Politi-
schen Hauptverwaltung. 1981 Versetzung in die Reserve, danach bis 1990 Vorsitzender der 
Gewerkschaft der Zivilbeschäftigten der NVA. 

3 5 2 d.R. - der Reserve. 
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Erfüllung einer speziellen Aufgabe in irgendeiner NVA-Dienststelle befänden. 
Auch Mitarbeiter meiner Abteilung waren mit ausgerückt. Später erfuhr ich, daß 
der Genösse Klabunde, nachdem er mich im Erholungsheim angerufen hatte, zu 
einer Kontrolle in eine Luftverteidigungsdivision gefahren war. Dort erlebte er un-
mittelbar den 13. August. 
Irgendwann danach, während ich in nachdenklicher Stimmung wieder an meinem 
Schreibtisch saß, ging die Tür auf. Eine Sekretärin überreichte mir eine Einladung 
des Verteidigungsministers Armeegeneral Hoffmann. Dieses würde ich aus heutiger 
Sicht als sehr kurios betrachten. 
[· · ·] 

Sie enthielt die Aufforderung, mich am 12. August um 17.00 Uhr im Gästehaus Wil-
kendorf zu einem Filmabend mit Abendessen einzufinden. Was mich stutzig 
machte, war nicht der Sachverhalt Film und Essen, sondern der Nachsatz: 
„Uniformart: Dienstuniform mit persönlicher Waffe." Diese Aufforderung rief na-
türlich im Gespräch mit anderen Genossen, die eine ähnliche Einladung erhalten 
hatten, viele Überlegungen, auch laute Spekulationen hervor. Was mag los sein? Was 
hat man mit uns vor? Fragen über Fragen, auf die uns keiner eine Antwort geben 
konnte. Nach und nach beruhigten sich aber die Gemüter. Na ja, bis dahin ist ja 
noch ein paar Stunden hin, sagten wir uns, wir werden sehen. Als wir in den späten 
Nachmittagstunden in Wilkendorf ankamen, bat man uns, in den dort hergerichte-
ten Räumlichkeiten Platz zu nehmen. Die Mehrzahl der geladenen Gäste traf zwi-
schen 17.00 und 17.30 Uhr ein. 
Unter ihnen Generalmajor Martin Bleck5 5 3 , damals Chef des Militärbezirks Neu-
brandenburg, der Kommandeur und der Leiter der Politabteilung der 1. mot. Schüt-
zendivision, Oberst Leopold GotthilP5 4 , später Generalmajor a.D., und Oberst-
leutnant Karl-Heinz Drews3 5 5 , später Generalleutnant und Stadtkommandant der 
Hauptstadt sowie der Kommandeur und der Leiter der 8. mot. Schützendivision, 
Oberst Gerhard Amm 3 5 6 und Oberstleutnant Paul Schakols357. Desweiteren waren 

3 5 3 Bleck, Martin (1919-1996). Generalleutnant (1971) - 1961 Chef MB V. Seit 1945 in den be-
waffneten Organen. 1953-1955 Kommandeur der KVP-Bereitschaft Schwerin. 1955-1957 
Ausbildung an der Generalstabsakademie der UdSSR, dann bis 1964 Chef des MB V. 
1964-1980 Chef der Verwaltung Inspektion im MfNV. Seit November 1980 im Ruhestand. 

3 5 4 Gotthilf, Leopold (1918-1999). Generalmajor (1968) - 1961 Kommandeur 1. MSD. Seit 
1948 in der Bereitschaftspolizei. 1953-1957 Stellv. Kommandeur der Hochschule für Offi-
ziere der KVP/NVA. 1957-1959 Studium an der Generalstabsakademie der UdSSR, dann 
bis 1963 Kommandeur der 1. MSD. 1963-1974 Kommandeur der Offiziershochschule der 
Landstreitkräfte. 1974-1980 Chef der Verwaltung Schulen und Weiterbildung im MfNV, 
dann in den Ruhestand versetzt. 

3 5 5 Drews, Karl-Heinz (*1929). Generalleutnant (1981) - 1961 Politchef 1. MSD. Seit 1948 in 
der Bereitschaftspolizei. 1953-1954 Offiziershörer, dann bis 1958 Oberinstrukteur bei der 
Politischen Hauptverwaltung des MfNV. 1958-1961 Politchef der 1. MSD. 1962-1964 Aus-
bildung an der Generalstabsakademie der UdSSR, dann bis 1967 Politchef der 4. MSD. 
1967-1975 Leiter der Politverwaltung des MB V, danach bis 1978 Militärattache der D D R in 
der Sowjetunion. Ab 1978 Stadtkommandant von Berlin (Ost), im November 1989 in den 
Ruhestand versetzt. 

3 5 6 Amm, Gerhard (* 1913). Oberst - 1961 Kommandeur 8. MSD. 1940-1945 Feldwebel in der 
Wehrmacht. 1945 zunächst im Zentralrat der FDJ, dann Wechsel zur VP. Ab 1951 VP-Kom-
mandeur im HVA-Stab, 1956-1960 1. Stellv. Kommandeur der 1. MSD. 1960-1962 Kom-
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Offiziere aus dem Bereich Operativ des Ministeriums für Nationale Verteidigung 
und der Politischen Hauptverwaltung anwesend. Wir wurden darauf aufmerksam 
gemacht, daß die Fi lmvorführung im Garten stattfindet, dort Stühle aufgebaut sind 
und man uns den Film „Djamila"3 5 8 zeigen würde. Ein Film, der den Widerstands-
kampf der algerischen Befreiungsbewegung gegen die französische Kolonialherr-
schaft zum Inhalt hatte. 
Kurz vor Beginn der Fi lmvorführung traf dann der Minister ein. Er forderte uns in 
einer fast legeren Art auf: „Behaltet Platz, Genossen. Eßt und trinkt erst mal was, 
seht Euch den Film an; das andere später." Wir hielten es dann auch so, aßen und 
tranken etwas, sahen uns anschließend im Garten den Film an. Die meisten von uns 
kannten ihn nicht. Doch wer ihn kennt und weiß, wie darin bestimmte Probleme 
des Widerstands- und Befreiungskampfes des algerischen Volkes nachgestellt wer-
den, der wird, sofern er sich in die Situation von damals hineinversetzt, verstehen 
können, daß unsere Ohren noch spitzer wurden. Neue Fragen tauchten auf: Warum 
zeigt man uns ausgerechnet diesen Film? Auf was zielt das ab? Doch keiner von uns 
konnte darauf definitiv antworten. Gegen 21.00 Uhr, noch bevor der Film zu Ende 
war, rief uns ein Offizier des Sekretariats des Ministers in das Gästehaus. In dem für 
die Beratung vorgesehenen Raum erblickten wir sogleich Kartenständer neben Kar-
tenständer. Schon beim ersten flüchtigen Hinsehen wurde uns klar, daß es sich um 
eine großangelegte politische Aktion handeln würde, bei der es darum ging, im 
Zusammenwirken mit der Sowjetarmee und unseren Kampfgruppen klare Verhält-
nisse in Berlin, unserer Hauptstadt, und zu Westberlin zu schaffen. Die vorbereite-
ten Dokumente ließen uns Offizieren diesbezüglich keine andere Schlußfolgerung 
zu. 

Armeegeneral Heinz Hoffmann bat uns, Platz zu nehmen. Er eröffnete uns, daß die 
Regierung der DDR nach Konsultationen mit den Bruderstaaten und dem Politisch 
Beratenden Ausschuß der Warschauer Vertragsstaaten beschlossen hat, mit der ent-
standenen Situation in und um Berlin ein für allemal Schluß zu machen. Die vorge-
sehene Aktion sollte gleichzeitig alle Hoffnungen extrem militaristischer Kreise 
durchkreuzen, die da glaubten, die Stunde sei herangereift, in der man mit der Bun-
deswehr unter kl ingendem Spiel durch das Brandenburger Tor ziehen könne, um 
eine ihren Interessen entsprechende Wiedervereinigung Deutschlands herbeizufüh-
ren. 
Der Minister erläuterte uns die Grundprinzipien der Handlungen der Kampfgrup-
pen der Arbeiterklasse, der Einheiten der Deutschen Grenzpolizei und der Bereit-
schaftspolizei, zeigte uns auf der Karte, welche Bereiche sie als erste Sicherungsstaf-
fel unmittelbar an der Staatsgrenze einzunehmen hatten. Wir erfuhren auch, welche 
Positionen die zum Einsatz kommenden Truppen der NVA zu beziehen hatten. 
Unsere Truppenteile und Einheiten bildeten vor allem innerhalb Berlins die zweite 

mandeur der 8. MSD, dann 1. Stellv. des Stadtkommandanten Berlin (-Ost) . Seit 1966 Chef 
des Wehrbezirkskommandos Leipzig. 

3 5 7 Richtig: Schakholz, Paul ( : :1927). Oberstleutnant - 1961 Politchef 8. MSD. Bis 1960 Stellv. 
Leiter der Politabteilung der 8. MSD, dann 1961 Politchef der 8. MSD. 

358 Der Film stellt das Schicksal von Djamila Boupacha, einer Agentin der FNL (Front de Li-
beration National/algerische Befreiungsfront) dar, die von französischen Soldaten gefoltert 
und vergewaltigt worden war, um ein Geständnis zu erpressen. 
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Sicherungsstaffel, standen also nicht unmittelbar und direkt an der „Grenze" zu 
Westberlin. Wir als Armeeangehörige hatten in Zusammenwirken mit der Sowjet-
armee den rückwärtigen Raum zu sichern; darauf kam es für uns an. 
Natürlich riefen seine Darlegungen bei jedem von uns tiefe Empfindungen hervor. 
Einheitlich vertraten wir den Standpunkt: Endlich, jetzt zieht Ruhe ein! Jetzt ist 
Schluß mit der Abwerbung! Jede unserer geplanten Maßnahmen war bis ins kleinste 
Detail abgestimmt. Es stand beispielsweise fest, bis wann die U- und S-Bahnen 
noch zu fahren hatten. Das, wie auch vieles andere mehr, mußte durch uns militä-
risch abgesichert sein. Zu diesem Zweck sah die Planung vor, daß aus den im Gäste-
haus Wilkendorf geladenen Offizieren operative Gruppen gebildet wurden, die sich 
in die Räume der für den Einsatz vorgesehenen Truppenteile und Einheiten zweier 
mot. Schützendivisionen begeben sollten, um die notwendigen Maßnahmen einzu-
leiten. 
Da man eine solch großangelegte militärische Aktion nicht zwischen Mittag und 
Abend vorbereiten kann, war es nur verständlich, daß unter dem Vorwand der „Ge-
fechtsausbildung" oder der „Überprüfung der Gefechtsbereitschaft" die betreffen-
den Truppenteile und Einheiten bereits in ihren Konzentrierungsräumen unterge-
bracht und sofort einsatzbereit waren. 
Die operativen Gruppen, zu ihnen gehörten die Leiter der Politabteilungen der 
zwei eingesetzten mot. Schützendivisionen, fuhren auf Weisung des Ministers gegen 
23.00 Uhr in die Konzentrierungsräume. Wir hatten die Aufgabe: 
Erstens: die Alarmierung der dort untergebrachten Truppen auszulösen; 
Zweitens: Meetings durchzuführen, auf denen durch Verlesen eines Aufrufes die 
Armeeangehörigen über die Aktion zu informieren und für diese zu motivieren wa-
ren; 
Drittens: die Verlegung der Truppen aus diesen Räumen heraus in die neuen Kon-
zentrierungsräume in und um Berlin zu organisieren, durchzuführen und dort die 
Einsatzbereitschaft herzustellen. 
Die Kommandeure beider Divisionen kamen später nach, da sie noch bis zum Mor-
gen in einer internen Beratung mit dem Verteidigungsminister zusammensaßen. 
Ich fuhr mit einer der operativen Gruppen auf den Truppenübungsplatz Lehnin, wo 
eine der beiden mot. Schützendivisionen359 untergebracht war. Dort alarmierten 
wir den Stab der Division und die in diesem Raum liegenden Truppenteile und Ein-
heiten. Ich hatte bisher an so mancher Alarmierung teilgenommen. Doch mit wel-
cher Übersicht, die Regeln der Tarnung, Deckung und Verdunkelung strikt einhal-
tend, die Vorgesetzten auch der unteren Ebene ihre Kollektive führten, mit welch 
hohem Tempo die Genossen bei der Sache waren, hat mich stark beeindruckt. Es 
war stockfinstere Nacht, als ich mit der Taschenlampe in der Hand einen vorberei-
teten Aufruf vor den Armeeangehörigen eines Bataillons verlesen hatte. In ihm 
wurden das Ziel, die Aufgaben und die Verantwortung der Genossen genannt. Gern 
hätte ich mit der Taschenlampe rundum in die Gesichter der Genossen geleuchtet, 
um Studien zu machen, Resonanzen dieser oder jener Art festzustellen. Doch an der 
Art und Weise, wie sie sich dann nach dem Alarmsignal bewegten, in kürzester Zeit 

3 5 9 Auf dem ca. 40 km südwestlich von Berlin gelegenen Truppenübungsplatz Lehnin befand 
sich seit dem 10. 8. 1961 die 1. Mot . Schützendivision, die am 13. 8. 1961 mit der Sicherung 
des Außenringes um West-Berlin beauftragt wurde. 
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an den befohlenen Stellplätzen eintrafen, ohne Lärm zu machen ihren Platz an der 
Technik einnahmen, erkannte ich, daß auch sie ahnten: Hier liegt was in der Luft! 
Die Uberprüfung der Gefechtsbereitschaft und Gefechtsausbildung kann nur ein 
Vorwand sein, hier geht's um mehr! 
In den frühen Morgenstunden waren zahlreiche Bürger, vor allem Reisende aus der 
BRD und Westberlin, die auf der nahegelegenen Autobahn fuhren, Augenzeugen 
der Truppenbewegungen geworden. Die meisten von ihnen ahnten wohl nicht, daß 
es hierbei um Westberlin, um die Schließung der Grenze ging. Man möge mir meine 
Häme verzeihen, aber manch einer von ihnen mag, um mit dem Volksmund zu re-
den, auf das militärische Treiben geguckt haben wie ein Eichhörnchen, das sich in 
ein Waldcafe verirrt. 
Am 13. August - es war ein Sonntag - hatte ich dann vormittags in Berlin im Zen-
tralrat der FDJ zu tun. Dort erlebte ich unmittelbar vor dem Haus des Zentralrats, 
wie einige aufgebrachte Menschen, die von unseren Maßnahmen überrascht, teil-
weise auch schockiert waren, Proteste anmelden wollten. Auch versuchten sie, Un-
ruhe zu stiften. Doch nicht nur dort gab es Unruhestifter. Man traf sie in und um 
Berlin. So auch in Hennigsdorf, wo ich mich am Nachmittag des gleichen Tages auf-
hielt. Dort war es notwendig geworden, daß, ohne auch nur ein einziges Wort zu sa-
gen oder den Lautsprecher einzusetzen, demonstrativ die Aufklärungskompanie 
des mot. Schützenregiments „Hans Beimler"360 ganz besonnen durch Hennigsdorf 
und anschließend durch Hohen Neuendorf marschierte, um solchen Unruhestiftern 
zu sagen: Hier ist Schluß, gewöhne Dich an die neuen Verhältnisse! 
Nachdem ich in den Morgenstunden des 14. August meine Aufgabe in der operati-
ven Gruppe erfüllt hatte, fuhr ich in das Verteidigungsministerium nach Straußberg 
zurück. Ich meldete mich beim Chef der Politischen Hauptverwaltung, dem Ge-
nossen Admiral Waldemar Verner. Von ihm bekam ich den Auftrag, die Jugendar-
beit vor allem in den Truppenteilen und Einheiten zu organisieren und anzuleiten, 
die unmittelbar an der Staatsgrenze zu Westberlin eingesetzt waren. Denn wir 
brauchten unter den Armeeangehörigen eine hohe Moral und Einsatzbereitschaft, 
aber auch eine eiserne Disziplin. Das war ein Schwerpunkt unserer Arbeit in diesen 
Tagen. Eine zweite Aufgabe bestand darin, gemeinsam mit dem Zentralrat der FDJ 
eine breite politische Arbeit unter der Jugend der DDR zu leisten. In den Tagen 
nach dem 13. August fanden gemeinsam mit den gesellschaftlichen Organisationen 
des Territoriums eine Vielzahl von politischen Aktivitäten und Maßnahmen in den 
Truppenteilen und Einheiten statt. Viele Maßnahmen waren mit dem Zentralrat der 
FDJ abgestimmt worden. Von dort bekam ich wertvolle Informationen und auch so 
manchen Impuls für die Arbeit mit unseren jungen Soldaten. Ich entsinne mich an 
eine Beratung des Sekretariats des Zentralrats der FDJ, die nur wenige Tage nach 
dem 13. August in Berlin stattfand. An ihr nahmen alle 1. Sekretäre der FDJ-Be-
zirksleitungen teil. Der damalige Stellvertreter des Verteidigungsministers und Chef 
der Politischen Hauptverwaltung, Admiral Verner, sprach zu uns. Er erläuterte uns 
Jugendfunktionären anhand einer exakten Dokumentation überzeugend und an-
schaulich die Hintergründe für diese Maßnahme und welche Aufgaben und Ziele 
unsere Partei und Regierung gestellt haben. Nach dem Vortrag begaben wir uns zur 

360 Diesen Traditionsnamen trug das 1. Mot. Schützenregiment, das zum Bestand der 1. MSD 
gehörte. 
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Staatsgrenze, um persönlich in Augenschein zu nehmen, welches Bild sich nunmehr 
bot. Es war ein regelrechter Spaziergang an der Grenze entlang, von dem mir eine 
Episode noch gut in Erinnerung ist. Sie zeigt, wie das, was für den Gegner über-
raschend kam, aufgrund der absoluten Geheimhaltung auch für viele von uns über-
raschend war. So kam es vor, daß manche Tatsache bisweilen nicht als Wahrheit 
akzeptiert wurde. So beispielsweise, als der damalige 1. Sekretär der FDJ-Bezirks-
leitung Karl-Marx-Stadt in einem Stimmungsbericht an das übergeordnete Organ 
sinngemäß schrieb: In Karl-Marx-Stadt gibt es Gerüchte, wonach an den Grenzen 
zu Westberlin Stacheldraht ausgerollt sei. Und er informierte weiter, daß die FDJ-
Bezirksleitung Maßnahmen ergriffen hat, um solchen Gerüchten zu begegnen. 

Während unseres Spaziergangs vom Brandenburger Tor zum Potsdamer Platz ergab 
es sich, daß der Genösse Horst Schumann361, damals 1. Sekretär des Zentralrats der 
FDJ, den Genossen Freitag362 zu sich rief, zum Spaß aller Jugendfunktionäre, den 
Stacheldraht in die Hände nahm und sagte: „Na, Karl-Heinz, nun faß' mal die Ge-
rüchte hier selber an!" 

[...] 

Und was mich persönlich betrifft, so habe ich aus den Ereignissen des 13. Augusts 
die Schlußfolgerung gezogen: Um Menschen zu mobilisieren, sie zu Bekenntnissen 
zu führen, um sie herauszufordern, etwas für sie selbst nicht Übliches zu tun, sozu-
sagen über den eigenen Horizont hinaus zu denken, ihre eigenen Gewohnheiten zu 
überschreiten - dafür ist eine Situation, eine konkrete Situation, wie z.B. der 
13. August 1961, von großer Bedeutung. Der 13. August war insofern Ausgangs-
punkt für persönliches Wachsen und Reifen für jeden, der bewußt daran teilgenom-
men hat. So auch für mich. 

Hans Leopold 
Generalmajor 

3 6 1 Schumann, Horst (1924-1993). SED-Funktionär. 1959-1967 1. Sekretär des Zentralrats der 
FDJ. 1970-1989 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Leipzig. 

362 Freitag, Karl-Heinz (?-?). 1961 1. Sekretär der FDJ-Bezirksleitung Karl-Marx-Stadt. 




